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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM), des Rates 
zur Änderung der Haushaltsordnung vom 25. April 1973 für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, insbesondere 
auf Artikel 78f, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 183, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Vertrag vom 22. Juli 1975 sind bestimmte 
Haushaltsvorschriften der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften und des Vertrages zur Ein-
setzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften geändert 
worden. Angesichts dieser Änderungen müssen die Be-
stimmungen der Haushaltsordnung über die Feststellung 
des Haushaltsplans und die Maßnahmen, die zu treffen 
sind, falls der Haushaltsplan zu Beginn eines Haushalts-
jahres noch nicht verabschiedet worden ist, angepaßt 
werden. 

Ferner muß der Änderung der Befugnisse der beiden Or-
gane, die die Haushaltsbehörde darstellen, Rechnung ge- 

(1) ABI. Nr. L 116 vom 1. 5. 1973. 

tragen werden; d. h. die Bestimmungen über die Mittel-
übertragungen sind in der Weise anzupassen, daß das Eu-
ropäische Parlament in letzter Instanz über die Mittel-
übertragungen für Ausgaben entscheidet, die sich nicht 
zwingend aus den Verträgen oder den auf Grund der Ver-
träge erlassenen Rechtsakten ergeben. 

Durch den Vertrag vom 22. Juli 1975 wurde der Rech-
nungshof gegründet, der an die Stelle des Kontrollaus-
schusses und des Rechnungsprüfers der EGKS tritt. Der 
Rechnungshof ist hinsichtlich der Aufstellung und Aus-
führung des Haushaltsplans einem Organ gleichzustellen, 
und die Bestimmungen über die Zuständigkeit und die 
Ausübung der Befugnisse des Rechnungshofes müssen 
nach seiner Einsetzung überarbeitet werden. 

Praktiken, die für bestimmte Organe bei der Ausführung 
ihres Haushaltsplans üblich geworden sind, müssen auf 
alle Organe ausgedehnt werden. Insbesondere ist vorzu-
sehen, daß alle Organe die notwendigen Mittelübertra-
gungen innerhalb ihres Einzelplans allein vornehmen 
können. Für die Abteilung „Garantie" des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
empfiehlt es sich – da die Rechnung bis zum 31. März ab-
geschlossen sein muß –, vorzusehen, daß die Kommission 
zwischen dem 1. Januar und dem 31. März des folgenden 
Haushaltsjahres die notwendigen Mittelübertragungen 
von Kapitel zu Kapitel vornehmen kann. Die Kommission 
muß im Einklang mit den Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 2681/74 zu den erforderlichen Mittelübertra-
gungen zwischen den Kapiteln der Abteilung „Gar antie" 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft und dem Kapitel „Nahrungsmittelhilfe" 
ermächtigt werden. 
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Die Defini tion der Rechnungseinheit und die Methoden 
für die Umrechnung der Rechnungseinheit in die Wäh-
rungen der Mitgliedstaaten, die in Artikel 10 der Haus-
haltsordnung vom 25. April 1973 festgelegt sind, entspre-
chen nicht mehr den gegenwärtigen internationalen Wäh-
rungsbeziehungen. Der Währungsausschuß hat daher in 
seinem Bericht vom 4. März 1975 die Auffassung vertre-
ten, daß eine auf einem gemeinschaftlichen Währungs-
korb basierende Rechnungseinheit für die Bedürfnisse der 
Gemeinschaft insgesamt am besten geeignet ist. 

Der Rat hat in seinem Beschluß 75/250/EWG ( 1 ) eine sol-
che Rechnungseinheit bereits für die Beträge der Beihilfen 
festgelegt, die in Artikel 42 des AKP–EWG-Abkommens 
von Lome vorgesehen sind. Die Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften hat durch Beschluß Nr. 
3289/75/EGKS dieselbe Rechnungseinheit für die An-
wendung des EGKS-Vertrags angenommen. Die gleiche 
Definition ist für die Anwendung des EWG-Vertrags und 
des EAG-Ve rtrags zu übernehmen. 

Es empfiehlt sich, die verschiedenen Haushaltsverfahren 
für den Sozialfonds, den Regionalfonds und den Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft, Abteilung „Ausrichtung", zu harmonisieren 
und mit der allgemeinen Regelung in Übereinstimmung zu 
bringen. Es sind jedoch Übergangsbestimmungen vorzu-
sehen, um die schrittweise Anpassung der für diese Fonds 
erlassenen Bestimmungen an  die allgemeine Regelung zu 
ermöglichen. 

Für Vorhaben, deren Durchführung sich über mehrere 
Jahre erstreckt, ist es zweckmäßig, Verpflichtungs-
ermächtigungen und Zahlungsermächtigungen zu unter-
scheiden. Die Vorhaben, bei denen diese Unterscheidung 
vorgenommen wird, sind im Rahmen des Haushaltsver-
fahrens festzulegen. 

Angesichts der bisherigen Erfahrungen bei der Aufstel-
lung und Verwaltung des Programmhaushalts für die For-
schungs- und Investitionsmittel erweist es sich als zweck-
mäßig, das bisherige System zu rationalisieren und zu ver-
einfachen. 

Da das Amt für amtliche Veröffentlichungen für alle Or-
gane tätig ist, stellt es ein gemeinsames Instrument dar. 
Die Darstellung im Haushaltsplan und die entsprechen-
den Ausführungsbedingungen müssen daher verbessert 
werden. Hierzu sind zweierlei Maßnahmen notwendig: 
erstens müssen die Mittel des Amtes für Veröffentlichun

-

gen in einer Anlage zum Einzelplan „Kommission" veran-
schlagt werden, die in einer besonderen Haushaltslinie 

( 1 ) ABI. Nr. L 104 vom 24.4. 1975, S. 35. 

den Gesamtbetrag dieser Mittel ausweist, zweitens darf – 
um  den Haushaltsplan nicht unnötig aufzublähen – nicht 
mehr vorgesehen werden, daß die Organe zugunsten des 
Amtes Zahlungen leisten müssen. 

Um der Entwicklung der Gemeinschaftstätigkeiten Rech-
nung zu tragen, empfiehlt es sich, den Eingliederungsplan 
jedes Jahr im Rahmen des Haushaltsverfahrens festzule-
gen. 

Die endgültige Anwendung des Systems der eigenen Mit-
tel ab 1. Januar 1978 erfordert eine Anpassung bestimm-
ter Finanzvorschriften und die Einführung neuer Bestim-
mungen, um die finanzielle Eigenständigkeit der Gemein-
schaften durch die vollständige Vereinnahmung der eige-
nen Mittel zu gewährleisten. 

Im Rahmen der finanziellen Eigenständigkeit erfordert die 
Ausführung der Ausgaben nicht mehr zwangsläufig die 
Übertragung der bei Ablauf des Haushaltsjahres nicht ge-
bundenen Mittel. Die Möglichkeit dera rtiger Mittelüber-
tragungen ist daher abzuschaffen. 

Die Gemeinschaft muß jedoch in der Lage sein, die einge-
gangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen. Es ist daher ange-
zeigt, daß die diesen Verbindlichkeiten entsprechenden 
Mittel, die während des Haushaltsjahres nicht ausgegeben 
wurden, für die Erfüllung dieser Verpflichtungen global 
gültig bleiben. 

Die Anleihe ist als Mittel zur Finanzierung der Gemein-
schaftstätigkeiten anerkannt worden; die betreffenden 
Bestimmungen der Haushaltsordnung sind daher entspre-
chend anzupassen. 

Es ist notwendig, der seit der Ausarbeitung der Haus-
haltsordnung vom 25. April 1973 eingetretenen Preisent-
wicklung Rechnung zu tragen und die in den Artikeln 62, 
64, 65 und 103 erwähnten Beträge entsprechend anzu-
passen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Haushaltsordnung vom 25. Ap ril 1973 für den Ge

-

samthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 
(73/91/EGKS, EWG, Euratom) wird wie folgt geändert: 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz-
leramts vom 31. August 1976 — 14 — 680 70 — E — Fi 54/76. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten vom 26. Mai 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor-
den. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5745 
1. Die nachstehenden Artikel erhalten folgenden Wo rt

-laut: 

Artikel 1 

(1) Durch den Haushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften – im folgenden „Haushaltsplan" 
genannt – werden die voraussichtlichen Einnahmen 
und Ausgaben der Gemeinschaften für jedes Haus-
haltsjahr veranschlagt und im voraus bewilligt. Im 
Sinne dieser Haushaltsordnung umfassen die Ein-
nahmen und Ausgaben der Gemeinschaften folgen-
des: 

— die Verwaltungsausgaben der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und die ent-
sprechenden Einnahmen, 

— die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, 

— die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Atomgemeinschaft. 

Die vorerwähnten Ausgaben umfassen die Ausga

-

ben, die sich aus der Tätigkeit der Organe ergeben. 

Durch den Haushaltsplan werden auch die Anleihe- 
und Darlehenstransaktionen veranschlagt und be-
willigt. 

(2) Die jährlich im Haushaltsplan eingesetzten 
Mittel decken die während des Haushaltsjahres ein-
gegangenen Verbindlichkeiten und die entsprechen - 
den  Zahlungen unbeschadet der in Absatz 3 vorge-
sehenen Bestimmungen über die Mehrjahresvor-
haben. 

Ober  die bewilligten Mittel hinaus können keine 
Mittelbindungen oder Ausgabenanordnungen vor-
genommen werden. 

(3) Die Mittel für Mehrjahresvorhaben können 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen umfassen. 

Die Verpflichtungsermächtigungen ermöglichen die 
Eingehung der rechtlichen Verpflichtungen, die ab-
geschlossen werden müssen, um die Gesamtkosten 
von Vorhaben zu decken, deren Durchführung sich 
über mehrere Haushaltsjahre erstreckt. Sie stellen 
die Höchstgrenze der Ausgaben dar, die zur Durch-
führung der betreffenden Vorhaben gebunden wer-
den dürfen. 

Die Zahlungsermächtigungen ermöglichen die Zah-
lung der Ausgaben, die der Erfüllung der im Laufe 
des Haushaltsjahres oder früherer Haushaltsjahre 
eingegangenen Verbindlichkeiten entsprechen. Sie 
stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, die zur 
Deckung der entsprechenden Verbindlichkeiten ge-
leistet werden können. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen über die For-
schungs- und Investitionsmittel werden die Vorha-
ben, bei denen zwischen Verpflichtungsermächti-
gungen und Zahlungsermächtigungen unterschie-
den wird, im Rahmen des Haushaltsverfahrens fest-
gelegt. 

(4) Unbeschadet der Bestimmungen unter Absatz 
3 können Ausgaben für einen das Haushaltsjahr 
überschreitenden Zeitraum nur nach Maßgabe der 
im Haushaltsplan vorgesehenen besonderen Einzel-
heiten bewilligt werden. 

Die Verwaltungsausgaben im Zusammenhang mit 
Verträgen, die nach den örtlichen Gepflogenheiten 
für eine die Dauer des Haushaltsjahres überschrei-
tende Laufzeit geschlossen werden, fallen nicht unter 
Unterabsatz 1. Diese Ausgaben werden unter dem 
Haushaltsplan des Haushaltsjahres verbucht, in dem 
sie getätigt werden. 

Artikel 3 

Alle Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe in 
den Haushaltsplan und in die Haushaltsrechnung 
ohne vorhergehende Verrechnung einzusetzen. 

Artikel 4 

(1) Die Gesamteinnahmen dienen zur Deckung 
der Gesamtausgaben. Bei den Haushaltslinien, die 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen umfassen, wird für die Anwendung 
von Unterabsatz 1 der als Zahlungsverpflichtung 
eingesetzte Betrag berücksichtigt. 

(2) Zur Deckung der Ausgaben für die ergänzen-
den Forschungsprogramme gelten die in Artikel 4 
Absatz 6 des Beschlusses vom 21. April 1970 festge-
legten Bestimmungen. 

(3 ) Abweichend von Absatz 1 dürfen die zweck-
gebundenen Einnahmen wie Einkünfte aus Stiftun-
gen, Subventionen, Schenkungen und Vermächtnis-
sen nicht für einen anderen Zweck verwendet 
werden. 

Die Kommission kann alle Zuwendungen zugunsten 
der Gemeinschaften wie Stiftungen, Subventionen, 
Schenkungen und Vermächtnisse annehmen. 

Die Annahme von Zuwendungen, die mit Belastun-
gen irgendwelcher Art verbunden sein können, be-
darf der Genehmigung des Europäischen Parlaments 
und des Rates, die sich binnen zwei Monaten nach 
Eingang des Antrags der Kommission hierzu äußern. 
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Wird innerhalb dieses Zeitraums kein Einwand er-
hoben, so entscheidet die Kommission endgültig 
über die Annahme. 

Artikel 5 

Einzahlungen oder Auszahlungen dürfen nur im 
Wege der Verbuchung unter einem Artikel des 
Haushaltsplans vorgenommen werden. 

Artikel 6 

(1) Das Haushaltsjahr entspricht dem Kalender-
jahr. 

(2) Die Einnahmen eines Haushaltsjahres werden 
auf der Grundlage der im Laufe des Haushaltsjahres 
vereinnahmten Beträge in diesem Haushaltsjahr 
ausgewiesen. 

(3) Für die Verwendung der Mi ttel gelten fol-
gende Regeln: 

a) Bei den Haushaltslinien, in denen zwischen Ver-
pflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen unterschieden wird: 

— Die Mittelbindungen werden auf der Grund-
lage der bis zum Abschluß des Haushaltsjah-
res eingegangenen Verbindlichkeiten ver-
bucht. Der bei Abschluß des Haushaltsjahres 
nicht in Anspruch genommene Teil der Ver-
pflichtungsermächtigungen verfällt, wenn 
die Haushaltsbehörde im Laufe des Haus-
haltsverfahrens nichts anderes beschließt. 

— Die Zahlungen eines Haushaltsjahres wer-
den in diesem Haushaltsjahr auf der Grund-
lage der Ausgaben ausgewiesen, deren An-
ordnung beim Finanzkontrolleur bis zum 
31. Dezember eingegangen ist und deren 
Zahlung vom Rechnungsführer bis zum 
15. Januar des darauffolgenden Jahres gelei-
stet wurde. Der bei Abschluß des Haushalts-
jahres nicht in Anspruch genommene, aber 
eingegangenen Verbindlichkeiten entspre-
chende Teil der Zahlungsermächtigungen 
bleibt gültig und ist dazu bestimmt, im Laufe 
des oder der darauffolgenden Haushaltsjah-
re(s) die Gesamtheit der in früheren Haus-
haltsjahren eingegangenen und nicht erfüll-
ten Verbindlichkeiten in Höhe ihres Betrages 
zu decken. 

- Der Teil der Zahlungsermächtigungen, der 
bei Ablauf des Haushaltsjahres den Gesamt-
betrag der im Laufe des Haushaltsjahres und 
früherer Haushaltsjahre eingegangenen Ver-
bindlichkeiten übersteigt, verfällt. 

b) Bei den Haushaltslinien, in denen nicht zwischen 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungs-
ermächtigungen unterschieden wird (nicht auf-
geteilte Mittel): 

— Die Mittelbindungen werden auf der Grund-
lage der bis zum Abschluß des Haushaltsjah-
res eingegangenen Verbindlichkeiten ver-
bucht. Der bis zum Abschluß des Haushalts-
jahres nicht gebundene Teil der Mittel ver-
fällt. 

— Die Zahlungen eines Haushaltsjahres wer-
den in diesem Haushaltsjahr auf der Grund-
lage der Ausgaben ausgewiesen, deren An-
ordnung beim Finanzkontrolleur bis zum 
31. Dezember eingegangen ist und deren 
Zahlung vom Rechnungsführer bis zum 
15. Januar des darauffolgenden Jahres gelei-
stet wurde. Der bei Abschluß des Haushalts-
jahres gebundene und nicht ausgezahlte Teil 
der Mittel bleibt gültig und ist dazu be-
stimmt, im Laufe des oder der darauffolgen-
den Haushaltsjahre(s) die Gesamtheit der in 
früheren Haushaltsjahren eingegangenen 
und nicht erfüllten Verbindlichkeiten bis zur 
Höhe ihres Betrages zu decken. 

(4) Die Mittel des Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei-
lung Ausrichtung, können jedoch ausnahmsweise 
unter den in der Verordnung (EWG) Nr. 3171/75 
vom 3. Dezember 1975 ( 1 ) vorgesehenen Bedingun-
gen zur Finanzierung von Vorhaben verwendet wer-
den, für die sie ursprünglich nicht gebunden worden 
sind. 

Artikel 7 

Nach der endgültigen Feststellung des Haushalts-
plans für das folgende Haushaltsjahr können die 
darin veranschlagten Mi ttel mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar gebunden werden. Unabhängig von der Fest-
stellung dieses Haushaltsplans können jedoch für 
laufende Verwaltungsaufgaben, die unter dem fol-
genden Haushaltsjahr zu verbuchen sind und die ih-
rer Art  nach am Anfang dieses Haushaltsjahres fällig 
werden, ab 15. November jedes Jahres im Vorgriff 
Mittelbindungen zu Lasten der für das folgende 
Haushaltsjahr vorgesehenen Mittel vorgenommen 
werden, und zwar bis zu einem Viertel der entspre-
chenden Gesamtmittel des laufenden Haushaltsjah-
res. Dies gilt jedoch nicht für neue Ausgaben, die im 

( 1 ) ABI. Nr. L 315 vom S. 12. 1975, S. L 
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Haushaltsplan des laufenden Haushaltsjahres noch 
nicht grundsätzlich genehmigt worden sind. Ebenso 
können die Vorschüsse im Sinne der Artikel 107 und 
114 zur Finanzierung der Ausgaben des Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garan tie, und der Nah-
rungsmittelhilfe ab 10. Dezember gezahlt werden. 

Artikel 8 

Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht endgültig festgestellt, so gelten für die 
Mittelbindungen und Zahlungen von Ausgaben, die 
im letzten ordnungsgemäß verabschiedeten Haus-
haltsplan grundsätzlich genehmigt worden sind, die 
Bestimmungen von Artikel 78b des Vertrages über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, von Artikel 204 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und von Artikel 178 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft. 

Die Zahlungen können monatlich je Kapitel bis zu 
einem Zwölftel der Gesamtsumme der für das vor-
hergehende Haushaltsjahr unter dem betreffenden 
Kapitel bewilligten Mittel vorgenommen werden, 
wobei die Kommission jedoch monatlich höchstens 
über ein Zwölftel der Mittel verfügen darf, die im 
Entwurf des Haushaltsplans oder, falls ein solcher 
nicht vorliegt, im Vorentwurf des Haushaltsplans 
vorgesehen sind. Mittelbindungen können je Kapitel 
bis zu einem Viertel der Gesamtsumme der für das 
vorhergehende Haushaltsjahr unter dem betreffen-
den Kapitel bewilligten Mittel zuzüglich eines 
Zwölftels je abgelaufener Monat vorgenommen 
werden, wobei jedoch die im Entwurf des Haus-
haltsplans oder, falls ein solcher nicht vorliegt, im 
Vorentwurf des Haushaltsplans vorgesehenen Mit-
tel nicht überschritten werden dürfen. 

Unbeschadet von Absatz 2 kann der Rat auf Antrag 
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit gleich-
zeitig die Verwendung von zwei oder mehreren vor-
läufigen Zwölfteln genehmigen, soweit die Haus-
haltsführung dies erfordert. 

Bei Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Ver-
trag oder den auf Grund des Vertrages erlassenen 
Rechtsakten ergeben, leitet der Rat diesen Beschluß 
innerhalb von dreißig Tagen unverzüglich dem Eu-
ropäischen Parlament zu; das Europäische Parla-
ment kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder und 
mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen hinsicht-
lich des über das Zwölftel nach Absatz 2 hinausge-
henden Teils der Ausgaben einen anderslautenden 

Beschluß fassen. Der entsprechende Teil des Ratsbe-
schlusses wird ausgesetzt, bis das Europäische Par-
lament seinen Beschluß gefaßt hat. Faßt das Europä-
ische Parlament innerhalb der vorerwähnten Frist 
keinen anderslautenden Beschluß, so gilt der Be-
schluß des Rates als endgültig. 

Die in den vorstehenden Absätzen genannten Be

-

schlüsse sehen die zur Anwendung dieses Artikels er

-

forderlichen Maßnahmen hinsichtlich der Mittel 
vor. 

Für die Forschungs- und Investitionsmittel gilt Arti-
kel 101. 

Artikel 9 

Der Haushaltsplan und die Nachtrags- oder Berich-
tigungshaushaltspläne werden in ihrer endgültig 
festgestellten Form auf Veranlassung des Präsiden-
ten des Europäischen Parlaments im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Artikel 10 

(1) Der Haushaltsplan wird in Europäischen 
Rechnungseinheiten (ERE) aufgestellt. Die Rech-
nungseinheit bestimmt sich nach der Summe folgen-
der Beträge der Währungen der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft: 

0,828 Deutsche Mark 
0,0885 Pfund Sterling 

	

1,15 	französische Franken 
109 	italienische Lira 

	

0,286 	holländische Gulden 

	

3,66 	belgische Franken 

	

0,14 	luxemburgische Franken 
0,217 dänische Kronen 
0,00759 irische Pfund. 

(2) Der Wert der Rechnungseinheit in einer Wäh-
rung entspricht der Summe der Gegenwerte der in 
Absatz 1 angegebenen Währungsbeträge in dieser 
Währung. Er wird von der Kommission auf der 
Grundlage der auf den Devisenmärkten täglich er-
mittelten Wechselkurse festgesetzt ( 1 ). 

Die Tagesumrechnungskurse der einzelnen Landes

-

währungen liegen täglich vor. Sie werden im Amts- 

(1) ABl. Nr. C 21 vom 30. 1. 1976, S. 4. 
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blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent-
licht. 

(3) Die Umrechnungen zwischen der Europä-
ischen Rechnungseinheit (ERE) und den Landes-
währungen erfolgen gegebenenfalls zum Tageskurs 
unbeschadet der in Artikel 119 vorgesehenen Son-
derbestimmungen. 

Artikel 11 

Das Europäische Parlament, der Rat, der Gerichts-
hof und der Rechnungshof stellen vor dem 1. Juli ei-
nes jeden Jahres einen Haushaltsvoranschlag ihrer 
Ausgaben und eigenen Einnahmen für das folgende 
Jahr auf. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß übermittelt 
dem Rat vor dem 15. Juni einen Haushaltsvoran-
schlag seiner Ausgaben und Einnahmen für das fol-
gende Jahr. 

Diese Haushaltsvoranschläge werden der Kommis-
sion und – zur Kenntnisnahme – dem Europäischen 
Parlament und dem Rat spätestens am 1. Juli über-
mittelt. 

Artikel 12 

(1) Die Kommission 

- erstellt einen allgemeinen Voranschlag der Ein-
nahmen der Gemeinschaften und 

— faßt die in Artikel 11 genannten Haushaltsvor-
anschläge in dem Vorentwurf des Haushalts-
plans zusammen, den sie dem Rat spätestens am 
1. September eines jeden Jahres vorlegt. Sie 
übermittelt den Vorentwurf des Haushaltsplans 
gleichzeitig dem Europäischen Parlament. 

(2) Die Kommission erstellt eine allgemeine Ein-
leitung zum Vorentwurf des Haushaltsplans. Diese 
Einleitung umfaßt insbesondere: 

a) Finanzübersichten für den gesamten Haushalts-
plan, 

b) für den Einzelplan der Kommission: 

— die die Mittelanforderungen begründenden 
Zielvorstellungen, 

— die Erklärung für die Veränderungen bei den 
Mittelansätzen von einem Haushaltsjahr 
zum anderen, 

— die allgemeine Obersicht über die Anleihe- 
und Darlehenspolitik. 

(3) Jedem der anderen Einzelpläne des Vorent-
wurfs des Haushaltsplans wird eine von dem betref-
fenden Organ verfaßte Einleitung vorangestellt. 

(4) Der Vorentwurf des Haushaltsplans ist durch 
ein Arbeitsdokument zu ergänzen, das folgendes um-
faßt: 

a) hinsichtlich des Personals: 

— für jede Laufbahngruppe eine Organisa-
tions- und Personalübersicht, aus der die 
Planstellen und der tatsächliche Personalbe-
stand zum Zeitpunkt der Vorlage des Vor-
entwurfs des Haushaltsplans hervorgehen, 
getrennt nach Besoldungsgruppe und Ver-
waltungseinheit oder, bei den Forschungs-
anstalten der Gemeinsamen Forschungs-  
stelle, nach großen operationellen Einheiten; 

— bei Änderung des Personalbestands eine Be-
gründung für diese Änderungen; 

b) hinsichtlich der Ausgaben, bei denen zwischen 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungs-
ermächtigungen unterschieden wird: 

— eine Übersicht über alle Verpflichtungser-
mächtigungen und entsprechende Zahlungs-
ermächtigungen für das betreffende Haus-
haltsjahr; 

c) hinsichtlich der Subventionen für die Versor-
gungsagentur, die auf Grund der Verträge ge-
schaffenen Einrichtungen und die Europäischen 
Schulen: 

— einen Voranschlag der Einnahmen und Aus-
gaben. 

(5) Ferner fügt die Kommission dem Vorentwurf 
des Haushaltsplans folgendes bei: 

— die in Artikel 83 vorgesehene Analyse der Haus-
haltsführung für das abgelaufene Jahr; 

— eine Stellungnahme zu den Haushaltsvoran-
schlägen der anderen Organe; diese Stellung-
nahme kann abweichende Voranschläge enthal-
ten, die ordnungsgemäß begründet sein müssen. 

(6) Die Kommission kann von sich aus und gege-
benenfalls auf Antrag des Europäischen Parlaments, 
des Rates, des Gerichtshofes und des Rechnungsho-
fes – im Wege eines Berichtigungsschreibens – Vor-
schläge für eine Änderung des Vorentwurfs des 
Haushaltsplans vorlegen, um neuen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen, die bei der Ausarbeitung des 
Vorentwurfs nicht bekannt waren. 

(7) Soweit erforderlich, kann die Kommission 
Vorentwürfe von Nachtrags- und Berichtigungs-
haushaltsplänen vorlegen. Die Anträge des Europä-
ischen Parlaments, des Rates, des Gerichtshofes oder 
des Rechnungshofes auf Vorlage von Nachtrags- 
oder Berichtigungshaushaltsplänen werden von der 
Kommission der Haushaltsbehörde zugeleitet. Die 
Kommission kann diesen Anträgen eine abwei-
chende Stellungnahme beifügen. Diese Haushalts-
pläne werden 'in der gleichen Form und nach dem 
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gleichen Verfahren vorgelegt, geprüft, aufgestellt 
und endgültig festgestellt wie der Haushaltsplan, 
dessen Ansätze durch sie geändert werden. Sie sind 
unter Bezugnahme auf den betreffenden Haushalts-
plan zu begründen. Die zuständigen Stellen beraten 
hierüber unter Berücksichtigung der Dringlichkeit. 
Jeder Vorentwurf eines Nachtragshaushaltsplans ist 
dem Rat in der Regel spätestens zu dem Zeitpunkt 
vorzulegen, der für die Vorlage des Vorentwurfs des 
Haushaltsplans für das folgende Haushaltsjahr vor-
gesehen ist. 

Artikel 13 

Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans nach 
dem Verfahren des Artikels 78 des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, des Artikels 203 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein

-

schaft und des Artikels 177 des Vertrages zur Grün

-

dung  der Europäischen Atomgemeinschaft auf. 

Der Rat leitet diesen Entwurf dem Europäischen Par-
lament zu, das bis zum 5. Oktober hiermit befaßt 
sein muß. Er fügt eine Begründung bei, in der insbe-
sondere folgendes dargelegt wird: 

— die Obereinstimmung zwischen den wichtigsten 
Vorhaben der Gemeinschaften und den Mi ttel-
anforderungen, 

— die Änderungen der Mittelansätze gegenüber 
dem vorausgegangenen Haushaltsjahr, 

— die Gründe, aus denen der Rat gegebenenfalls 
vom Vorentwurf des Haushaltsplans abgewi-
chen ist. 

Artikel 14 

Der Haushaltsplan wird gemäß Artikel 78 des Ver-
trages über die Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl, Artikel 203 des Ver-
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und Artikel 177 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
endgültig festgestellt. 

Mit der endgültigen Feststellung des Haushaltsplans 
ist jeder Mitgliedstaat verpflichtet, die geschuldeten 
Beträge nach den in dieser Haushaltsordnung festge-
legten Bestimmungen der Kommission zur Verfü-
gung zu stellen. 

Artikel 15 

(1) Der Haushaltsplan umfaßt: 

— einen allgemeinen Voranschlag der Einnahmen 
der Gemeinschaften, 

- Einzelpläne, die jeweils die Einnahmen- und 
Ausgabenansätze des Europäischen Parlaments, 
des Rates, der Kommission, des Gerichtshofes 
und des Rechnungshofes umfassen. Die Ein-
nahmen und Ausgaben des Wirtschafts- und So-
zialausschusses werden im Einzelplan des Rates 
veranschlagt und in Form von Einnahmen- und 
Ausgabenplänen vorgelegt, die in der gleichen 
Weise gegliedert sind und denselben Vorschrif-
ten unterliegen wie die Einzelpläne. 

(2) Innerhalb eines jeden Einzelplans werden die 
Einnahmen und Ausgaben nach Art  und Bestim

-

mung in Titel, Kapitel, Artikel und Posten gegliedert. 

(3 ) Der Eingliederungsplan wird hinsichtlich der 
Aufteilung der Einnahmen und Ausgaben in Titel, 
Kapitel und Artikel im Rahmen des Haushaltsver-
fahrens festgelegt. 

(4) Jeder Einzelplan kann ein Kapitel für vorläu-
fig eingesetzte Mittel und ein Kapitel für nicht be-
sonders vorgesehene Ausgaben enthalten. Die Mittel 
dieser Kapitel dürfen nur im Wege von Mittelüber-
tragungen nach dem Verfahren des Artikels 21 ver-
wendet werden. 

(5) Dem Einzelplan der Kommission sind fol-
gende Unterlagen beizufügen: 

— die in Artikel 94 erwähnten Einnahmen- und 
Ausgabenansätze für die Forschungs- und 
Investitionstätigkeiten, 

— die in Artikel 115 Absatz 2 erwähnten Einnah-
men- und Ausgabenansätze des Amtes für amt-
liche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften. 

Ferner wird dem Haushaltsplan das in Artikel 16 
Absatz 3 erwähnte Dokument über sämtliche Anlei-
he- und Darlehenstransaktionen als Anlage beige-
fügt. 

Artikel 16 

Aus dem Haushaltsplan muß folgendes zu ersehen 
sein: 

1. in der allgemeinen Obersicht über die Einnah-
men: 

— die voraussichtlichen Einnahmen der Ge-
meinschaften für das betreffende Haushalts-
jahr, gegliedert in Titel, Kapitel, Artikel und 
Posten; 

— die Einnahmen des vorhergehenden Haus-
haltsjahres, gegliedert in Titel, Kapitel, Arti-
kel und Posten; 

— die entsprechenden Erläuterungen zu den 
einzelnen Unterteilungen; 
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2. im Einzelplan jedes Organs: 

a) bei den Einnahmenansätzen: 

— die für das betreffende Haushaltsjahr 
veranschlagten Einnahmen jedes Organs, 
nach einem System der Dezimalklassifi-
kation, gegliedert in Titel, Kapitel, Arti-
kel und Posten; 

— in der gleichen Weise gegliedert die im 
Haushaltsplan für das vorhergehende 
Haushaltsjahr veranschlagten Einnah-
men und die im letzten abgeschlossenen 
Haushaltsjahr festgestellten Einnahmen; 

— die entsprechenden Erläuterungen zu den 
einzelnen Einnahmelinien; 

b) bei den Ausgabenansätzen: 

— bei den Haushaltslinien, in denen nicht 
zwischen Verpflichtungsermächtigungen 
und Zahlungsermächtigungen unter-
schieden wird, 

— die für das betreffende Haushaltsjahr 
veranschlagten Mittel, nach einem 
System der Dezimalklassifikation ge-
gliedert in Titel, Kapitel, Artikel und 
Posten; 

— in der gleichen Weise gegliedert die 
für das vorausgehende Haushaltsjahr 
veranschlagten Mittel und die tat-
sächlichen Ausgaben des letzten ab-
geschlossenen Haushaltsjahres; 

— bei den Haushaltslinien, in denen zwi-
schen Verpflichtungsermächtigungen 
und Zahlungsermächtigungen unter-
schieden wird, 

— nach dem im vorstehenden Gedan-
kenstrich genannten System geglie-
dert die für das betreffende Haus-
haltsjahr und für das vorhergehende 
Haushaltsjahr erteilten Zahlungser-
mächtigungen und die tatsächlichen 
Ausgaben des letzten abgeschlosse-
nen Haushaltsjahres; 

— in den Erläuterungen die für das be-
treffende Haushaltsjahr und für das 
vorhergehende Haushaltsjahr erteil-
ten Verpflichtungsermächtigungen 
und die im letzten abgelaufenen 
Haushaltsjahr eingegangenen Ver-
bindlichkeiten sowie ein Fälligkeits-
plan für die Zahlungen; 

— die entsprechenden Erläuterungen zu 
den einzelnen Unterteilungen; diese Er-
läuterungen können bindend sein, doch 
ist dies dann ausdrücklich anzugeben; 

c) hinsichtlich des Personals: 

— im Anhang ein Stellenplan, in dem die 
Anzahl der Planstellen nach Besoldungs-
gruppen in jeder Laufbahngruppe und 
Sonderlaufbahn festgesetzt ist; 

— im Anhang zum Einzelplan der Kommis-
sion ein nach Laufbahngruppen und Be-
soldungsgruppen gegliederter Stellen-
plan der Beamten, Anlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Forschungsstelle und 
Bediensteten auf Zeit in Dauerplanstel-
len, die im Rahmen der Haushaltsmittel 
zu besetzen sind. 

Beim wissenschaftlichen und technischen 
Personal kann die Gliederung jedoch 
nach Maßgabe der in jedem Haushalts-
plan festgelegten Bedingungen nach 
Gruppen von Besoldungsgruppen vorge-
nommen werden. Der Personalbestand 
der Beamten mit hoher wissenschaftli-
cher oder technischer Qualifikation, de-
nen nach Maßgabe der Sondervorschrif-
ten des Statuts besondere Vorteile ge-
währt werden, ist im Stellenplan geson-
dert anzugeben. 

Der Stellenplan stellt für jedes Organ eine 
Höchstgrenze dar, über die hinaus keine Er-
nennung-vorgenommen werden darf; 

3. hinsichtlich der Anleihe- und Darlehenstransak-
tionen : 

a) im Einzelplan „Kommission": 

— die den Transaktionsarten entsprechen-
den Haushaltslinien, im Prinzip mit ei-
nem z. E. versehen; 

— Erläuterungen, die insbesondere den 
Hinweis auf die Rechtsgrundlage, even

-

tuell das Jahresvolumen der vorgesehe-
nen Transaktionen und die finanzielle 
Garantie der Gemeinschaften für die 
Abwicklung dieser Transaktionen ent-
halten; 

b) in einem Dokument im Anhang zum Einzel-
plan „Kommission": 

— die laufenden Kapitaltransaktionen und 
der Schuldendienst, 

— als Hinweis die Kapitaltransaktionen 
und der Schuldendienst für das betref-
fende Haushaltsjahr. 
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Artikel 18 

Die Kommission führt den Haushaltsplan in eigener 
Verantwortung gemäß dieser Haushaltsordnung im 
Rahmen der bewilligten Mittel aus. 

Die Kommission überträgt die zur Ausführung der 
Einzelpläne des Europäischen Parlaments, des Rates, 
des Gerichtshofes und des Rechnungshofes erforder-
lichen Befugnisse den betreffenden Organen: 

Mit Ausnahme der in den Artikeln 43, 52 und 55 ge-
nannten Fälle können die Kommission und die übri-
gen Organe ihre Befugnisse nach Maßgabe ihrer Ge-
schäftsordnungen innerhalb der in der Übertra-
gungsverfügung festzulegenden Grenzen übertra-
gen. 

Die Bevollmächtigten dürfen nur im Rahmen der ih-
nen ausdrücklich übertragenen Befugnisse tätig 
werden. 

Die Befugnisübertragungen sind nach Maßgabe der 
in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbe-
stimmungen allen beteiligten Stellen mitzuteilen. 

Soweit nichts anderes bestimmt wird, werden der 
Rechnungshof und der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß bei der Anwendung dieser Haushaltsordnung 
den Organen der Gemeinschaften gleichgestellt. 

Artikel 21 

(1) Die Mittel werden nach Kapiteln und Artikeln 
gegliedert. 

(2) Jedes Organ kann innerhalb seines Einzel-
plans nach Maßgabe des Mittelbedarfs die Zah-
lungsermächtigungen anpassen. 

Es setzt die Kommission und die Haushaltsbehörde 
hiervon in Kenntnis. 

(3 ) a) Das Europäische Parlament, der Rat, der 
Gerichtshof und der Rechnungshof können 
innerhalb ihres Einzelplans Mittelübertra-
gungen von Kapitel zu Kapitel innerhalb ei-
nes Titels und Übertragungen innerhalb der 
einzelnen Kapitel vornehmen. 

Die Mittelübertragungen des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses werden vom Rat be-
schlossen. 

Die Kommission und die Haushaltsbehörde 
werden von diesen Obertragungen unter-
richtet. 

b) Die Kommission kann in ihrem Einzelplan 
Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapitel 
innerhalb der Titel für die Personal- und 
Verwaltungsausgaben und in allen Titeln 
Mittelübertragungen innerhalb eines Kapi-
tels vornehmen. 

(4) Die übrigen Mittelübertragungen werden 
nach folgendem Verfahren vorgenommen: 

Die Anträge auf Mittelübertragung sind an  die 
Kommission zu richten und werden von dieser dem 
Europäischen Parlament und dem Rat zugeleitet. 

Die Mittelübertragungen für Ausgaben, die sich 
zwingend aus dem Vertrag oder den auf Grund des 
Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben, gelten als 
genehmigt, wenn der Rat, der mit , qualifizierter 
Mehrheit und nach Anhörung des Europäischen Par-
laments entscheidet, innerhalb von sechs Wochen 
nach Eingang des Antrags auf Mittelübertragung 
keinen anderslautenden Beschluß gefaßt hat. 

Die Mittelübertragungen für Ausgaben, die sich 
nicht zwingend aus dem Vertrag oder den auf Grund 
des Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben, gel-
ten als genehmigt, wenn das Europäische Parlament 
nach Anhörung des Rates innerhalb von sechs Wo-
chen nach Eingang des Antrags keinen anderslau-
tenden Beschluß gefaßt hat. 

Die Mittelübertragungen, die sowohl Ausgaben, die 
sich zwingend aus dem Vertrag oder den auf Grund 
des Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben, als 
auch andere Ausgaben betreffen, gelten als geneh-
migt, wenn weder der Rat noch das Europäische Par-
lament innerhalb von sechs Wochen nach Eingang 
des Antrags einen anderslautenden Beschluß gefaßt 
haben. 

Wird in dem im vorstehenden Unterabsatz vorgese-
henen Fall der für eine Mittelübertragung vorge-
schlagene Betrag vom Europäischen Parlament und 
vom Rat um einen unterschiedlichen Betrag gekürzt, 
so gilt der niedrigere von einem der beiden Organe 
akzeptierte Betrag als genehmigt. 

(5) Jeder Vorschlag für eine Anpassung der Zah-
lungsermächtigungen und für eine Mittelübertra-
gung innerhalb eines Kapitels oder von Kapitel zu 
Kapitel bedarf des Sichtvermerks des Finanzkontrol-
leurs, der bescheinigt, daß die Mittel verfügbar sind. 

(6) Sofern nach Maßgabe des Haushaltsverfah-
rens nichts anderes bestimmt wird, können nur die 
Artikel des Haushaltsplans durch Übertragung mit 
Mitteln ausgestattet werden, für die der Haushalts-
plan Mittel bewilligt oder den Vermerk „zur Erinne-
rung" trägt. 
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(7) Dieser Artikel gilt für die Mittel, die zweckge-
bundenen Einnahmen im Sinne von Artikel 4 Absatz 
3 entsprechen, nur insofern, als der Verwendungs-
zweck dieser Einnahmen nicht geändert wird. 

Artikel 22 

(1) Abweichend von den Artikeln 3 und 23 kann 
von Rechnungen durch Anweisung des Nettobetrags 
folgendes abgezogen werden: 

a) die einem Vertragspartner auferlegten Vertrags-
strafen; 

b) zu Unrecht gezahlte Beträge, soweit ihr Aus-
gleich durch Vorwegabzug von einer Zahlung 
gleicher Art vorgenommen werden kann, die aus 
Mitteln des gleichen Kapitels, Artikels und 
Haushaltsjahres geleistet wird, unter denen der 
zuviel gezahlte Betrag ausgewiesen wurde; 

c) der Wert von Geräten und Material für wissen-
schaftliche und technische Zwecke sowie der 
Wert der bei der Neuanschaffung von Fahrzeu-
gen, Material und Anlagen nach Handelsbrauch 
in Zahlung gegebenen Gegenstände gleicher Art. 

Nachlässe, Rückvergütungen und Rabatte, die auf 
Rechnungen in Abzug gebracht werden, sind nicht 
gesondert als Einnahme zu buchen. 

(2) Abweichend von Artikel 3 können wieder-
verwendet werden: 

a) die Einnahmen, die sich aus der Erstattung zu 
Unrecht aus Haushaltsmitteln gezahlter Beträge 
ergeben; 

b) die Erlöse aus Lieferungen und Leistungen zu-
gunsten anderer Organe und Einrichtungen ein-
schließlich der Erstattung der für Rechnung die-
ser Organe oder Einrichtungen vergüteten Tage-
gelder; 

c) die vereinnahmten Versicherungsleistungen; 

d) die Erlöse aus dem Verkauf von Veröffent-
lichungen und Filmen; 

e) die von den Mitgliedstaaten auf Grund des Pro-
tokolls über die Vorrechte und Befreiungen vor-
genommenen Erstattungen der Steuern, die im 
Preis der an die Gemeinschaften gelieferten Er-
zeugnisse oder der ihr erbrachten Leistungen 
enthalten waren; 

f) die Einnahmen aus entgeltlichen Lieferungen, 
Leistungen und Bauarbeiten; 

g) der Erlös aus dem Verkauf von Kraftfahrzeugen, 
Material und Anlagen sowie von Geräten und 
Material für wissenschaftliche und technische 
Zwecke anläßlich ihrer Neuanschaffung. 

Die Wiederverwendung ist jeweils vor Ablauf des 
Haushaltsjahres vorzunehmen, das auf das Haus-
haltsjahr folgt, in dem die Einnahme eingezogen 
wurde. 

Der Buchungsplan sieht besondere Verbuchungsstel-
len für die Erfassung der Wiederverwendung bei den 
Einnahmen und den Ausgaben vor. 

(3) Abweichend von den Artikeln 3 und 23 kön-
nen die von Dritten geleisteten Rückzahlungen bei 
der Verbuchung von den Ausgaben abgezogen wer-
den, wenn das Organ eine Zahlung geleistet hat, die 
es gegenüber den Zahlungsempfängern rechtlich 
schuldet, deren Betrag jedoch ganz oder teilweise für 
diese Dritten gezahlt wurde. 

(4) Abweichend von Artikel 3 können Kursverlu-
ste und -gewinne bei der Überweisung von Mitteln 
sowie Soll- und Habenzinsen der Kassenführung ge-
geneinander aufgerechnet werden, wobei nur der 
Saldo als Einnahme oder Ausgabe zu verbuchen ist. 

In den in Absatz 1 Buchstabe c) und Absatz 2 Buch-
staben b ), d), f) und g) erwähnten Fällen sind die Ab-
züge und Wiederverwendungen nur möglich, wenn 
sie in den Erläuterungen zum Haushaltsplan vorge-
sehen sind. 

Artikel 23 

(1) Alle Maßnahmen, die eine Forderung der 
Gemeinschaft begründen oder ändern können, sind 
von dem zuständigen Anweisungsbefugten vorher zu 
beantragen. Diese Anträge sind dem Finanzkontrol-
leur des Organs zwecks Erteilung des Sichtvermerks 
zuzuleiten. 

Sie müssen insbesondere Angaben über die A rt  der 
Einnahme, ihre voraussichtliche Höhe und ihre Ver-
buchungsstelle im Haushaltsplan sowie die Bezeich-
nung des Schuldners enthalten. Durch den Sichtver-
merk des Finanzkontrolleurs wird bestätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle; 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
des Antrags im Hinblick auf die geltenden Be-
stimmungen, insbesondere den Haushaltsplan, 
die Verordnungen und alle in Durchführung der 
Verträge und der Verordnungen erlassenen Vor-
schriften sowie auf die Grundlage der wirtschaft-
lichen Haushaltsführung. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5745 

Für bestimmte laufende Einnahmen können gemäß 
den in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbe-
stimmungen für einen längeren Zeitraum zusam-
mengefaßte Anträge gestellt werden. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk 
verweigern. Die höchste Stelle des Organs kann sich 
durch einen hinreichend begründeten Beschluß und 
auf ihre alleinige Verantwortung über diese Verwei-
gerung hinwegsetzen. Dieser Beschluß ist auszufüh-
ren; er wird dem Finanzkontrolleur zur Kenntnis-
nahme mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes Organs 
unterrichtet den Rechnungshof in regelmäßigen 
Zeitabständen über alle ihre Beschlüsse. 

(2) Für jede festgestellte Forderung stellt der zu

-

ständige Anweisungsbefugte eine Einziehungsan-
ordnung aus, die zusammen mit den Belegen dem 
Finanzkontrolleur zwecks Erteilung des Sichtver-
merks zugeleitet wird. Nach Erteilung des Sichtver-
merks werden die Forde rungen vom Rechnungsfüh-
rer im Rahmen der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen in ein Verzeichnis 
eingetragen. 

Durch den Sichtvermerk wird bestätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
der Anordnung im Hinblick auf die geltenden 
Bestimmungen, 

c) die Ordnungsmäßigkeit der Belege, 

d) die Richtigkeit der Bezeichnung des Schuldners, 

e) der Fälligkeitstermin, 

f) die Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung, 

g) die Richtigkeit des Betrags und der Währung der 
Einziehungsanordnung. 

Bei Verweigerung des Sichtvermerks findet Absatz 1 
Unterabsatz 2 dieses Artikels Anwendung. 

Artikel 24 

(1) Der Rechnungsführer führt die ordnungs-
gemäß ausgestellten Einziehungsanordnungen aus. 

Er hat dafür zu sorgen, daß die Einnahmen der Ge-
meinschaften jeweils zu dem in den Einziehungs-
anordnungen vorgesehenen Zeitpunkt eingehen, 
und daß die Rechte der Gemeinschaften gewahrt 
werden. 

Der Rechnungsführer unterrichtet den Anweisungs-
befugten und den Finanzkontrolleur, wenn die Ein-
nahmen nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen 
eingehen. 

(2) Verzichtet der Anweisungsbefugte auf die 
Einziehung einer festgestellten Forderung, so über-
mittelt er zuvor einen Annullierungsvorschlag dem 
Finanzkontrolleur zwecks Erteilung des Sichtver

-

merks und dem Rechnungsführer zur Kenntnis-
nahme. 

Durch den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs 
wird die Ordnungsmäßigkeit des Verzichts und seine 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der wirt-
schaftlichen Haushaltsführung bestätigt. Der mit 
dem Sichtvermerk versehene Vorschlag wird vom 
Rechnungsführer in ein Verzeichnis eingetragen. 

Bei Verweigerung des Sichtvermerks kann sich die 
höchste Stelle des Organs durch einen hinreichend 
begründeten Beschluß und auf ihre alleinige Ver-
antwortung über diese Verweigerung hinwegsetzen. 
Dieser Beschluß ist auszuführen; er wird dem 
Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 
Die höchste Stelle jedes Organs unterrichtet den 
Rechnungshof in regelmäßigen Zeitabständen über 
alle ihre Beschlüsse. 

(3) Stellt der Finanzkontrolleur fest, daß eine 
Maßnahme, die eine Forderung begründet, nicht ge-
troffen wurde oder daß eine Forderung nicht einge-
zogen wurde, so unterrichtet er hiervon das Organ, 
dem er angehört. 

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden gemäß Artikel 118 festgelegt. 

Artikel 26 

(1) Die von den einzelnen Mitgliedstaaten abzu-
führenden eigenen Mittel und gegebenenfalls die in 
Artikel 4 Absätze 2 und 3 des Beschlusses vom 
21. April 1970 vorgesehenen Beiträge der Mitglied-
staaten werden in Rechnungseinheiten, wie sie in Ar-
tikel 10 definie rt  sind, im Haushaltsplan veran-
schlagt. Ihre Bereitstellung und Abführung erfolgen 
nach Maßgabe des Titels II der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 
1971 zur Durchführung des Beschlusses vom 
21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbei-
träge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der 
Gemeinschaften ( 1 ), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung 	 (2). 

(2) Bei der Veranschlagung dieser Mittel werden 
für die neuen Mitgliedstaaten die Bestimmungen des 
Artikels 131 der Beitrittsakte berücksichtigt. 

(1) ABI. Nr. L 3 vom 5. 1. 1971, S. 1. 

(2) In Ausarbeitung befindliche Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71. 
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Artikel 27 

Die von den Mitgliedstaaten gemäß Titel II der Ver-
ordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des Ra-
tes vom 2. Januar 1971 abzuführenden eigenen Mit-
tel werden ohne Rücksicht auf den in Artikel 2 der 
gleichen Verordnung festgesetzten Zeitpunkt der 
Feststellung im laufenden Haushaltsjahr verbucht. 

2. Artikel 28 wird gestrichen. 

3. Die nachstehenden Artikel erhalten folgenden Wo rt
-laut: 

Artikel 29 

Der Saldo jedes Haushaltsjahres, der gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 24 der geänderten Verord-
nung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 berechnet 
wird, wird – je nachdem, ob es sich um einen Über-
schuß oder ein Defizit handelt – auf der Einnahmen-
seite oder auf der Ausgabenseite im Haushaltsplan 
des zweiten darauffolgenden Haushaltsjahres ver-
bucht. 

Falls die Lage es erfordert, kann jedoch im Wege ei-
nes Nachtragshaushaltsplans beschlossen werden, 
den Betrag in voller Höhe oder teilweise bereits in 
dem unmittelbar darauffolgenden Haushaltsjahr 
einzusetzen. 

Artikel 30 

(1) Die in Artikel 4 Absatz 6 des Beschlusses vom 
21. April 1970 vorgesehenen Beiträge werden wie 
folgt abgeführt: 

- 7/12 des im Haushaltsplan veranschlagten Beitra-
ges bis zum 31. Januar; 

— die verbleibenden 5/12 bis zum 15. Juli. 

(2) Alle von den Mitgliedstaaten geschuldeten zu-
sätzlichen Beiträge oder Zahlungen sind binnen 30 
Tagen nach Abberufung der Mittel dem Konto bzw. 
den Konten der Kommission gutzuschreiben. 

(3) Diese Zahlungen werden dem in Artikel 7 Ab-
satz 1 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) 
Nr. 2/71 vorgesehenen Konto gutgeschrieben und 
unterliegen den Bestimmungen des Artikels 9 Ab-
satz 2 der gleichen Verordnung. 

Artikel 31 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat viermal jährlich einen Bericht über die 
Finanzlage der Gemeinschaften vor. 

Artikel 32 

Die in Artikel 26 vorgesehenen Zahlungen der eige-
nen Mittel werden in Landeswährung geleistet und 
in Rechnungseinheiten umgerechnet in der Buchfüh-
rung ausgewiesen. 

Die in den Artikeln 26 und 30 erwähnten Beiträge 
werden in Rechnungseinheiten festgesetzt; die Zah-
lung wird in Landeswährung geleistet. 

Artikel 33 

Die Kommission übermittel jedem Mitgliedstaat 
vierteljährlich eine Aufstellung über die Überwei-
sungen, die aus der Währung des betreffenden Mit-
gliedstaats in eine andere Währung und umgekehrt 
vorgenommen worden sind. 

4. Die Artikel 34 bis 39 werden gestrichen. 

5. Die nachstehenden Artikel erhalten folgenden Wo rt
-laut: 

A rtikel 40 

(1) Für alle Maßnahmen, die zu einer Ausgabe zu 
Lasten des Haushaltsplans führen können, muß der 
zuständige Anweisungsbefugte vorher einen Mittel-
bindungsantrag stellen. Bei laufenden Ausgaben 
können Mittelbindungen für einen längeren Zeit-
raum zusammengefaßt beantragt werden. 

(2) Die Beschlüsse der Kommission über die Ge-
währung finanzieller Zuschüsse im Rahmen der ver-
schiedenen Fonds oder entsprechender Maßnahmen 
gelten unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 
107 als Mittelbindungen. 

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu den Ab-
sätzen 1 und 2 werden nach Maßgabe des Artikels 
118 festgelegt. Sie müssen die genaue buchmäßige 
Erfassung der Mittelbindungen und der Auszah-
lungsanordnungen entsprechend dem tatsächlichen 
Bedarf sicherstellen. 

Artikel 41 

Die Mittelbindungsanträge werden zusammen mit 
den Belegen innerhalb jedes Organs dem Finanzkon-
trolleur und dem Rechnungsführer zugeleitet; auf 
den Anträgen sind insbesondere der Gegenstand der 
Ausgabe, der voraussichtliche Ausgabenbetrag – 
soweit möglich unter Angabe der Währungen –, die 
Verbuchungsstelle sowie der Zahlungsempfänger 
anzugeben; nach Erteilung des Sichtvermerks durch 
den Finanzkontrolleur werden die Anträge nach 
Maßgabe der in Artikel 118 vorgesehenen Durch-
führungsbestimmungen in ein Verzeichnis eingetra-
gen. 
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Artikel 42 

Mit der Erteilung des Sichtvermerks durch den Fi-
nanzkontrolleur wird für die Mittelbindungsanträge 
folgendes bestätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle; 

b) die Verfügbarkeit der Mi ttel; 

c) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
der Ausgabe im Hinblick auf die geltenden Be-
stimmungen, insbesondere den Haushaltsplan, 
die Verordnungen sowie alle in Durchführung 
der Verträge und der Verordnungen erlassenen 
Vorschriften; 

d) die Einhaltung der Grundsätze der wirtschaft-
lichen Haushaltsführung. 

Der Finanzkontrolleur trägt den im Entlastungs-
beschluß enthaltenen Bemerkungen Rechnung. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz 
werden gemäß Artikel 118 festgelegt. 

Artikel 43 

Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk 
verweigern. Verweigert der Finanzkontrolleur den 
Sichtvermerk, so hat er dies in einer schriftlichen 
Bemerkung hinreichend zu begründen. Die Verwei-
gerung wird dem Anweisungsbefugten mitgeteilt. 

Wird der Sichtvermerk verweigert und hält der An-
weisungsbefugte seinen Antrag aufrecht, so wird der 
Antrag in den in Artikel 18 Absätzen 1 und 2 ge-
nannten Organen jeweils der höchsten Stelle des be-
troffenen Organs zur Entscheidung vorgelegt. 

Abgesehen von den Fällen, in denen die Verfügbar-
keit der Mittel in Frage steht, kann sich die betref-
fende höchste Stelle durch einen hinreichend be-
gründeten Beschluß und auf ihre alleinige Verant-
wortung über die Verweigerung des Sichtvermerks 
hinwegsetzen. Dieser Beschluß ist auszuführen; er 
wird dem Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme 
mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes Organs unterrich-
tet den Rechnungshof in regelmäßigen Zeitabstän-
den über alle ihre Beschlüsse. 

Artikel 44 

Die Feststellung einer Ausgabe ist die Handlung, 
durch welche der Anweisungsbefugte 

— den Anspruch des Zahlungsempfängers prüft, 

— das Bestehen und den Betrag der Forderung be-
stimmt oder prüft, 

— die Bedingungen für die Fälligkeit der Forderung 
prüft. 

Artikel 45 

(1) Für die Feststellung von Ausgaben ist die Vor-
lage von Belegen erforderlich, aus denen der An-
spruch des Zahlungsempfängers und die Art der von 
ihm erbrachten Leistung oder das Vorhandensein ei-
nes Nachweises zur Rechtfertigung der Zahlung 
hervorgehen. Die in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen regeln A rt  und Inhalt 
der Belege, die den Auszahlungsanordnungen beizu-
fügen sind. 

(2) Die Belege für die Rechnungsführung und für 
die Erstellung der Haushaltsrechnung und der Ver-
mögensübersicht werden während eines Zeitraums 
von fünf Jahren nach der in Artikel 92 genannten 
Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans 
aufbewahrt, mit Ausnahme der Belege für Vorgänge, 
die noch nicht endgültig abgeschlossen sind. 

(3) Der für die Feststellung der Ausgaben zustän-
dige Anweisungsbefugte nimmt die Belegprüfung 
selbst vor oder prüft unter eigener Verantwortung 
nach, ob diese vorgenommen worden ist. 

Artikel 47 

Durch Ausstellung einer förmlichen Auszahlungs

-

anordnung weist der Anweisungsbefugte den Rech

-

nungsführer an, eine festgestellte Ausgabe zu zahlen. 

Artikel 48 

Die Auszahlungsanordnung muß enthalten: 

— das Haushaltsjahr, unter dem die Ausgabe ver-
bucht werden soll, 

— den Artikel des Haushaltsplans und gegebenen-
falls weitere Untergliederungen, 

— den zu zahlenden Betrag (in Ziffern und in Buch-
staben) unter Angabe der Währung, 

— Name und Anschrift des Zahlungsempfängers, 

— den Gegenstand der Ausgabe und 

— soweit möglich die Zahlungsform. 

Artikel 49 

Der Auszahlungsanordnung sind die in den Durch

-

führungsbestimmungen gemäß Artikel 118 festge

-

legten Originalbelege beizufügen; sie werden verse- 
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hen mit bzw. begleitet von einer Bescheinigung, mit 
der die Richtigkeit der zu zahlenden Beträge, der 
Eingang der Lieferungen oder die Ausführung der 
Leistungen sowie gegebenenfalls die Eintragung der 
Gegenstände in die Bestandsverzeichnisse der Ge-
meinschaften bestätigt wird. 

Außerdem ist auf der Auszahlungsanordnung die 
Nummer der Sichtvermerke für die entsprechenden 
Mittelbindungen anzugeben. An Stelle der Original-
belege können gegebenenfalls Abschriften verwen

-

det werden, deren Übereinstimmung mit dem Origi-
nal von dem Anweisungsbefugten zu bescheinigen 
ist. 

Artikel SO 

Bei Abschlagszahlungen sind der ersten Auszah-
lungsanordnung Belege beizufügen, aus denen der 
Anspruch des Zahlungsempfängers auf die Ab-
schlagszahlung hervorgeht. Die bereits vorgelegten 
Belege sowie die nähere Bezeichnung der ersten Aus-
zahlungsanordnung sind auf den folgenden Auszah-
lungsanordnungen zu vermerken. Der Anweisungs-
befugte kann dem Personal Vorschüsse gewähren, 
wenn dies im Statut oder in einer Vorschrift aus-
drücklich vorgesehen ist. 

Der Anweisungsbefugte kann einen Vorschuß zur 
Deckung von Beträgen genehmigen, die ein Beamter 
oder sonstiger Bediensteter für Rechnung seines Or-
gans auszulegen hat. Die Durchführungsbestim-
mungen hierzu werden gemäß Artikel 118 festgelegt. 

Außer den Vorschüssen der Zahlstellen im Sinne des 
Artikels 57 dürfen Vorschüsse nur gezahlt werden, 
wenn der Finanzkontrolleur vorher seinen Sichtver-
merk erteilt hat. 

Artikel 51 

Die Auszahlungsanordnungen sind dem Finanzkon-
trolleur zur vorherigen Erteilung des Sichtvermerks 
zuzuleiten. 

Durch den vorherigen Sichtvermerk werden bestä-
tigt: 

a) die Ordnungsmäßigkeit der Erteilung der Aus-
zahlungsanordnung; 

b) die Obereinstimmung der Auszahlungsanord-
nung mit der Mittelbindung und die Richtigkeit 
des Betrages; 

c) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle; 

d) die Verfügbarkeit der Mittel;  

e) die Ordnungsmäßigkeit der Belege; 
f) die Richtigkeit der Bezeichnung des Zahlungs-

empfängers. 

Artikel 52 

Wird der Sichtvermerk verweigert, so findet Artikel 
43 Anwendung. 

Artikel 53 

Nach Erteilung des Sichtvermerks wird das Original 
der Auszahlungsanordnung zusammen mit den Be-
legen dem Rechnungsführer zugeleitet. 

Artikel 62 

Aufträge, deren Summe 15 000 Rechnungseinheiten 
übersteigt, werden in jedem Organ vor der Entschei-
dung des Anweisungsbefugten einem Vergabebeirat 
zur Begutachtung vorgelegt, dessen Arbeitsweise 
durch in Artikel 118 vorgesehene Durchführungsbe-
stimmungen geregelt wird. 

Artikel 64  

Zur Sicherung der Vertragsausführung kann nach 
Maßgabe der in Artikel 118 vorgesehenen Durch-
führungsbestimmungen von den Lieferern oder Un-
ternehmern im Rahmen der Garantiebedingungen 
eine vorherige Sicherheitsleistung verlangt werden. 

Die Höhe der Sicherheit richtet sich nach: 

— den bei Lieferverträgen handelsüblichen Bedin-
gungen, 

— den besonderen Verdingungsunterlagen für die 
Ausführung von Bauleistungen. 

Bei Bauleistungen, deren Auftragssumme 200 000 
Rechnungseinheiten übersteigt, ist die Sicherheitslei-
stung obligatorisch. Bis zur endgültigen Abnahme 
kann eine Sicherheit einbehalten werden. 

Bei Nichtausführung oder bei verspäteter Ausfüh-
rung des Auftrags hält sich das Organ  schadlos für 
alle Schäden, Zinsen und Kosten, indem es insbe-
sondere den einer angemessenen Wiedergutma-
chung des Schadens entsprechenden Betrag von der 
Sicherheit abzieht, ohne Rücksicht darauf, ob diese 
unmittelbar von dem Lieferer bzw. dem Unterneh-
mer oder von einem Dritten geleistet wird. 

Artikel 65 

Aufträge können auch lediglich gegen Rechnung 
vergeben werden, wenn der voraussichtliche Wert 
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der Lieferung oder Leistung 250 RE nicht übersteigt. 
Dieser Betrag wird für Ausgaben, die außerhalb der 
vorläufigen Arbeitsorte des Organs getätigt werden 
müssen, auf 600 RE erhöht. 

Artikel 71 

Die Rechnungsführung ist in Rechnungseinheiten 
nach Kalenderjahren in Form der „doppelten Buch-
führung" vorzunehmen. Sie muß sämtliche Einnah-
men und Ausgaben des Haushaltsjahres erfassen. Sie 
stützt sich auf die Belege. 

Die Haushaltsrechnung und die Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden werden in Rechnungs-
einheiten aufgestellt. 

Artikel 72 

Die Buchungen im Zusammenhang mit der Rech-
nungsführung über die Haushaltsvorgänge und der 
Buchführung über die Mittelbindungen und Auszah-
lungsanordnungen sind nach einem Buchungsplan 
vorzunehmen, dessen Kontengruppen genau nach 
den für die Aufstellung der Übersicht über das Ver-
mögen und die Schulden maßgebenden Konten und 
den Konten für Haushaltsausgaben und -einnahmen 
getrennt sind. 

Sie müssen einen monatlichen Kontenabschluß so-
wie eine nach Kapiteln und Artikeln gegliederte 
Übersicht über die Haushaltseinnahmen und -aus-
gaben ermöglichen, die dem Finanzkontrolleur 
übermittelt werden. 

Artikel 73 

Mit Ausnahme der in den Artikeln 107 und 114 er-
wähnten Vorschüsse werden alle Vorschüsse auf ei-
nem Verwahrkonto verbucht und spätestens in dem 
Haushaltsjahr abgerechnet, das auf die Zahlung die-
ses Vorschusses folgt ; ausgenommen sind Dauervor-
schüsse, die in regelmäßigen Zeitabständen über-
prüft werden. 

Die in Artikel 50 Absatz 3 erwähnten Vorschüsse 
werden jedoch binnen zwei Monaten nach Durch-
führung der Maßnahme abgerechnet, für die sie ge-
währt wurden. 

Artikel 75 

Die Bücher werden bei Ablauf des Haushaltsjahres 
abgeschlossen, damit die  Obersicht über das Vermö-
gen und die Schulden der Gemeinschaften und die 
Haushaltsrechnung, die in Titel VI dieser Haus-
haltsordnung vorgesehen sind, aufgestellt werden 
können. Die Haushaltsrechnung ist dem Finanzkon-
trolleur vorzulegen. 

Ausgleichszahlungen und Zahlungen für die zusätz-
lichen Zeiträume werden zum 31. Dezember des be-
treffenden Haushaltsjahres verbucht. 

Artikel 76 

Die Anweisungsbefugten sind disziplinarisch ver-
antwortlich und gegebenenfalls zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn sie Forderungen feststellen oder 
Einziehungsanordnungen erteilen, Mittelbindungen 
vornehmen oder Auszahlungsanordnungen unter-
zeichnen, ohne dabei diese Haushaltsordnung und . 

 die entsprechenden Durchführungsbestimmungen 
zu beachten. Das gleiche gilt, wenn sie es unterlassen, 
ein Dokument auszustellen, das eine Forderung be-
gründet, oder wenn sie die Erteilung von Einzie-
hungsanordnungen ohne Grund unterlassen oder 
verzögern. 

Artikel 81 

Die Kommission erstellt spätestens bis zum 1. Juni 
eine Haushaltsrechnung der  Gemeinschaften, die die 
folgenden nach dem Eingliederungsplan unterteilten 
Tabellen umfaßt: 

1. eine Einnahmentabelle, die folgendes enthält: 

— die Einnahmenansätze des Haushaltsjahres, 

— die Änderungen der Einnahmenansätze auf 
Grund von Nachtrags- oder Berichtigungs-
haushaltsplänen, 

— die im Laufe des Haushaltsjahres eingezoge-
nen Einnahmen; 

2. Tabellen über die Entwicklung der Mittel des 
Haushaltsjahres, aus denen — getrennt nach Ver-
pflichtungsermächtigungen, Zahlungsermächti-
gungen und nicht aufgeteilten Mitteln — folgen-
des ersichtlich ist: 

— die ursprünglichen Mittelansätze, 

— die Änderungen durch Nachtrags- oder Be-
richtigungshaushaltspläne, 

— die Änderungen durch Mittelübertragungen, 

— die endgültigen Mittel des Haushaltsjahres; 

3. Ausgabentabellen, aus denen die Verwendung 
der Ausgabenmittel des Haushaltsjahres und 
insbesondere folgendes ersichtlich ist: 

— die endgültigen Mittel, getrennt nach Ver-
pflichtungsermächtigungen, Zahlungser

-

mächtigungen und nicht aufgeteilten Mit-
teln, 
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— die zu Lasten des Haushaltsjahres gebunde-
nen Mittel, getrennt nach Verpflichtungser-
mächtigungen und nicht aufgeteilten Mit-
teln, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres geleisteten 
Zahlungen, getrennt nach Zahlungsermäch-
tigungen und nicht aufgeteilten Mitteln, 

— die Feststellung der Mittelbindungen des 
Haushaltsjahres und die Berechnung der bei 
Abschluß des Haushaltsjahres noch zu zah-
lenden Beträge, 

— die Verpflichtungsermächtigungen, die auf 
Grund von Artikel 95 oder durch Beschluß 
der Haushaltsbehörde in Durchführung von 
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) erster Ge-
dankenstrich gültig bleiben, 

— die Zahlungsermächtigungen, die auf Grund 
von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) erster 
Gedankenstrich gültig bleiben, 

— die nicht aufgeteilten Mi ttel, die auf Grund 
von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b) gültig 
bleiben, 

— die verfallenen Mi ttel, getrennt nach Ver-
pflichtungsermächtigungen, Zahlungser

-

mächtigungen und nicht aufgeteilten Mit-
teln. 

Diesen Tabellen ist gegebenenfalls eine Obersicht 
über die Einnahmen, die Ausgaben und die Sal-
den der in Artikel 22 Absatz 2 genannten Wie-
derverwendungsvorgänge beizufügen. 

4. Tabellen über die Verwendung der Mittel frühe-
rer Haushaltsjahre, die gültig bleiben, aus denen 
folgendes ersichtlich ist: 

— die Höhe der Mi ttel, die gültig bleiben, ge-
trennt nach Verpflichtungsermächtigungen 
und anderen Mitteln, 

— die Mittelbindungen zu Lasten der Verpflich-
tungsermächtigungen, die gültig bleiben, 

— die Zahlungen zu Lasten der Zahlungser-
mächtigungen und der nicht aufgeteilten 
Mittel, die gültig bleiben, 

— die Feststellung der bei Abschluß des vorher-
gehenden Haushaltsjahres noch zu zahlen-
den Beträge und die Berechnung der bei Ab-
schluß des laufenden Haushaltsjahres noch 
zu zahlenden Beträge, 

— die Höhe der nicht verbrauchten Mi ttel, die 
für das folgende Haushaltsjahr gültig blei-
ben, 

— die Höhe der verfallenen Mittel, getrennt 
nach Verpflichtungsermächtigungen und 
anderen Mitteln. 

5. Der Haushaltsrechnung ist als Anhang ein Do-
kument über die Kapitaltransaktionen und den 
Schuldendienst beizufügen, aus dem folgendes 
ersichtlich ist: 

— einerseits 

a) die Höhe der gewährten Darlehen, 

b) die Höhe der Rückzahlungen auf die auf-
genommenen Anleihen und die Anleihe-
kosten, 

— andererseits 

a) der Betrag der Anleihen, 

b) die Höhe der Rückzahlungen auf das Ka-
pital und die Zinsen der Darlehen. 

Artikel 82 

Bis spätestens zum 1. Ap ril teilt jedes Organ der 
Kommission die Angaben, die sie für die Erstellung 
der Haushaltsrechnung und der Vermögensüber-
sicht benötigt, sowie einen Beitrag zu der in Artikel 
83 erwähnten Analyse der Haushaltsführung mit. 

Artikel 83 

Der Haushaltsrechnung wird eine Analyse der 
Haushaltsführung des betreffenden Jahres vorange-
stellt. Darin sind alle Einnahmen und Ausgaben, die 
sich auf das abgelaufene Haushaltsjahr beziehen, für 
jedes Organ der Gemeinschaften auszuweisen. Sie 
hat dieselbe Form und dieselben Untergliederungen 
wie der Haushaltsplan. 

Artikel 84 

Die Kommission erstellt innerhalb der in Artikel 81 
vorgesehenen Frist die Übersicht über das Vermögen 
und die Schulden der Gemeinschaften zum 31. De-
zember des abgelaufenen Haushaltsjahres. Dieser 
Obersicht ist ein zum gleichen Zeitpunkt aufgestell-
ter Kontenabschluß beigefügt, welcher den Konten-
stand in Soll und Haben sowie die Salden wiedergibt. 
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ABSCHNITT II 

RECHNUNGSPRÜFUNG 

BESTIMMUNGEN 
BETREFFEND DEN RECHNUNGSHOF 

Artikel 85 

Die Haushaltsrechnung, die Analyse der Haushalts-
führung und die Übersicht über das Vermögen und 
die Schulden werden dem Rat und dem Europä-
ischen Parlament spätestens bis zum 1. Juni übermit-
telt. Dem Rechnungshof werden diese Dokumente 
mitgeteilt. 

Artikel 86 

Jedes Organ übermittelt dem Rechnungshof viertel-
jährlich, spätestens aber in dem Monat nach Ablauf 
des Vierteljahres, und für das vierte Vierteljahr spä-
testens in dem Monat nach Abschluß des Haushalts-
jahres die Buchungsbelege, insbesondere die Unter-
lagen und Bescheinigungen betreffend die genaue 
Anwendung der Bestimmungen über die Ausführung 
des Haushaltsplans sowie die Mittelbindungen, die 
Zahlung von Ausgaben, die Feststellung und die Ein-
ziehung von Einnahmen, vorbehaltlich der Anwen-
dung des Artikels 14 der Verordnung (EWG, Eu-
ratom, EGKS) Nr. 2/71 und des Artikels 87 dieser 
Haushaltsordnung. Der Rechnungshof kann an 
jedes Organ Fragen betreffend die genannten 
Buchungsbelege richten. 

Artikel 87 

Durch die Prüfung, die der Rechnungshof an Hand 
der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an 
Ort und Stelle durchführt, stellt dieser die Rechtmä-
ßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und 
Ausgaben im Hinblick auf die Verträge, den Haus-
haltsplan, die Haushaltsordnungen und alle in 
Durchführung der Verträge erlassenen Vorschriften 
fest und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit 
der Haushaltsführung. 

Bei der Durchführung seiner Aufgaben kann der 
Rechnungshof nach Maßgabe des Artikels 89 von al-
len Dokumenten und Informationen betreffend die 
Rechnungsführung der seiner Kontrolle unterlie-
genden Dienststellen und sonstigen Einrichtungen 
Kenntnis nehmen; er ist befugt, alle Bediensteten zu 
hören, die für Ausgaben- oder Einnahmenvorgänge 
verantwortlich sind, und von allen Prüfungsmög

-

lichkeiten Gebrauch zu machen, die diesen Stellen 
eingeräumt sind. 

Um alle Auskünfte zu erhalten, die er für die Erfül-
lung der Aufgabe benötigt, welche ihm auf Grund 
der Verträge und der in Durchführung dieser Ver-
träge erlassenen Bestimmungen übertragen ist, kann 
der Rechnungshof auf seinen Wunsch zu den Maß-
nahmen hinzugezogen werden, welche die Kommis-
sion gemäß den Artikeln 8 und 9 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 und den Artikeln 13 und 14 der 
Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 
durchführt. Diese Bestimmung gilt auch hinsichtlich 
der Kontrolle aller von den Gemeinschaften geschaf-
fenen Fonds. 

Artikel 88 

Der Rechnungshof achtet darauf, daß alle Depot-
und Kassenbestände in Wertpapieren und Mitteln an 
Hand von Bescheinigungen, die von den verwahren-
den Stellen unterzeichnet sind, oder an Hand von 
amtlichen Feststellungsvermerken des Kassen- und 
Wertpapierbestands geprüft werden. Er kann der-
artige Prüfungen selbst vornehmen. 

Artikel 89 

Die Kommission und die anderen Organe gewähren 
dem Rechnungshof jede Unterstützung und erteilen 
alle Auskünfte, die letzterer zur Erfüllung seiner 
Aufgabe für erforderlich hält, insbesondere alle 
Auskünfte, über die sie auf Grund der Kontrollen 
verfügen, die sie gemäß der Gemeinschaftsregelung 
bei den Dienststellen durchgeführt haben, welche an 
der Haushaltsführung der Gemeinschaften beteiligt 
sind und Ausgaben für Rechnung der Gemeinschaf-
ten tätigen. Sie halten insbesondere alle Unterlagen 
über die Vergabe von Aufträgen, alle Bücher über 
Kassen- und Sachbestand, Buchungsunterlagen, Be-
lege, sich hierauf beziehende Verwaltungsdokumen-
te, Unterlagen über die Einnahmen und Ausgaben, 
Bestandsverzeichnisse sowie Organisations- und 
Personalübersichten der Dienststellen, die er zur Prü-
fung der Haushaltsrechnung an Hand der Rech-
nungsunterlagen oder an Ort und Stelle für erforder-
lich hält, zur Verfügung des Rechnungshofes. 

Zu diesem Zweck sind die den Prüfungen des Rech-
nungshofes unterliegenden Bediensteten insbeson-
dere verpflichtet, 

a) ihre Kasse zu öffnen sowie die Kassen-, We rt
- und Sachbestände jeglicher Art  und die von ih-

nen verwahrten Belege für die Rechnungsfüh-
rung sowie sämtliche Bücher und Register und 
sämtliche anderen damit zusammenhängenden 
Dokumente vorzulegen, 

b) die Korrespondenz und alle sonstigen Doku-
mente vorzulegen, die für die vollständige 
Durchführung der Prüfung im Sinne des Artikels 
87 Absatz 1 notwendig sind. 
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Die Erteilung der Informationen nach Buchstabe b) 
darf nur vom Rechnungshof oder von einem seiner 
Mitglieder gefordert werden; sie ist schriftlich anzu-
fordern. 

Der Rechnungshof ist befugt, die Dokumente über 
die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaften 
zu prüfen, die in den Dienststellen der Organe, insbe-
sondere in den für die Beschlüsse über die Einnah-
men und Ausgaben verantwortlichen Dienststellen 
verwahrt werden. 

Die Prüfung der Rechtmäßigkeit und Ordnungs-
mäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben sowie die 
Kontrolle der Wi rtscha ftlichkeit der Haushalts-
führung erstrecken sich auch auf die Verwendung 
der Gemeinschaftsmittel durch Stellen außerhalb der 
Organe, die diese Mi ttel als Subventionen erhalten. 

Die Gewährung von Subventionen an Stellen außer-
halb der Organe setzt voraus, daß der Empfänger der 
Subvention ihrer Verwendungsprüfung durch den 
Rechnungshof zustimmt. 

Artikel 90 

Die Bemerkungen, die dem Rechnungshof zur Auf-
nahme in den in Artikel 78d des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, in Artikel 206 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und in Artikel 180 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft vorgese-
henen Bericht geeignet erscheinen, werden der 
Kommission und den betroffenen Organen zur 
Kenntnis gebracht. 

Alle Organe übermitteln ihre Stellungnahme dem 
Rechnungshof. Mit Ausnahme der Kommission 
übermitteln die Organe ihre Stellungnahme gleich-
zeitig der Kommission. Der Rechnungshof fügt sei-
nem Jahresbericht eine Beurteilung der Wirtschaft-
lichkeit der Haushaltsführung bei. 

Artikel 91 

Der Rechnungshof übermittelt seinen Bericht den 
Organen 45 Tage nach Eingang der Haushaltsrech-
nung. 

Die Organe übermitteln dem Rechnungshof die 
Antworten drei Monate nach Eingang des Berichtes 
und der obengenannten Bemerkungen. 

Artikel 92 

Vor dem 30. April des folgenden Jahres erteilt das 
Europäische Parlament auf Empfehlung des Rates, 

der mit qualifizierter Mehrheit entscheidet, der 
Kommission Entlastung zur Ausführung des Haus-
haltsplans. Kann dieser Termin nicht eingehalten 
werden, so teilt das Europäische Parlament oder der 
Rat der Kommission die Gründe für den Aufschub 
dieser Entscheidung mit. 

Die Organe treffen alle zweckdienlichen Maßnah-
men, um den in den Entlastungsbeschlüssen enthal-
tenen Bemerkungen Folge zu leisten. Sie erstatten auf 
Wunsch des Europäischen Parlaments oder des Ra-
tes Bericht über die im Anschluß an diese Bemerkun-
gen getroffenen Maßnahmen und insbesondere über 
die Weisungen, die sie an die an der Ausführung des 
Haushaltsplans beteiligten Dienststellen gerichtet 
haben. Diese Berichte werden auch dem Rechnungs-
hof übermittelt. 

Vorbehaltlich von Absatz 2 Satz 2 haben die Organe 
in einer Anlage zur Haushaltsrechnung des folgen-
den Haushaltsjahres Rechenschaft über die Maß-
nahmen abzulegen, die auf die im Entlastungs-
beschluß enthaltenen Bemerkungen hin getroffen 
wurden. 

Artikel 93 

Die Titel I bis VI und Titel XI finden auf die For-
schungs- und Investitionsmittel des in Artikel 94 ge-
nannten Anhangs – nachstehend „Anhang" genannt 
– sowie auf den in Artikel 98 vorgesehenen Finanzie-
rungsplan Anwendung, sofern keine abweichenden 
Bestimmungen vorgesehen sind oder soweit sie nicht 
mit den besonderen Bestimmungen dieses Titels un-
vereinbar sind. 

Artikel 94 

Die Forschungs- und Investitionsmittel, deren Ge-
samtbetrag als Verpflichtungsermächtigungen und 
als Zahlungsermächtigungen im Haushaltsplan in 
ein besonderes Kapitel innerhalb des Einzelplans 
„Kommission" eingesetzt wird, sind in einem An-
hang zu diesem Einzelplan detaillie rt  aufgeführt. 

Dieser Anhang, der Teil des Haushaltsplans ist, um-
faßt: 
— die Mittel für die Durchführung jedes For-

schungs- und Investitionsvorhabens, 

- die den sonstigen Tätigkeiten entsprechenden 
Mittel. 

Artikel 95 

(1) Ein globaler Mehrjahresbetrag, „Tranche" 
genannt, wird jeweils in dem Haushaltskapitel be-
reitgestellt, das dem vom Rat in Programmbeschlüs-
sen oder in gleichar tigen Beschlüssen festgelegten 
Forschungs- und Investitionsvorhaben entspricht. 
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Die Tranche ist die haushaltsmäßige Bereitstellung 
des Gesamtbetrags jeder Zuweisung je Forschungs- 
und Investitionsvorhaben unter Berücksichtigung 
etwaiger finanzieller Reserven, sofern für das Vor-
haben nicht verschiedene Stufen festgelegt sind, die 
jeweils ein zusammenhängendes Ganzes bilden. 

(2) Die jährlich im Haushaltsplan für die For-
schungs- und Investitionsausgaben bewilligten Mit-
tel umfassen Verpflichtungsermächtigungen und 
Zahlungsermächtigungen. 

(3) Die Verpflichtungsermächtigungen innerhalb 
der einzelnen Tranchen sind dazu bestimmt, die 
Deckung aller rechtlichen Verpflichtungen zu er-
möglichen, welche die Kommission eingehen kann. 

Sie stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, für 
die die Kommission während des für die Durchfüh-
rung der entsprechenden Vorhaben zugrunde geleg-
ten Haushaltsjahres Ausgabenverbindlichkeiten 
eingehen darf. 

Die Verpflichtungsermächtigungen bleiben – abwei-
chend von Artikel 6 – bis zu ihrer Aufhebung im 
Wege des Haushaltsverfahrens gültig. 

(4) Die Zahlungsermächtigungen stellen die 
Höchstgrenze der Ausgaben dar, die während eines 
Haushaltsjahres zur Deckung der im Laufe des 
Haushaltsjahres oder im Laufe früherer Haushalts-
jahre eingegangenen Verbindlichkeiten geleistet 
oder angewiesen werden können. 

Die den gültig bleibenden Verpflichtungsermächti-
gungen entsprechenden Zahlungsermächtigungen 
bleiben – abweichend von Artikel 6 – bis zu ihrer 
Aufhebung im Wege des Haushaltsverfahrens gültig. 

6. Artikel 96 wird gestrichen. 

7. Die nachstehenden Artikel erhalten folgenden Wo rt
-laut: 

Artikel 97 

Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 15 Ab-
sätze 2 und 3 wird der Eingliederungsplan des An-
hangs hinsichtlich der Bezeichnung der Kapitel und 
Artikel nach Maßgabe des Bestimmungszwecks der 
Ausgaben, der sich hauptsächlich aus der Verwirk-
lichung der Forschungsziele oder der sonstigen Tä-
tigkeiten ergibt, aufgestellt. 

Ferner werden die Ausgaben innerhalb der Kapitel 
und Artikel nach ihrer Art  in Gruppen gegliedert, die 
ihrerseits in Rubriken unterteilt sind; im Haushalts

-

plan wird diese Gliederung allerdings nur bei den 
Gruppen vorgenommen. 

Artikel 98 

(1) Ergänzend zu den in Artikel 12 genannten Un-
terlagen wird dem Vorentwurf des Anhangs ein 
Finanzierungsplan beigefügt, in dem in Form von 
Sammelkonten die bei den Kapiteln und Artikeln 
dieses Anhangs bereitgestellten Mittel zusammenge-
faßt sind, die dem Einsatz der Mittel für die Verwirk-
lichung der Forschungs- und Investitionsvorhaben 
(Durchführungsmittel) entsprechen. 

Diese sind beispielsweise: 

— die wissenschaftlichen Abteilungen, 

— die allgemeinen Dienste, 

— die wissenschaftlichen und technischen Hilfs-
dienste. 

Ferner enthält der Finanzierungsplan ein Konto für 
die Personalausgaben. 

(2) Der Finanzierungsplan, der gegebenenfalls 
nach Feststellung des Haushaltsplans berichtigt 
wird, dient der Haushaltsführung als Grundlage. 

In diesem Plan werden vorläufig die Ausgaben ver-
bucht, die dem Einsatz der Durchführungsmittel und 
der Verwendung des Kontos für die Personalausga-
ben entsprechen. 

(3) Jedem Durchführungsmittel entspricht ein 
Sammelkonto, in dem die in den verschiedenen Kapi-
teln des Anhangs für den Einsatz dieser Dienste be-
reitgestellten Mittel entsprechend ihrer Art nach der 
in Artikel 97 Absatz 2 vorgesehenen Gliederung zu-
sammengefaßt sind. 

Diese Gliederung wird auch innerhalb des Kontos 
für die Personalausgaben vorgenommen. 

(4) Die bei dem Konto für die Personalausgaben 
vorläufig veranschlagten Mittel dürfen die in den 
Sammelkonten zur Verfügung gestellten Beträge 
nicht übersteigen. 

Die bei den einzelnen Sammelkonten vorläufig ver-
buchten Ausgaben dürfen die zu Lasten der Kapitel 
und Artikel des Anhangs bewilligten Mittel für den 
Einsatz der betreffenden Durchführungsmittel nicht 
übersteigen, es sei denn, daß ein Aufkommen, das in-
folge von Übertragungen innerhalb der Kapitel und 
Artikel dieses Anhangs oder infolge der Bereitstel- 
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lung zusätzlicher Mittel für Rechnung Dritter über 
dem Voranschlag liegt, es ermöglicht, die Ausgaben 
in gleichem Maße zu erhöhen. Diese zusätzlichen Be-
träge werden wie folgt bereitgestellt: 

— als Verpflichtungsermächtigungen in Höhe der 
Rückzahlungen, die in den mit den auftrag-
gebenden Dritten geschlossenen Verträgen vor-
gesehen sind, 

— als Zahlungsermächtigungen in Höhe der festge-
stellten Beträge dieser Rückzahlungen. 

(5) Die vorläufigen Verbuchungen zu Lasten des 
Kontos für Personalausgaben müssen monatlich 
nach Abzug der Gemeinschaftsteuer auf die Sam-
melkonten verteilt werden. Die vorläufigen Verbu-
chungen zu Lasten der Sammelkonten müssen mo-
natlich im Wege endgültiger Verbuchungen auf die 
Forschungsziele und sonstigen Tätigkeiten verteilt 
werden, und zwar in dem Maße, wie die Durchfüh-
rungsmittel dafür eingesetzt werden. 

(6) Der Haushaltsrechnung wird als Anlage ein 
Dokument beigefügt, in dem die Ergebnisse der zu 
Lasten der einzelnen Sammelkonten vorläufig ver-
buchten Vorgänge und der zu Lasten des Kontos für 
Personalausgaben verbuchten Vorgänge dargelegt 
sind. 

Artikel 100 

Dem in Artikel 94 genannten Anhang wird ein nach 
Kapiteln und Artikeln gegliederter Fälligkeitsplan 
für die Verbindlichkeiten und die Zahlungen beige-
fügt, der Teil des Haushaltsplans ist und folgendes 
enthält: 

a) für jede Tranche den für die Inanspruchnahme 
der Verpflichtungsermächtigungen vorgesehe-
nen Zeitplan; er wird jährlich überprüft; 

b) für jeden Voranschlag der Verpflichtungser-
mächtigungen den für die Zahlungen vorgesehe-
nen jährlichen Zeitplan. 

Artikel 101 

Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres 
nicht endgültig festgestellt, so werden die Ausgaben 
wie folgt vorgenommen: 

a) hinsichtlich der zu Lasten jedes Kapitels bereit-
gestellten Mittel für den Einsatz der Durchfüh-
rungsmittel findet Artikel 8 Anwendung, 

b) hinsichtlich der spezifischen Mittel der Kapitel 
des Anhangs können die Zahlungen monatlich je 
Kapitel bis zu einem Zwölftel der jährlichen 

Voranschläge geleistet werden, die für das betref-
fende Haushaltsjahr im Fälligkeitsplan der Zah-
lungen im Rahmen der Voranschläge der Ver-
pflichtungsermächtigungen vorgesehen sind. Die 
Mittelbindungen können bis zu einem Viertel der 
Mittel vorgenommen werden, die in dem Fällig-
keitsplan für die vorhersehbaren Verbindlichkei-
ten für das betreffende Haushaltsjahr –zuzüglich 
eines Zwölftels je abgelaufener Monat – aufge-
führt sind, wobei jedoch die im Entwurf des 
Haushaltsplans oder, falls dieser nicht vorliegt, 
im Vorentwurf des Haushaltsplans vorgesehe-
nen Mittel nicht überschritten werden dürfen. 

Artikel 102 

(1) Jeder Beschluß über Mittelübertragungen be-
darf des vorherigen Sichtvermerks des Finanzkon-
trolleurs, durch den die Verfügbarkeit der Mittel 
sowie die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstim-
mung dieser Übertragungen im Hinblick auf die gel-
tenden Bestimmungen bestätigt werden. 

(2) Ist der Finanzkontrolleur jedoch der Ansicht, 
daß er die Auswirkungen dieser Übertragungen auf 
das finanzielle Gleichgewicht der Sammelkonten des 
Finanzierungsplans nicht im voraus feststellen kann, 
so beschränkt er sich auf die Abgabe einer Stellung-
nahme. 

In diesem Fall kann der Anweisungsbefugte im 
Rahmen seiner Befugnisse die Übertragung unter 
alleiniger Verantwortung vornehmen, wobei er dem 
Finanzkontrolleur jeden Monat alle zweckdien-
lichen Informationen mitteilt, auf deren Grundlage 
dieser die finanziellen Auswirkungen der vorge-
nommenen Mittelübertragungen feststellen kann. 

Stellt der Finanzkontrolleur an Hand dieser Infor-
mationen fest, daß in einem Sammelkonto ein finan-
zielles Ungleichgewicht aufgetreten ist, so setzt er 
den Anweisungsbefugten hiervon in Kenntnis. 

(3) Anpassungen zwischen einzelnen Gruppen 
innerhalb des Kontos für die Personalausgaben so-
wie innerhalb der spezifischen Mittel der Sammel-
konten werden dem Finanzkontrolleur mitgeteilt; 
ein vorheriger Sichtvermerk ist hierfür nicht erfor-
derlich. 

(4) Um die letzten endgültigen Verbuchungen zu 
ermöglichen, können – auch noch nach Ablauf des 
Haushaltsjahres – Mittelübertragungen vorgenom

-

men  werden. 
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Artikel 103 

(1) Abweichend von Artikel 21 Absatz 4 kann die 
Kommission im Rahmen der bei der endgültigen 
Feststellung des Plans der Forschungs- und Investi-
tionsausgaben festzulegenden Grenzen und Bedin-
gungen Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapitel 
vornehmen, die dann in diesem Plan namentlich be-
zeichnet werden müssen. 

(2) Abweichend von Artikel 21 Absatz S erstreckt 
sich das darin genannte Verbot der Mittelübertra-
gung nicht auf die Gliederung der Ausgaben nach 
ihrer Art im Sinne des Artikels 97. 

(3) Abweichend von Artikel 60 Buchstabe a) ist 
die freihändige Vergabe zulässig, wenn die Auftrags-
summe bei wissenschaftlichem und technischem 
Material sowie bei Bauleistungen 20 000 Rech-
nungseinheiten nicht überschreitet, und zwar unbe-
schadet der übrigen Fälle, in denen die freihändige 
Vergabe gemäß Artikel 60 Buchstaben b), c) und d) 
zulässig ist, und unbeschadet der allgemeinen Ver-
pflichtung, die Unternehmer oder Lieferer, welche 
die den Gegenstand der Vergabe bildenden Liefe-
rungen und Bauleistungen ausführen können, so 
weit wie möglich und mit allen geeigneten Mitteln 
miteinander in We ttbewerb treten zu lassen. 

(4) Abweichend von Artikel 62 werden folgende 
Aufträge vor Entscheidung des Anweisungsbefugten 
einem Vergabebeirat zur Stellungnahme vorgelegt, 
dessen Zusammensetzung und Tätigkeit durch die in 
Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbestim-
mungen geregelt werden: 

a) Aufträge mit wissenschaftlichem oder techni-
schem Charakter, deren Summe 100 000 Rech-
nungseinheiten übersteigt, und Kaufverträge 
über Grundstücke und Gebäude, 

b) Aufträge über Bürobedarf und Material ohne 
wissenschaftlichen oder technischen Charakter 
in Höhe von mehr als 25 000 Rechnungs-
einheiten, 

c) Aufträge über Bürobedarf und Material ohne 
wissenschaftlichen oder technischen Charakter, 
deren Summe 5 000 Rechnungseinheiten über-
steigt und für die Artikel 60 Buchstaben c) und d) 
gilt. 

(5) Abweichend von Artikel 68 unterliegen die 
Verkäufe von wissenschaftlichem und technischem 
Material nicht Absatz 1 des genannten Artikels, es 
sei denn, daß nach Stellungnahme des Vergabe-
beirats etwas anderes beschlossen wird. 

8. Der Titel VIII „Sonderbestimmungen für den Euro-
päischen Sozialfonds" (Artikel 104 und 105) wird 
gestrichen. 

9. Titel IX wird Titel VIII 

Die Artikel 108, 110 und 111 erhalten folgenden 
Wortlaut: 

Artikel 108 

(1) Nach Prüfung der Aufstellungen, die die Mit-
gliedstaaten gemäß den nach Maßgabe des Artikels 5 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlas-
senen Bestimmungen übermittelt haben, und nach 
Erteilung des Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs 
wird für die von den Dienststellen und Einrichtungen 
gemäß Artikel 4 der genannten Verordnung getätig-
ten Ausgaben eine Mittelbindung von Kapitel, Arti-
kel und Posten und eine Verbuchung als Zahlung 
vorgenommen. 

Die Mittelbindung wird innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten nach Eingang der von den Mitglied-
staaten übermittelten Aufstellungen vorgenommen. 
Die Verbuchung als Zahlung wird grundsätzlich 
innerhalb derselben Frist vorgenommen. 

Dieser Artikel gilt unbeschadet des in Artikel 5 
Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 vorgesehenen Rechnungsabschlusses. 

(2) Die in diesem Artikel vorgesehenen Mi ttel-
bindungen werden von den in Artikel 107 vorgese-
henen für einen längeren Zeitraum zusammengefaß

-

ten Mittelbindungen abgezogen. 

Artikel 110 

Der etwaige Unterschied zwischen den Ausgaben, 
die gemäß Artikel 109 in der Rechnung eines Haus-
haltsjahres erfaßt werden, und den von der Kommis-
sion beim Abschluß der Rechnungen gemäß Artikel 
5 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 anerkannten Ausgaben wird in der Rech-
nung des Haushaltsjahres, in dem der Rechnungsab-
schluß vorgenommen wird, als Mehrausgaben oder 
Minderausgaben ausgewiesen. 

Artikel 111 

(1) Die gemäß Artikel 107 zusammengefaßt ge-
bundenen Mittel, für die bis zum 1. April des folgen-
den Haushaltsjahres keine Mittelbindungen nach 
dem Eingliederungsplan gemäß Artikel 108 vorge-
nommen wurden, bleiben gültig und dienen zur 
Deckung der im ursprünglichen Haushaltsjahr zu 
verbuchenden Ausgaben. 
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(2) Die über diese Ausgaben hinausgehenden 
Mittel verfallen für das ursprüngliche Haushalts-
jahr. 

Aus den Mitteln des laufenden Haushaltsjahres wird 
eine für einen längeren Zeitraum zusammengefaßte 
Mittelbindung in Höhe dieses Betrages vorgenom-
men. 

10. Artikel 112 wird gestrichen. 

Artikel 113 erhält folgenden Wortlaut: 

Artikel 113 

(1) Die Mittelübertragungen von Artikel zu Arti-
kel innerhalb der einzelnen Kapitel werden von der 
Kommission spätestens bis zum 31. März des fol-
genden Haushaltsjahres nach dem in Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Ver-
fahren beschlossen. 

(2) Abweichend von Artikel 21 können die Mit-
telübertragungen von Kapitel zu Kapitel innerhalb 
der Abteilung Garantie des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
durch Beschluß der Kommission nach dem in Artikel 
13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehe-
nen Verfahren zwischen dem 1. Januar und dem 
31. März des folgenden Haushaltsjahres für die in 
dem betreffenden Haushaltsjahr zu verbuchenden 
Zahlungen vorgenommen werden. 

(3) Die Kommission kann jedoch spätestens bis 
zum 31. März Mittelübertragungen zwischen den 
Kapiteln „Nahrungsmittelhilfe" und den Kapiteln 
der Abteilung Garantie des Europäischen Ausrich-
tungs- und  Garantiefonds für die Landwirtschaft in-
nerhalb der durch die Anwendung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2681/74 vom 21. Oktober 1974 festge-
legten Grenzen für die in dem betreffenden Haus-
haltsjahr zu verbuchenden Zahlungen vornehmen. 

(4) Die Haushaltsbehörde wird unverzüglich von 
den Übertragungsbeschlüssen nach Absatz 2 und 
Absatz 3 dieses Artikels in Kenntnis gesetzt. 

11. Artikel 114 wird gestrichen. 

12. Titel X wird Titel IX. 

Artikel 115 wird Artikel 114 und erhält folgenden 
Wortlaut: 

Artikel 114 

Für jedes vom Rat beschlossene Nahrungsmittel

-

hilfeprogramm ist nach den in den Artikeln 40 bis 43 
vorgesehenen Verfahren ein Mittelbindungsantrag 
zu stellen. 

Die den Mitgliedstaaten gezahlten Vorschüsse wer-
den global auf die vorerwähnten Mittelbindungen 
angerechnet, deren Betrag nicht überschritten wer-
den darf. 

Für die Verbuchung als Zahlung der Ausgaben, die 
die Mitgliedstaaten mit Hilfe der ihnen von der 
Kommission als Vorschuß zur Verfügung gestellten 
Mittel vornehmen, sowie für den Rechnungsab-
schluß finden die Artikel 108 bis 110 Anwendung. 

Bis zum 31. März des folgenden Haushaltsjahres 
kann die Kommission Mittelübertragungen von Ar-
tikel zu Artikel innerhalb des genannten Kapitels be-
schließen. 

13. Ein neuer Titel X wird eingefügt. Er erhält folgenden 
Wortlaut: 

TITEL X 

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR DAS AMT FÜR 
AMTLICHE VERÖFFENTLICHUNGEN DER 

EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Artikel 115 

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der 
Haushaltsordnung finden auf das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten folgende Sonderbestimmungen Anwendung. 

(2) Die Mittel des Amtes für Veröffentlichungen, 
deren Gesamtbetrag in einer besonderen Haushalts-
linie innerhalb des Einzelplans der Kommission ein-
gesetzt wird, sind in einem Anhang zu diesem Ein-
zelplan detaillie rt  aufgeführt. Die Mittel dieser be-
sonderen Haushaltslinie können unter den in Artikel 
21 festgelegten Bedingungen übertragen werden. 

Dieser Anhang hat die Form einer Übersicht über die 
Ausgaben- und Einnahmenansätze, die in der glei-
chen Weise gegliedert ist wie die Einzelpläne des 
Haushaltsplans. 

Die in diesem Anhang veranschlagten Mittel decken 
den gesamten Finanzbedarf des Amtes für Veröffent

-

lichungen für die Durchführung seiner Tätigkeit im 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5745 

Dienste der Organe der Gemeinschaft gemäß dem 
Beschluß vom 16. Januar 1969 über die Gründung 
des Amtes. 

Die Mittelansätze können im Bedarfsfall im Laufe 
des Haushaltsjahres vom Direktorium des Amtes ge-
ändert werden, das die infolge dieser Änderungen 
erforderlichen Mittelübertragungen innerhalb des 
Anhangs beschließt. 

(3) Die Erläuterungen zu der besonderen Haus-
haltslinie, in welche der Gesamtbetrag der Mittel des 
Amtes für Veröffentlichungen eingesetzt wird, ent-
halten auf der Grundlage der Ergebnisse der in Ab-
satz 5 erwähnten analytischen Buchführung die 
Vorausschätzung der Kosten für die Leistungen, die 
das Amt zugunsten der einzelnen Organe erbringt. 

Der Gesamtbetrag der Kosten dieser Leistungen ent-
spricht dem Gesamtbetrag der für das Amt in seinen 
Ausgabenansätzen vorgesehenen Ausgaben. Der 
Vorentwurf des Haushaltsplans ist durch ein Doku-
ment zu ergänzen, welches die Angaben enthält, auf 
welchen die Schätzung über die Aufteilung der Lei-
stungen des Amtes unter die einzelnen Organe be-
ruht. 

(4) Jedes Organ setzt in seinem Einzelplan einen – 
als Hinweis dienenden – Pro-Forma-Betrag ein, der 
der Vorausschätzung der Leistungen entspricht, die 
das Amt während des betreffenden Haushaltsjahres 
für das Organ erbringen wird. 

(5) Das Amt für Veröffentlichungen erstellt eine 
analytische Buchführung über seine Ausgaben, auf 
deren Grundlage der Anteil der für die einzelnen Or-
gane erbrachten Leistungen ermittelt werden kann. 
Das Direktorium legt die Kriterien für diese Buch-
führung fest. 

Das Amt teilt die Ergebnisse dieser analytischen 
Buchführung den betroffenen Organen mit. 

(6) Auf Vorschlag des Direktoriums überträgt 
die Kommission hinsichtlich der im Anhang veran-
schlagten Mittel des Amtes für Veröffentlichungen 
dem Direktor des Amtes Anweisungsbefugnisse und 
legt deren Umfang und Einzelheiten fest. 

Jedes Organ ist anweisungsbefugt für die Ausgaben 
zu Lasten der Mittel für die Veröffentlichung aller 
Arbeiten, mit denen durch das Amt Druckereien au

-

ßerhalb des Hauses beauftragt werden. 

(7) Der Finanzkontrolleur ordnet einen Bedien-
steten ab, der die Kontrolle der Mittelbindungen und 

der Auszahlungsanordnungen sowie die Kontrolle 
der Einnahmen des Amtes wahrnimmt. 

Die Kommission ernennt auf Vorschlag des Direkto-
riums des Amtes einen unterstellten Rechnungsfüh-
rer, der eigens mit der Einziehung der Einnahmen 
und mit der Zahlung der Ausgaben beauftragt ist, die 
vom Amt unmittelbar vorgenommen werden. 

(8) Für den eigenen Kassenmittelbedarf des Am-
tes können von der Kommission auf Vorschlag des 
Direktoriums Bankkonten oder Postscheckkonten 
auf den Namen des Amtes eingerichtet werden. 

Diesen Konten werden von der Kommission regel-
mäßig Beträge zugeführt, die von dem Amt aus den 
dafür vorgesehenen Mitteln abgerufen werden. 
Diese Zahlungen dürfen den Gesamtbetrag der 
hierzu im Haushaltsplan der Kommission eingesetz-
ten Mittel nicht übersteigen. 

Der jährliche Kassenabschluß wird am Ende des 
Haushaltsjahres zwischen dem Amt und der Kom-
mission vorgenommen. 

(9) Der Nettoerlös aus dem Verkauf der Veröf-
fentlichungen des Amtes wird gemäß Artikel 22 Ab-
satz 2 von dem Organ wieder verwendet, das Verfas-
ser der Veröffentlichung ist. 

(10) Die Haushaltsrechnung und die Übersicht 
über das Vermögen und Schulden des Amtes sind 
Teil der Haushaltsrechnung und der Übersicht über 
das Vermögen und die Schulden der Gemeinschaften 
im Sinne der Artikel 81 und 84 der Haushaltsord-
nung. 

(11) Das Direktorium des Amtes legt die Durch-
führungsbestimmungen zu diesen Sonderbestim-
mungen sowie die spezifischen Bestimmungen für 
den Verkauf der Veröffentlichungen und die ent-
sprechende Buchführung fest. 

14. Titel X a) wird gestrichen. 

15. Titel XI erhält folgenden Wortlaut: „Übergangs- 
und Schlußbestimmungen". 

In Artikel 117 wird das Wo rt  „Kontrollausschuß" 
durch das Wo rt  „Rechnungshof" ersetzt. 

Artikel 119 erhält folgenden Wortlaut: 

Artikel 119 

(1) a) Die Bestimmungen zur Änderung der Artikel 
26, 28 und 29 sind erst ab 1. Januar 1978 
anwendbar. 

b) Die Bestimmungen der Artikel 26 bis 31, 33 
und 34 Absätze 1 und 2 Unterabsatz 1, des 
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Artikels 37 Absatz 1 und des Artikels 38 der 
Haushaltsordnung 73/91/EGKS, EWG, 
Euratom vom 25. April 1973 bleiben bis zum 
31. Dezember 1977 in Kraft. 

Bei Abschluß der Haushaltsjahre 1976 und 
1977 erstellt die Kommission eine Übersicht 
über die ausgezahlten Beträge, aus der der 
Unterschied zwischen den von den Mitglied-
staaten tatsächlich abgeführten Beträgen 
und den Beträgen ersichtlich ist, die sie nach 
der Haushaltsrechnung für die betreffenden 
Haushaltsjahre hätten abführen müssen. So-
dann wird dieser Unterschiedsbetrag ver-
rechnet. 

c) Die Bestimmungen des Artikels 38 bleiben 
bis zu dem Zeitpunkt in Kraft, der für die 
Anwendung des durch Verordnung des Ra-
tes Nr..... eingeführten Finanzmecha-
nismus festgesetzt wurde. 

(2) Die Bestimmungen der Artikel 8 Absatz 4, 9 
und 92 Absatz 1 – soweit dadurch die gegenwärtig 
geltenden Regeln geändert werden – sowie die Be-
stimmungen betreffend den Rechnungshof treten 
erst am Tag der Ratifizierung des Vertrages vom 
22. Juli 1975 zur Änderung bestimmter Finanzvor-
schriften der Verträge zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaften und des Vertrages zur Ein-
setzung eines gemeinsamen Rates und einer gemein-
samen Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten in Kraft. 

(3) Die Bestimmungen der Artikel 86 bis 92 wer-
den gemäß den in den Verträgen hierzu vorgesehe-
nen Verfahren überarbeitet, nachdem der Rech-
nungshof dazu Stellung genommen hat. 

Gemäß Artikel 28 des Vertrages vom 22. Juli 1975 
endet die Amtszeit der Mitglieder des Kontrollaus-
schusses und des Rechnungsprüfers an dem Tag, an 
dem diese den Bericht über das Haushaltsjahr vorge-
legt haben, das dem Jahr vorausgeht, in dem die 
Mitglieder des Rechnungshofes ernannt werden; 
ihre Kontrollbefugnisse beschränken sich auf die 
Vorgänge in diesem Haushaltsjahr. Diese Befugnisse 
werden gemäß den Artikeln 85 bis 92 der Haus-
haltsordnung 73/91/EGKS, EWG, Euratom vom 
25. April 1973 ausgeübt. 

(4) Die am Ende des Haushaltsjahres .... (Da-
tum des Inkrafttretens der Änderungen) gebunde-
nen, aber nicht ausgezahlten Mittel gelten als Mittel, 
die gemäß Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b) gültig 
bleiben. 

(5) Die Bindungsermächtigungen für den Sozial

-

fonds, die am ..... (Datum des Inkrafttretens 

der Änderungen) auf der Grundlage von Artikel 4 
der Haushaltsordnung 73 /91 /EGKS, EWG, Eu-
ratom vom 25. April 1973 erteilt wurden, behalten 
ihre Gültigkeit während des Haushaltsjahres bei, für 
das sie erteilt wurden, und die Mi ttel, die im Rahmen 
von Mittelbindungen auf Grund dieser Bindungs-
ermächtigungen verbraucht wurden, werden den 
Verpflichtungsermächtigungen des Haushaltsjahres 
hinzugerechnet, für das sie erteilt wurden. 

(6) 	Ausnahmsweise gilt: 

— Die Zahlungen, die für den Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft, Abteilung Garan tie, bis zum 31. Januar 
1973 von den in Artikel 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 genannten Stellen geleistet 
wurden, werden -zu Lasten des Haushaltsjahres 
1972 ausgewiesen. 

— Für den Europäischen Ausrichtungs-und Garan-
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Aus-
richtung, werden die Mittel zur Verbesserung 
der Agrarstruktur, die aus früheren Haushalts-
jahren stammen und deren Bindung im Laufe des 
betreffenden Haushaltsjahres nicht vorgesehen 
ist, in den Erläuterungen zum Haushaltsplan be-
sonders ausgewiesen. Sie werden nicht durch die 
Einnahmen dieses Haushaltsjahres gedeckt. Sie 
stellen jedoch insoweit Bindungsermächtigun-
gen dar, als dafür auf Grund der im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik erlassenen Bestim-
mungen Mittelbindungen beschlossen wurden. 
In diesem Fall werden die entsprechenden Ände-
rungen auf der Einnahmenseite im Wege des 
Haushaltsverfahrens vorgenommen. 

(7) Die in den Haushaltsplänen 1975, 1976 und 
1977 für den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung eingesetzten Verpflichtungsermächti-
gungen, für die am Ende des Haushaltsjahres, für das 
sie im Haushaltsplan eingesetzt waren, keine Mi ttel-
bindungen vorgenommen wurden, bleiben für die 
beiden folgenden Haushaltsjahre verfügbar. 

(8) a) Die Bestimmungen zur Änderung der Artikel 
10 und 71 treten erst am 1. Januar 1978 in 
Kraft. 

Von diesem Zeitpunkt ab bezeichnet der in 
dieser Haushaltsordnung verwendete Beg riff 
„Rechnungseinheit" die Europäische Rech-
nungseinheit (ERE) im Sinne von Artikel 10. 

Bis zum 31. Dezember 1977 behalten die Be-
stimmungen der Artikel 10, 27 und 71 der 
Haushaltsordnung 73/91/EGKS, EWG, 
Euratom vom 25. April 1973 ihre Gültigkeit. 
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b) Die Bedingungen für die Anwendung der Eu-

ropäischen Rechnungseinheit (ERE) auf die 
Einnahmen und Ausgaben werden nach den 
in Artikel 118 dieser Haushaltsordnung vor-
gesehenen Durchführungsbestimmungen 
festgelegt. 

16. Die Anhänge I, II, III und IV werden gestrichen. 

Artikel 2 

— Die Haushaltsordnung vom 18. März 1975 zur Er-
gänzung der Haushaltsordnung vom 25. Ap ril 1973 
für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Ge-
meinschaften (75/184/Euratom, EGKS, EWG) ( 1 ) 
und 

( 1 ) ABl. Nr. L 73 vom 21. 3. 1975. 

— die Haushaltsordnung vom 24. November 1975 zur 
Abweichung von Artikel 6 Absatz 1 der Haushalts-
ordnung vom 25. Apri l 1973 für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften 
(75/717/Euratom, EGKS, EWG) ( 2 ) 

werden aufgehoben. 

Aufgehoben werden ferner alle sonstigen Bestimmungen, 
die dieser Verordnung zuwiderlaufen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 	in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und 
gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, am ... 

( 2 ) ABl. Nr. L 307 vom 27. 11. 1975. 
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HAUSHALTSORDNUNG 

vom 25. April 1973 
für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 

(73/91/EGKS, EWG, Euratom) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft für Kohle und 
Stahl, insbesondere auf Artikel 78 f, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti-
kel 183, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Vertrag vom 22. April 1970 1) sind be-
stimmte Haushaltsvorschriften der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften und 
des Vertrages zur Einsetzung eines gemeinsamen 
Rates und einer_ gemeinsamen Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften geändert worden. 

Auf Grund dieser Änderungen müssen die bisher 
geltenden Haushaltsvorschriften betreffend die Auf-
stellung und Ausführung des Haushaltsplans, die 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung sowie die 
Kontrolle der Verantwortung der Anweisungsbe-
fugten und der Rechnungsführer angepaßt werden. 

Der Beschluß vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften 2), nachstehend „Be-
schluß vom 21. April 1970" genannt, macht eben-
falls eine Anpassung bestimmter Haushaltsvor-
schriften sowie die Einführung neuer Vorschriften 
erforderlich, damit insbesondere eine angemessene 
Deckung des vorhersehbaren Kassenmittelbedarfs 
der Gemeinschaften durch die Abführung der eige-
nen Mittel und der Beiträge der Mitgliedstaaten nach 
diesem Bedarf angepaßten Rhythmus gewährleistet 
wird. 

Es empfiehlt sich, die sonstigen vom Rat erlassenen 
Finanzbestimmungen — mit Ausnahme der Bestim-
mungen, die von der Anwendung von Artikel 14 
der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 des Rates vom 
21. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor-
schriften für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik 3) und Artikel 16 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über 

1) ABl. Nr. L 2 vom 2. 1. 1971, S. 1. 
2) ABl.  Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 19. 
3) ABl. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 9. 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 
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die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 4), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 278/72 5), betroffen sind — mit den entspre-
chenden Anpassungen in einem Text zusammenzu-
fassen. 

Es ist zweckmäßig, im Haushaltsplan der Europä-
ischen Gemeinschaften ein funktionelles System 
zur Veranschlagung der Forschungs- und Investiti-
onsmittel vorzusehen. 

Der Beschluß des Rates vom 1. Februar 1971 über 
die Reform des Europäischen Sozialfonds 1), sieht 
insbesondere in Artikel 9 vor, daß die Ausgaben für 
den Fonds für einen das betreffende Haushaltsjahr 
um zwei Jahre überschreitenden Zeitraum bewilligt 
werden können. 

Es empfiehlt sich daher, die besonderen Einzelhei-
ten für die Mittel und Ausgaben des Europäischen 
Sozialfonds zu präzisieren. 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 sind zur 
Finanzierung der Ausgaben, die ab 1. Januar 1971 
zu Lasten des Europäischen Ausrichtungs- und Ga-
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garan-
tie, gehen, den Mitgliedstaaten für deren auszahlen-
de Dienststellen und Einrichtungen Vorschüsse aus 
dem genannten Fonds zu zahlen. Es ist notwendig, 
daß der Betrag der von der Kommission beschlosse-
nen Vorschüsse den Gesamtbetrag der für die Ab-
teilung Ausrichtung des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft im 
Haushaltsplan veranschlagten Mittel nicht über-
schreitet und daß für ihn eine für einen längeren 
Zeitraum zusammengefaßte Mittelbindung vorge-
nommen wird. 

Unbeschadet des Rechnungsabschlusses gemäß Ar-
tikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 sind für die von den Dienststellen 
und Einrichtungen gemäß Artikel 4 der genannten 
Verordnung getätigten Ausgaben Mittelbindungen 
gemäß dem Eingliederungsplan vorzunehmen. Diese 
Ausgaben sind außerdem als Zahlungen zu Lasten 
des Haushaltsjahres zu verbuchen, in dem die Aus-
gaben von den genannten Stellen und Einrichtun-
gen getätigt werden. 

Durch den Rechnungsabschluß erkennt die Kom-
mission lediglich die Ausgaben an, die die Mit-
gliedstaaten im Rahmen der nach Maßgabe des Ar-
tikels 5 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassenen 
Vorschriften angegeben haben. Berichtigungen, die 
unter Umständen notwendig werden, müssen in der 
Haushaltsrechnung des Haushaltsjahres erfaßt wer-
den, in dem der Rechnungsabschluß vorgenommen 
wird. 

Im Rahmen der Erweiterung der Gemeinschaften 
empfiehlt es sich, ausnahmsweise für den Übergang 
vom Haushaltsjahr 1972 auf das folgende Haus-
haltsjahr eine Sonderbestimmung zu erlassen. Diese 
Bestimmung kann nicht als abweichend von den 
Artikeln 2 und 127 bis 132 der Akte über die Bei-
trittsbedingungen und die Anpassungen der Verträ- 

4) ABl.  Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 13. 
5) ABl. Nr. L 295 vom 30. 12. 1972, S. 1. 
1) ABl. Nr. L 28 vom 4. 2. 1971, S. 15.  

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 
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ge 2) oder als abweichend von den in dieser Haus-
haltsordnung festgelegten Grundsätzen der Haus-
haltsführung angesehen werden. 

Es ist angezeigt, für die Finanzierung der Ausgaben 
für die Nahrungsmittelhilfe, die durch die Gewäh-
rung von Vorschüssen an die Mitgliedstaaten si-
chergestellt wird, ähnliche Regeln vorzusehen, wie 
sie für die Vorschüsse des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, gelten. 

Hinsichtlich der Finanzierung der dem Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, anzulasten-
den Ausgaben sind die Regeln für die Einsetzung 
der in Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 festgesetzten jährlichen Mittelbeträge in 
den Haushaltsplan, für die Wiedereinsetzung der 
Mittel aus vorhergehenden Haushaltsjahren sowie 
für die Deckung der genannten Mittel durch Ein-
nahmen zu präzisieren. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Aus-
gaben, die zu Lasten der Abteilung Garantie des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft gehen, insbesondere für die bei-
den letzten Monate des Haushaltsjahres, zu Zeit-
punkten mit, die es nicht mehr gestatten, die Haus-
haltsvorgänge, insbesondere die Mittelbindung und 
die Verbuchung als Zahlungen, bis zum 31. Dezem-
ber abzuwickeln. Es sind daher ein Termin, bis zu 
dem diese Vorgänge abzuwickeln sind, sowie ein 
besonderes Verfahren für die Mittelübertragungen 
vorzusehen. 

Der Beschluß vom 16. Januar 1969 über die Einrich-
tung des Amtes für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften 3) enthält einige 
Bestimmungen betreffend die Mittel, Einnahmen 
und Ausgaben des Amtes. Es empfiehlt sich, die be-
sonderen Einzelheiten für diese Mittel, Einnahmen 
und Ausgaben zu präzisieren — 

HAT FOLGENDE HAUSHALTSORDNUNG 
ERLASSEN: 

TITEL I 

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 

(1) Durch den Haushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften — im folgenden „Haushaltsplan" 
genannt — werden die voraussichtlichen Einnah-
men und Ausgaben der Gemeinschaften für jedes 
Haushaltsjahr veranschlagt und im voraus bewil-
ligt. Im Sinne dieser Haushaltsordnung umfassen die 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaften fol-
gendes: 

— die Verwaltungsausgaben der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl und die entspre-
chenden Einnahmen, 

2) ABl. Nr. L 73 vom 27. 3. 1972, S. 14. 
3) ABl. Nr. L 13 vom 18. 1. 1969, S. 19. 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

TITEL I 

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

Artikel 1 

(1) Durch den Haushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften — im folgenden „Haushaltsplan" 
genannt — werden die voraussichtlichen Einnah-
men und Ausgaben der Gemeinschaften für jedes 
Haushaltsjahr veranschlagt und im voraus bewil-
ligt. Im Sinne dieser Haushaltsordnung umfassen 
die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaften 
folgendes: 

— die Verwaltungsausgaben der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl und die entspre-
chenden Einnahmen, 
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— die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, 

— die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Atomgemeinschaft mit Ausnahme derjenigen 
der Versorgungsagentur und der gemeinsamen 
Unternehmen. 

Die vorerwähnten Ausgaben umfassen die Ausga-
ben, die sich aus der Tätigkeit der Organe ergeben 
und die in dem in Artikel 15 Absatz 4 vorgesehenen 
Eingliederungsplan grundsätzlich anerkannt werden. 

(2) Im Sinne dieser Haushaltsordnung umfassen 
die Forschungs- und Investitionsausgaben alle Aus-
gaben, die auf Grund des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft und der 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Vertrag 
unter dem Haushaltsplan verbucht werden können, 
insbesondere: 

— die Ausgaben für die Durchführung des For-
schungs- und Ausbildungsprogramms der Ge-
meinschaft, 

— die etwaige Beteiligung am Kapital der Versor-
gungsagentur und an deren Investitionsausga-
ben, 

— die Ausgaben für die Ausrüstung der Lehran-
stalten, 

— die etwaige Beteiligung an den gemeinsamen 
Unternehmen und an bestimmten gemeinsamen 
Vorhaben, 

- die Beteiligung der Kommission an Schürfungs

-

vorhaben in den Hoheitsgebieten der Mitglied-
staaten gemäß Artikel 70 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
sowie die Finanzierung der Sicherheitsbestände, 
deren Einrichtung gegebenenfalls auf Grund von 
Artikel 72 des Vertrages beschlossen wird, 

— die gewährten Darlehen und die damit zusam-
menhängenden Belastungen, 

— die Rückzahlung von Darlehen und die damit 
zusammenhängenden Belastungen 

und alle sonstigen Ausgaben für vom Rat beschlos-
sene Tätigkeiten. 

(3) Unbeschadet der Artikel 95, 104 und 107 kön-
nen Ausgaben für einen das Haushaltsjahr über-
schreitenden Zeitraum nur nach Maßgabe der im 
Haushaltsplan vorgesehenen besonderen Einzelhei-
ten bewilligt werden. 

Die Verwaltungsausgaben im Zusammenhang mit 
Verträgen, die nach den örtlichen Gepflogenheiten 
für eine die Dauer des Haushaltsjahres überschrei-
tende Laufzeit geschlossen werden, fallen nicht un-
ter Unterabsatz 1. Diese Ausgaben werden unter 
dem Haushaltsplan verbucht, in dem sie getätigt 
werden. 

— die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

— die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Atomgemeinschaft. 

Die vorerwähnten Ausgaben umfassen die Ausga-
ben, die sich aus der Tätigkeit der Organe erge-
ben. 

Durch den Haushaltsplan werden auch die Anleihe- 
und Darlehenstransaktionen veranschlagt und be-
willigt. 

(2) Die jährlich im Haushaltsplan eingesetzten 
Mittel decken die während des Haushaltsjahres 
eingegangenen Verbindlichkeiten und die entspre-
chenden Zahlungen unbeschadet der in Absatz 3 
vorgesehenen Bestimmungen über die Mehrjahres

-

vorhaben. 

Über die bewilligten Mittel hinaus können keine 
Mittelbindungen oder Ausgabenordnungen vorge-
nommen werden. 

(3) Die Mittel für Mehrjahresvorhaben können 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen umfassen. 

Die Verpflichtungsermächtigungen ermöglichen die 
Eingehung der rechtlichen Verpflichtungen, die ab-
geschlossen werden müssen, um die Gesamtkosten 
von Vorhaben zu decken, deren Durchführung sich 
über mehrere Haushaltsjahre erstreckt. Sie stellen 
die Höchstgrenze der Ausgaben dar, die zur Durch-
führung der betreffenden Vorhaben gebunden wer-
den dürfen. 

Die Zahlungsermächtigungen ermöglichen die Zah-
lung der Ausgaben, die der Erfüllung der im Laufe 
des Haushaltsjahres oder früherer Haushaltsjahre 
eingegangenen Verbindlichkeiten entsprechen. Sie 
stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, die zur 
Deckung der entsprechenden Verbindlichkeiten ge-
leistet werden können. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen über die For-
schungs- und Investitionsmittel werden die Vorha-
ben, bei denen zwischen Verpflichtungsermächti-
gungen und Zahlungsermächtigungen unterschie-
den wird, im Rahmen des Haushaltsverfahrens fest-
gelegt. 

(4) Unbeschadet der Bestimmungen unter Absatz 3 
können Ausgaben für einen das Haushaltsjahr 
überschreitenden Zeitraum nur nach Maßgabe der 
im Haushaltsplan vorgesehenen besonderen Einzel-
heiten bewilligt werden. 

Die Verwaltungsausgaben im Zusammenhang mit 
Verträgen, die nach den örtlichen Gepflogenheiten 
für eine die Dauer des Haushaltsjahres überschrei-
tende Laufzeit geschlossen werden, fallen nicht unter 
Unterabsatz 1. Diese Ausgaben werden unter dem 
Haushaltsplan des Haushaltsjahres verbucht, in 
dem sie getätigt werden. 
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(4) Soweit erforderlich, kann die Kommission auf 
Antrag des Europäischen Parlaments, des Rates 
oder des Gerichtshofes Vorentwürfe für Nachtrags- 
und Berichtigungshaushaltspläne vorlegen. Diese 
Haushaltspläne werden in der gleichen Form und 
nach dem gleichen Verfahren vorgelegt, geprüft, 
aufgestellt und endgültig festgestellt wie der Haus-
haltsplan, dessen Ansätze durch sie geändert wer-
den. Sie sind unter Bezugnahme auf den betreffen-
den Haushaltsplan zu begründen. Die zuständigen 
Stellen beraten hierüber unter Berücksichtigung 
der Dringlichkeit. Jeder Vorentwurf eines Nach-
tragshaushaltsplans ist dem Rat in der Regel späte-
stens zu dem Zeitpunkt vorzulegen, der für die 
Vorlage des Vorentwurfs des Haushaltsplans für 
das folgende Haushaltsjahr vorgesehen ist. 

(5) Mit der endgültigen Feststellung des Haus-
haltsplans sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, der 
Kommission die Beiträge nach Maßgabe dieser 
Haushaltsordnung zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 2 

Die Haushaltsmittel sind nach den Grundsätzen der 
Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit der Haus-
haltsführung zu verwenden. 

Artikel 3 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben sind in voller 
Höhe in den Haushaltsplan einzusetzen und in der 
Haushaltsrechnung auszuweisen. 

Die Gesamteinnahmen dienen zur Deckung der Ge-
samtausgaben, und zwar unbeschadet von Artikel 3 
Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 6 des Beschlusses 
vom 21. April 1970. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 2 dürfen 
alle Einnahmen mit einer bestimmten Zweckwid-
mung wie Einkünfte aus Stiftungen, Subventionen, 
Schenkungen und Vermächtnisse nicht für einen 
anderen Zweck verwendet werden. 

Die Kommission kann alle Zuwendungen zugunsten 
der Gemeinschaften wie Stiftungen, Subventionen, 
Schenkungen und Vermächtnisse annehmen. 

Die Annahme von Zuwendungen, die mit Belastun-
gen irgendwelcher Art verbunden sein können, be-
darf der Genehmigung des Europäischen Parla-
ments und des Rates, die sich binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Antrags der Kommission hierzu 
äußern. Wird innerhalb dieses Zeitraums kein Ein-
wand erhoben, so entscheidet die Kommission end-
gültig über die Annahme. 

Artikel 4 

Einzahlungen oder Auszahlungen dürfen nur im 
Wege der Verbuchung unter einem Artikel des 
Haushaltsplans vorgenommen werden. 

Soweit diese Haushaltsordnung nichts anderes be

-

stimmt, dürfen Mittelbindungen nur im Rahmen der 
für das Haushaltsjahr bewilligten Haushaltsmittel 

Gestrichen (neuer Artikel 12 Absatz 7) 

Gestrichen (neuer Artikel 14) 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Alle Einnahmen und Ausgaben sind in voller Höhe 
in den Haushaltsplan und in die Haushaltsrechnung 
ohne vorhergehende Verrechnung einzusetzen. 

Artikel 4 

(1) Die Gesamteinnahmen dienen zur Deckung der 
Gesamtausgaben. Bei den Haushaltslinien, die Ver-
pflichtungsermächtigungen und Zahlungsermächti-
gungen umfassen, wird für die Anwendung von Un-
terabsatz 1 der als Zahlungsverpflichtung eingesetz-
te Betrag berücksichtigt. 
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oder der für spätere Haushaltsjahre erteilten Ge-
nehmigungen vorgenommen werden. 

Auszahlungsanordnungen dürfen nur im Rahmen 
der bewilligten Haushaltsmittel erteilt werden. Die 
Einnahmen werden in voller Höhe und ohne An-
rechnung auf die Ausgaben gebucht, soweit Arti-
kel 22 nichts anders bestimmt. 

Artikel 5 

Das Haushaltsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

Die Einnahmen eines Haushaltsjahres werden auf 
der Grundlage der bis zum 31. Dezember festgestell-
ten Forderungen in der Haushaltsrechnung für die-
ses Haushaltsjahr ausgewiesen. 

Der Teil der festgestellten Forderungen des abgelau-
fenen Haushaltsjahres, der bis zu dem genannten 
Zeitpunkt nicht eingegangen ist, ist bis zum 31. De-
zember des folgenden Haushaltsjahres in dessen 
Haushaltsrechnung als Einnahmerest des vorherge-
henden Haushaltsjahres getrennt und gegliedert 
nach Artikeln auszuweisen. 

Soweit in den Artikeln 6, 95, 104 und 111 nichts an-
ders bestimmt ist, dürfen die bewilligten Mittel nur 
nach vorheriger ordnungsgemäßer Mittelbindung 
und nur zur Bestreitung von Ausgaben des Haus-
haltsjahres, für das sie bewilligt worden sind, so-
wie zur Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen aus 
früheren Haushaltsjahren, für die keine Mittel auf 
das laufende Haushaltsjahr übertragen worden 
sind, verwendet werden. 

Die Ausgaben eines Haushaltsjahres sind in der 
Haushaltsrechnung dieses Haushaltsjahres auszu-
weisen, soweit die Auszahlungsanordnungen bis 
zum 31. Dezember beim Finanzkontrolleur einge-
gangen und die Zahlungen bis spätestens zum 
15. Januar des darauffolgenden Jahres geleistet 
worden sind. 

Artikel 6 

(1) a) Die Mittel für die Bezüge und Vergütungen 
der Mitglieder der Organe und des Perso-
nals können nicht übertragen werden. 

b) Die Mittel für Zahlungen, die zum 31. De-
zember noch für nach dem 15. Dezember 
eingegangene Zahlungsverpflichtungen für 
Lieferungen und Leistungen geschuldet wer-
den sowie der am 31. Dezember nicht ge- 

(2) Zur Deckung der Ausgaben für die ergänzen-
den Forschungsprogramme gelten die in Artikel 4 
Absatz 6 des Beschlusses vom 21. April 1970 festge-
legten Bestimmungen. 

(3) Abweichend von Absatz 1 dürfen die zweckge-
bundenen Einnahmen wie Einkünfte aus Stiftungen, 
Subventionen, Schenkungen und Vermächtnissen 
nicht für einen anderen Zweck verwendet wer-
den. 

Die Kommission kann alle Zuwendungen zugunsten 
der Gemeinschaften wie Stiftungen, Subventionen, 
Schenkungen und Vermächtnisse annehmen. 

Die Annahme von Zuwendungen, die mit Belastun-
gen irgendwelcher Art verbunden sein können, be-
darf der Genehmigung des Europäischen Parla-
ments und des Rates, die sich binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Antrags der Kommission hierzu 
äußern. Wird innerhalb dieses Zeitraums kein Ein-
wand erhoben, so entscheidet die Kommission end-
gültig über die Annahme. 

Artikel 5 

Einzahlungen oder Auszahlungen dürfen nur im 
Wege der Verbuchung unter einem Artikel des 
Haushaltsplans vorgenommen werden. 

Artikel 6 

(1) Das Haushaltsjahr entspricht dem Kalender-
jahr. 

(2) Die Einnahmen eines Haushaltsjahres werden 
auf der Grundlage der im Laufe des Haushaltsjah-
res vereinnahmten Beträge in diesem Haushaltsjahr 
ausgewiesen. 
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bundene Teil der Mittel können nur auf das 
folgende Haushalsjahr übertragen werden. 

c) Die Mittel, die zur Erfüllung der zwischen 
dem 1. Januar und dem 31. Dezember ord-
nungsgemäß eingegangenen Zahlungsver-
pflichtungen benötigt werden, mit Ausnah-
me der nach dem 15. Dezember eingegange-
nen Zahlungsverpflichtungen für Lieferun-
gen und Leistungen, sind nur auf das fol-
gende Haushaltsjahr zu übertragen. 

(2) Für die in Absatz 1 Buchstabe b) genannten 
Mittel legt die Kommission dem Rat vor dem 1. Mai 
die ordnungsgemäß begründeten Mittelübertra-
gungsanträge des Europäischen Parlaments, des Ra-
tes, des Gerichtshofes und der Kommission vor; sie 
leitet diese Anträge vor dem 1. Mai ferner dem Euro-
päischen Parlament zu. 

Sofern der Rat nicht binnen eines Monats nach An-
hörung des Europäischen Parlaments mit qualifi-
zierter Mehrheit etwas anderes beschlossen hat, 
gelten die Mittelübertragungen als genehmigt. 

(3) Die am 31. Dezember nicht verwendeten Ein-
nahmen und verfügbaren Mittel aus den in Arti-
kel 3 Absatz 2 genannten Zuwendungen sind zu 
übertragen. 

(4) Die in Absatz 1 Buchstabe b) genannten bis 
zum 31. Dezember noch nicht gebundenen Mittel, 
deren Übertragung auf das folgende Haushalts-
jahr genehmigt worden ist, verfallen, soweit sie bis 
zu dessen Ablauf nicht gebunden und ausgezahlt 
worden sind; ausgenommen hiervon sind die Mittel 
der „Abteilung Ausrichtung" des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft. 

(5) Abweichend von Absatz 1 sind die Mittel der 
„Abteilung Ausrichtung" des Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft, die zur Erfüllung der vom 1. Januar bis 
31. Dezember eingegangenen Zahlungsverpflichtun-
gen benötigt werden, fünf Jahre lang zu übertra-
gen. 

Nach Ablauf dieses Zeitraums kann die Kommis-
sion dem Rat jedes Jahr vor dem 1. Mai eine Liste 
der weiterhin gebundenen Mittel vorlegen, deren 
Übertragung mit ordnungsgemäßer Begründung be-
antragt wird. Der Rat beschließt hierüber binnen ei-
nes Monats mit qualifizierter Mehrheit. Ergeht bis 
zum Ablauf dieser Frist kein Beschluß, so gelten 
die Mittelübertragungen als genehmigt. 

(6) Eine Aufstellung der automatischen Übertra-
gungen wird dem Europäischen Parlament und dem 
Rat vor dem 1. April zur Kenntnisnahme übermittelt. 

(7) Bei der Ausführung des Haushaltsplans wird 
die Verwendung der übertragenen Mittel in der 
Haushaltsrechnung des laufenden Haushaltsjahres 
getrennt und gegliedert nach Artikeln ausgewiesen. 

(3) Für die Verwendung der Mittel gelten folgen-
de Regeln: 

a) Bei den Haushaltslinien, in denen zwischen 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen unterschieden wird: 

— Die Mittelbindungen werden auf der Grund-
lage der bis zum Abschluß des Haushaltsjah-
res eingegangenen Verbindlichkeiten ver-
bucht. Der bei Abschluß des Haushaltsjahres 
nicht in Anspruch genommene Teil der Ver-
pflichtungsermächtigungen verfällt, wenn die 
Haushaltsbehörde im Laufe des Haushalts-
verfahrens nichts anderes beschließt. 

— Die Zahlungen eines Haushaltsjahres werden 
in diesem Haushaltsjahr auf der Grundlage 
der Ausgaben ausgewiesen, deren Anord-
nung beim Finanzkontrolleur bis zum 31. De-
zember eingegangen ist, und deren Zahlung 
vom Rechnungsführer bis zum 15. Januar des 
darauffolgenden Jahres geleistet wurde. Der 
bei Abschluß des Haushaltsjahres nicht in 
Anspruch genommene, aber eingegangenen 
Verbindlichkeiten entsprechende Teil der 
Zahlungsermächtigungen, bleibt gültig und 
ist dazu bestimmt, im Laufe des oder der dar-
auffolgenden Haushaltsjahre(s) die Gesamt-
heit der in früheren Haushaltsjahren einge-
gangenen und nicht erfüllten Verbindlichkei-
ten in Höhe ihres Betrages zu decken. 

— Der Teil der Zahlungsermächtigungen, der 
bei Ablauf des Haushaltsjahres den Gesamt-
betrag der im Laufe des Haushaltsjahres und 
früherer Haushaltsjahre eingegangenen Ver-
bindlichkeiten übersteigt, verfällt. 

b) Bei den Haushaltslinien, in denen nicht zwi-
schen Verpflichtungsermächtigungen und Zah-
lungsermächtigungen unterschieden wird (nicht 
aufgeteilte Mittel) : 

— Die Mittelbindungen werden auf der Grund-
lage der bis zum Abschluß des Haushalts-
jahrs eingegangenen Verbindlichkeiten ver-
bucht. Der bis zum Abschluß des Haushalts-
jahrs nicht gebundene Teil der Mittel ver-
fällt. 

— Die Zahlungen eines Haushaltsjahrs werden 
in diesem Haushaltsjahr auf der Grundlage 
der Ausgaben ausgewiesen, deren Anord-
nung beim Finanzkontrolleur bis zum 31. De-
zember eingegangen ist, und deren Zahlung 
vom Rechnungsführer bis zum 15. Januar des 
darauffolgenden Jahres geleistet wurde. Der 
bei Abschluß des Haushaltsjahrs gebundene 
und nicht ausgezahlte Teil der Mittel bleibt 
gültig und ist dazu bestimmt, im Laufe des 
oder der darauffolgenden Haushaltsjahre(s) 
die Gesamtheit der in früheren Haushaltsjah-
ren eingegangenen und nicht erfüllten Ver-
bindlichkeiten bis zur Höhe ihres Betrags zu 
decken. 

(4) Die Mittel des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei

-

lung Ausrichtung, können jedoch ausnahmsweise 
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Artikel 7 

Für laufende Verwaltungsausgaben, die unter dem 
folgenden Haushaltsjahr zu verbuchen sind und die 
ihrer Art nach am Anfang dieses Haushaltsjahres 
fällig werden, können ab dem 15. November jeden 
Jahres im Vorgriff Mittelbindungen zu Lasten der 
für das folgende Haushaltsjahr vorgesehenen Mittel 
vorgenommen werden, und zwar bis zu höchstens 
einem Viertel der entsprechenden Gesamtmittel des 
laufenden Haushaltsjahres. Dies gilt jedoch nicht 
für neue Ausgaben, die im Haushaltsplan des lau-
fenden Haushaltsjahres noch nicht grundsätzlich 
genehmigt worden sind. 

Artikel 8 

Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjah-
res noch nicht endgültig festgestellt, so gelten für 
die Mittelbindungen und Zahlungen von Ausgaben, 
die im letzten ordnungsgemäß verabschiedeten 
Haushaltsplan grundsätzlich genehmigt worden 
sind, die Bestimmungen von Artikel 78 b des Ver-
trages über die Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl, Artikel 204 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Artikel 178 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft. 

Die Zahlungen können monatlich je Kapitel bis zu 
einem Zwölftel der Gesamtsumme der für das vor-
hergehende Haushaltsjahr unter dem betreffenden 
Kapitel bewilligten Mittel vorgenommen werden, 
wobei die Kommission jedoch monatlich höchstens 
über ein Zwölftel der Mittel verfügen darf, die im 
Entwurf des Haushaltsplans oder, falls ein solcher 
nicht vorliegt, im Vorentwurf des Haushaltsplans 
vorgesehen sind. Mittelbindungen können je Kapi-
tel bis zu einem Viertel der Gesamtsumme der für 
das vorhergehende Haushaltsjahr unter dem betref-
fenden Kapitel bewilligten Mittel zuzüglich eines 
Zwölftels je abgelaufener Monat vorgenommen 
werden, wobei jedoch die im Entwurf des Haus-
haltsplans oder, falls ein solcher nicht vorliegt, im 
Vorentwurf des Haushaltsplans vorgesehenen Mit-
tel nicht überschritten werden dürfen. 

unter den in der Verordnung 3171/75 vom 3. Dezem-
ber 1975 1) vorgesehenen Bedingungen zur Finan-
zierung von Vorhaben verwendet werden, für die 
sie ursprünglich nicht gebunden worden sind. 

Artikel 7 

Nach der endgültigen Feststellung des Haushalts-
plans für das folgende Haushaltsjahr können die 
darin veranschlagten Mittel mit Wirkung vom 
1. Januar gebunden werden. Unabhängig von der 
Feststellung dieses Haushaltsplans können jedoch 
für laufende Verwaltungsausgaben, die unter dem 
folgenden Haushaltsjahr zu verbuchen sind und die 
ihrer Art nach am Anfang dieses Haushaltsjahrs 
fällig werden, ab 15. November jedes Jahres im 
Vorgriff Mittelbindungen zu Lasten der für das fol-
gende Haushaltsjahr vorgesehenen Mittel vorge-
nommen werden, und zwar bis zu einem Viertel der 
entsprechenden Gesamtmittel des laufenden Haus-
haltsjahrs. Dies gilt jedoch nicht für neue Ausga-
ben, die im Haushaltsplan des laufenden Haushalts-
jahrs noch nicht grundsätzlich genehmigt worden 
sind. Ebenso können die Vorschüsse im Sinne der 
Artikel 107 und 114 zur Finanzierung der Ausgaben 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, und der 
Nahrungsmittelhilfe ab 10. Dezember gezahlt wer-
den. 

Artikel 8 

Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahrs 
noch nicht endgültig festgestellt, so gelten für die 
Mittelbindungen und Zahlungen von Ausgaben, die 
im letzten ordnungsgemäß verabschiedeten Haus-
haltsplan grundsätzlich genehmigt worden sind, die 
Bestimmungen von Artikel 78 b des Vertrags über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, von Artikel 204 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und von Artikel 178 des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft. 

Die Zahlungen können monatlich je Kapitel bis zu 
einem Zwölftel der Gesamtsumme der für das vor-
hergehende Haushaltsjahr unter dem betreffenden 
Kapitel bewilligten Mittel vorgenommen werden, 
wobei die Kommission jedoch monatlich höchstens 
über ein Zwölftel der Mittel verfügen darf, die im 
Entwurf des Haushaltsplans oder, falls ein solcher 
nicht vorliegt, im Vorentwurf des Haushaltsplans 
vorgesehen sind. Mittelbindungen können je Kapi-
tel bis zu einem Viertel der Gesamtsumme der für 
das vorhergehende Haushaltsjahr unter dem betref-
fenden Kapitel bewilligten Mittel zuzüglich eines 
Zwölftels je  abgelaufener Monat vorgenommen 
werden, wobei jedoch die im Entwurf des Haus-
haltsplans oder, falls ein solcher nicht vorliegt, im 
Vorentwurf des Haushaltsplans vorgesehenen Mit-
tel nicht überschritten werden dürfen. 

1) ABl. L 315 vom 5. 12. 1975 
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Unbeschadet des Absatzes 2 kann der Rat auf An-
trag der Kommission nach Anhörung des Europä-
ischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit 
gleichzeitig die Verwendung von zwei oder mehre-
ren vorläufigen Zwölfteln genehmigen, soweit die 
Haushaltsführung dies erfordert. 

Für die Forschungs- und Investitionsmittel gilt Ar-
tikel 101. 

Artikel 9 

Der Haushaltsplan und die Nachtrags- oder Berich-
tigungshaushaltspläne werden in ihrer endgültig 
festgestellten Form auf Veranlassung des Präsiden-
ten des Organs, das die endgültige Feststellung die-
ser Haushaltspläne festgestellt hat, im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Artikel 10 

(1) Der Haushaltsplan wird in Rechnungseinheiten 
aufgestellt; der Wert der Rechnungseinheit beträgt 
0,88867088 g Feingold. 

(2) Wird die Parität der Währung eines oder meh-
rerer Mitgliedstaaten gegenüber der Rechnungsein-
heit geändert, so kann die Kommission dem Rat 
binnen zwei Monaten nach dieser Paritätsänderung 
einen Vorentwurf für einen Berichtigungshaushalts-
plan zur Anpassung der in Rechnungseinheiten ver-
anschlagten Mittel und Einnahmen vorlegen, damit 
der Umfang der im Haushaltsplan vorgesehenen 
Leistungen unverändert bleibt. Die Anpassung der 
Einnahmen erfolgt gemäß Titel III Abschnitt II. 

Unbeschadet von Absatz 2 kann der Rat auf Antrag 
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit gleich-
zeitig die Verwendung von zwei oder mehreren 
vorläufigen Zwölfteln genehmigen, soweit die 
Haushaltsführung dies erfordert. 

Bei Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem 
Vertrag oder den auf Grund des Vertrages erlasse-
nen Rechtsakten ergeben, leitet der Rat diesen Be-
schluß innerhalb von dreißig Tagen unverzüglich 
dem Europäischen Parlament zu; das Europäische 
Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen 
hinsichtlich des über das Zwölftel nach Absatz 2 
hinausgehenden Teils der Ausgaben einen anders

-

lautenden Beschluß fassen. Der entsprechende Teil 
des Ratsbeschlusses wird ausgesetzt, bis das Euro-
päische Parlament seinen Beschluß gefaßt hat. Faßt 
das Europäische Parlament innerhalb der vor-
erwähnten Frist keinen anderslautenden Beschluß, 
so gilt der Beschluß des Rates als endgültig. 

Die in den vorstehenden Absätzen genannten Be-
schlösse sehen die zur Anwendung dieses Artikels 
erforderlichen Maßnahmen hinsichtlich der Mittel 
vor. 

Für die Forschungs- und Investitionsmittel gilt Ar-
tikel 101. 

Artikel 9 

Der Haushaltsplan und die Nachtrags- oder Berich-
tigungshaushaltspläne werden in ihrer endgültig 
festgestellten Form auf Veranlassung des Präsiden-
ten des Europäischen Parlaments im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Artikel 10 

(1) Der Haushaltsplan wird in europäischen Rech-
nungseinheiten (ERE) aufgestellt. Die Rechnungs-
einheit bestimmt sich nach der Summe folgender 
Beträge der Währungen der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft: 

	

0,828 	Deutsche Mark 
0,0885 Pfund Sterling 

	

1,15 	Französische Franken 
109 	Italienische Lira 

	

0,286 	Holländische Gulden 

	

3,66 	Belgische Franken 

	

0,14 	Luxemburgische Franken 

	

0,217 	Dänische Krone 
0,00759 Irische Pfund. 

(2) Der Wert der Rechnungseinheit in einer Wäh-
rung entspricht der Summe der Gegenwerte der in 
Absatz 1 angegebenen Währungsbeträge in dieser 
Währung. Er wird von der Kommission auf der 
Grundlage der auf den Devisenmärkten täglich er-
mittelten Wechselkurse festgesetzt 1). 

1) ABl. C 21/4 vom 30. Januar 1976 
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TITEL II 

AUFSTELLUNG UND GLIEDERUNG 
DES HAUSHALTSPLANS 

ABSCHNITT I 

AUFSTELLUNG DES HAUSHALTSPLANS 

Artikel 11 

Das Europäische Parlament, der Rat und der Ge-
richtshof stellen vor dem 1. Juli eines jeden Jahres 
einen Haushaltsvoranschlag ihrer Ausgaben und 
eigenen Einnahmen für das folgende Jahr auf. 

Der Kontrollausschuß und der Rechnungsprüfer der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
übermitteln dem Europäischen Parlament und dem 
Rat vor diesem Termin einen Haushaltsvoranschlag 
ihrer Ausgaben und eigenen Einnahmen für das 
folgende Jahr. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß übermittelt 
dem Rat vor diesem Termin einen Haushaltsvoran-
schlag seiner Ausgaben und eigenen Einnahmen für 
das folgende Jahr. 

Diese Haushaltsvoranschläge werden der Kommis-
sion sowie — zur Kenntnisnahme — dem Rat spä-
testens am 1. Juli übermittelt. 

Artikel 12 

(1) Die Kommission faßt die in Artikel 11 genann-
ten Haushaltsvoranschläge in dem Vorentwurf des 
Haushaltsplans zusammen, den sie dem Rat späte-
stens am 1. September eines jeden Jahres vorlegt. 

Die Tagesumrechnungskurse der einzelnen Landes-
währungen liegen täglich vor: Sie werden im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent-
licht. 

(3) Die Umrechnungen zwischen der Europäischen 
Rechnungseinheit (ERE) und den Landeswährungen 
erfolgen gegebenenfalls zum Tageskurs unbescha-
det der in Artikel 119 vorgesehenen Sonderbestim-
mungen. 

TITEL II 

AUFSTELLUNG UND GLIEDERUNG 
DES HAUSHALTSPLANS 

ABSCHNITT I 

AUFSTELLUNG DES HAUSHALTSPLANS 

Artikel 11 

Das Europäische Parlament, der Rat, der Gerichts-
hof und der Rechnungshof stellen vor dem 1. Juli 
eines jeden Jahres einen Haushaltsvoranschlag ih-
rer Ausgaben und eigenen Einnahmen für das fol-
gende Jahr auf. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß übermittelt 
dem Rat vor dem 15. Juni einen Haushaltsvoran-
schlag seiner Ausgaben und Einnahmen für das fol-
gende Jahr. 

Diese Haushaltsvoranschläge werden der Kommis-
sion und — zur Kenntnisnahme — dem Europä-
ischen Parlament und dem Rat spätestens am 1. Juli 
übermittelt. 

Artikel 12 

(1) Die Kommission 

— erstellt einen allgemeinen Voranschlag der Ein-
nahmen der Gemeinschaften und 

— faßt die in Artikel 11 genannten Haushaltsvor-
anschläge in dem Vorentwurf des Haushalts-
plans zusammen, den sie dem Rat spätestens am 
1. September eines jeden Jahres vorlegt. Sie 
übermittelt den Vorentwurf des Haushaltsplans 
gleichzeitig dem Europäischen Parlament 

(2) Die Kommission erstellt eine allgemeine Ein-
leitung zum Vorentwurf des Haushaltsplans. Diese 
Einleitung umfaßt insbesondere: 

a) Finanzübersichten für den gesamten Haushalts-
plan, 
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(2) Jedem Einzelplan des Vorentwurfs des Haus-
haltsplans geht eine von dem betreffenden Organ 
verfaßte Einleitung voran. 

(3) Der Vorentwurf des Haushaltsplans ist durch 
folgende Unterlagen zu ergänzen: 

— für jede Laufbahngruppe eine Organisations- 
und Personalübersicht, aus der die Planstellen 
und der tatsächliche Personalbestand zum Zeit-
punkt der Vorlage des Vorentwurfs des Haus-
haltsplans hervorgehen, und zwar getrennt 
nach Laufbahn und Verwaltungseinheit oder, 
bei den Forschungsanstalten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, nach großen operationellen 
Einheiten; 

— bei Änderung des Personalbestands eine Be-
gründung für jeden neuen Stellenantrag; 

— ein monatlicher Voranschlag der Kassenauszah-
lungen und -einzahlungen; 

— eine Tabelle, aus der für die Abteilung Aus-
richtung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft folgendes 
zu entnehmen ist: 

a) der Stand der Mittelbindungen und Zahlun-
gen zum 31. Dezember des abgelaufenen 
Jahres und zum 1. September des laufenden 
Jahres, 

b) ein Fälligkeitsplan für die voraussichtlichen 
Zahlungen bis zum Ende des laufenden Jah-
res, 

c) die Vorausschätzungen über die Zahlungen 
für die späteren Haushaltsjahre. 

„— eine Tabelle, aus der für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung folgendes zu 
entnehmen ist: 

a) der Stand der Mittelbindungen und Zahlun-
gen zum 31. Dezember des abgelaufenen 
Jahres und zum 1. Juli des laufenden Jah-
res, 

b) ein als Hinweis dienender Fälligkeitsplan 
für die voraussichtlichen Zahlungen bis 
zum Ende des laufenden Jahres, 

c) die Vorausschätzungen über die Zahlungen 
für die späteren Haushaltsjahre." 

(4) Die Kommission stellt dem Vorentwurf des 
Haushaltsplans eine allgemeine Einleitung voran, 
die insbesondere folgendes enthält:  

b) für den Einzelplan der Kommission: 

— die die Mittelanforderungen begründenden 
Zielvorstellungen, 

— die Erklärung für die Veränderungen bei den 
Mittelansätzen von einem Haushaltsjahr zum 
anderen, 

— die allgemeine Ubersicht über die Anleihe - 
und Darlehenspolitik. 

(3) Jedem der anderen Einzelpläne des Vorent-
wurfs des Haushaltsplans wird eine von dem be-
treffenden Organ verfaßte Einleitung vorange-
stellt. 

(4) Der Vorentwurf des Haushaltsplans ist durch 
ein Arbeitsdokument zu ergänzen, das folgendes 
umfaßt: 

a) hinsichtlich des Personals: 

— für jede Laufbahngruppe eine Organisations-
und Personalübersicht, aus der die Planstel-
len und der tatsächliche Personalbestand 
zum Zeitpunkt der Vorlage des Vorentwurfs 
des Haushaltsplans hervorgehen, getrennt 
nach Besoldungsgruppe und Verwaltungsein-
heit oder, bei den Forschungsanstalten der 
Gemeinsamen Forschungsstelle, nach großen 
operationellen Einheiten; 

— bei Änderung des Personalbestands eine Be-
gründung für dieseÄnderungen; 

b) hinsichtlich der Ausgaben, bei denen zwischen 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen unterschieden wird: 

— eine Ubersicht über alle Verpflichtungser -
mächtigungen und entsprechende Zahlungs-
ermächtigungen für das betreffende Haus-
haltsjahr; 

c) hinsichtlich der Subventionen für die Versor-
gungsagentur, die auf Grund der Verträge ge-
schaffenen Einrichtungen und die Europäischen 
Schulen: 

— einen Voranschlag der Einnahmen und Aus-
gaben. 
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— die die Mittelanforderungen begründenden Ziel-
vorstellungen, 

— die Erklärung für die Veränderungen bei den 
Mittelansätzen von einem Haushaltsjahr zum 
anderen. 

Die Kommission fügt dem Vorentwurf des Haus-
haltsplans ferner eine Stellungnahme zu den Haus-
haltsvoranschlägen der anderen Organe bei; diese 
Stellungnahme kann abweichende Voranschläge 
enthalten, die ordnungsgemäß begründet sein müs-
sen. 

(5) Die Kommission kann gegebenenfalls auf An-
trag des Europäischen Parlaments, des Rates oder 
des Gerichtshofes vor der Annahme des Haushalts-
plans Änderungsvorschläge unterbreiten, die zusätz-
lich bekanntgewordenen Tatsachen Rechnung tra-
gen. 

Artikel 13 

Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans nach 
dem Verfahren der Artikel 78 und 78 A des Vertra-
ges über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl, der Artikel 203 und 
203 a des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Artikel 177 und 
177 a des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft auf. 

Der Rat leitet diesen Entwurf dem Europäischen 
Parlament zu, das spätestens am 5. Oktober hiermit 
befaßt sein muß. Er fügt eine Begründung bei, in 
der insbesondere folgendes dargelegt wird: 

— die Übereinstimmung zwischen den wichtigsten 
Vorhaben der Gemeinschaften und den Mittel-
anforderungen, 

— die Änderungen der Mittelansätze gegenüber 
dem vorausgegangenen Haushaltsjahr, 

— die Gründe, aus denen der Rat gegebenenfalls 
vom Vorentwurf des Haushaltsplans abgewi-
chen ist. 

(5) Ferner fügt die Kommission dem Vorentwurf 
des Haushaltsplans folgendes bei: 

— die in Artikel 83 vorgesehene Analyse der 
Haushaltsführung für das abgelaufene Jahr; 

— eine Stellungnahme zu den Haushaltsvoran-
schlägen der anderen Organe; diese Stellung-
nahme kann abweichende Voranschläge ent-
halten, die ordnungsgemäß begründet sein müs-
sen. 

(6) Die Kommission kann von sich aus und gege

-

benenfalls auf Antrag des Europäischen Parlaments, 
des Rates, des Gerichtshofs und des Rechnungshofs 
— im Wege eines Berichtigungsschreibens — Vor-
schläge für eine Änderung des Vorentwurfs des 
Haushaltsplans vorlegen, um neuen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen, die bei der Ausarbeitung des 
Vorentwurfs nicht bekannt waren. 

(7) Soweit erforderlich, kann die Kommission Vor-
entwürfe von Nachtrags- und Berichtigungshaus-
haltsplänen vorlegen. Die Anträge des Europä-
ischen Parlaments, des Rates, des Gerichtshofs oder 
des Rechnungshofes auf Vorlage von Nachtrags- 
oder Berichtigungshaushaltsplänen werden von der 
Kommission der Haushaltsbehörde zugeleitet. Die 
Kommission kann diesen Anträgen eine abweichen-
de Stellungnahme beifügen. Diese Haushaltspläne 
werden in der gleichen Form und nach dem glei-
chen Verfahren vorgelegt, geprüft, aufgestellt und 
endgültig festgestellt wie der Haushaltsplan, dessen 
Ansätze durch sie geändert werden. Sie sind unter 
Bezugnahme auf den betreffenden Haushaltsplan zu 
begründen. Die zuständigen Stellen beraten hier-
über unter Berücksichtigung der Dringlichkeit. Je-
der Vorentwurf eines Nachtragshaushaltsplans ist 
dem Rat in der Regel spätestens zu dem Zeitpunkt 
vorzulegen, der für die Vorlage des Vorentwurfs 
des Haushaltsplans für das folgende Haushaltsjahr 
vorgesehen ist. 

Artikel 13 

Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans nach 
dem Verfahren des Artikels 78 des Vertrags über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, des Artikels 203 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und des Artikels 177 des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft auf. 

Der Rat leitet diesen Entwurf dem Europäischen 
Parlament zu, das bis zum 5. Oktober hiermit befaßt 
sein muß. Er fügt eine Begründung bei, in der ins-
besondere folgendes dargelegt wird: 

— die Übereinstimmung zwischen den wichtigsten 
Vorhaben der Gemeinschaften und den Mittel-
anforderungen, 

— die Änderungen der Mittelansätze gegenüber 
dem vorausgegangenen Haushaltsjahr, 

— die Gründe, aus denen der Rat gegebenenfalls 
vom Vorentwurf des Haushaltsplans abgewi-
chen ist. 
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Artikel 14 

Der Haushaltsplan wird gemäß den Artikeln 78 und 
78 A des Vertrages über die Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, den Arti-
keln 203 und 203 a des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Ar-
tikeln 177 und 177 a des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft endgültig fest-
gestellt. 

ABSCHNITT II 

GLIEDERUNG DES HAUSHALTSPLANS 

Artikel 15 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus Einzelplänen, 
die jeweils die Einnahmen und Ausgaben des Euro-
päischen Parlaments, des Rates, der Kommission 
oder des Gerichtshofs umfassen. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses werden im Anhang zum Einzel-
plan des Rates veranschlagt. Die Einnahmen und 
Ausgaben des Kontrollausschusses und des Rech-
nungsprüfers der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl werden je zur Hälfte in den Einzel-
plan des Rates und in den Einzelplan des Europä-
ischen Parlaments eingesetzt. 

Die Einnahmen und Ausgaben des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, des Kontrollausschusses und des 
Rechnungsprüfers der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl werden in Form von Einnah-
men- und Ausgabenplänen vorgelegt, die in der 
gleichen Weise gegliedert sind wie die Einzelpläne 
und denselben Vorschriften unterliegen. Die Ein-
nahmen- und Ausgabenpläne werden dem Einzel-
plan des Rates als Anhang beigefügt. 

(2) Innerhalb eines jeden Einzelplans werden die 
Einnahmen und Ausgaben nach Art oder Bestim-
mung in Titel, Kapitel, Artikel und Posten geglie-
dert. 

(3) Jeder Einzelplan kann ein Kapitel für vorläufig 
eingesetzte nicht zweckgebundene Mittel und ein 
Kapitel für nicht besonders vorgesehene Ausgaben 
enthalten. Die Mittel dieser Kapitel dürfen nur im 
Wege von Mittelübertragungen nach dem Verfah-
ren des Artikels 21 verwendet werden. 

(4) Für die Aufteilung der Einnahmen und Ausga-
ben in Titel, Kapitel und Artikel ist der im Anhang 
beigefügte Eingliederungsplan verbindlich. Er kann 

Artikel 14 

Der Haushaltsplan wird gemäß Artikel 78 des Ver-
trags über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl, Artikel 203 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und Artikel 177 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft endgültig fest-
gestellt. 

Mit der endgültigen Feststellung des Haushalts-
plans ist jeder Mitgliedstaat verpflichtet, die ge-
schuldeten Beträge nach den in dieser Haushalts-
ordnung festgelegten Bestimmungen der Kommis-
sion zur Verfügung zu stellen. 

ABSCHNITT II 

GLIEDERUNG DES HAUSHALTSPLANS 

Artikel 15 

(1) Der Haushaltsplan umfaßt: 

— einen allgemeinen Voranschlag der Einnahmen 
der Gemeinschaften, 

— Einzelpläne, die jeweils die Einnahme- und Aus-
gabeansätze des Europäischen Parlaments, des 
Rates,  der  Kommission, des Gerichtshofs und 
des Rechnungshofs umfassen. Die Einnahmen 
und Ausgaben des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses werden im Einzelplan des Rates veran-
schlagt und in Form von Einnahmen- und Aus-
gabenplänen vorgelegt, die in der gleichen Wei-
se gegliedert sind und denselben Vorschriften 
unterliegen wie die Einzelpläne. 

(2) Innerhalb eines jeden Einzelplans werden die 
Einnahmen und Ausgaben nach Art oder Bestim-
mung in Titel, Kapitel, Artikel und Posten geglie-
dert. 

(3) Der Eingliederungsplan wird hinsichtlich der 
Aufteilung der Einnahmen und Ausgaben in Titel, 
Kapitel und Artikel im Rahmen des Haushaltsver-
fahrens festgelegt. 

(4) Jeder Einzelplan kann ein Kapitel für vorläufig 
eingesetzte Mittel und ein Kapitel für nicht beson-
ders vorgesehene Ausgaben enthalten. Die Mittel 
dieser Kapitel dürfen nur im Wege von Mittelüber-
tragungen nach dem Verfahren des Artikels 21 ver-
wendet werden. 

(5) Dem Einzelplan der  Kommission sind folgende 
Unterlagen beizufügen: 
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erforderlichenfalls im Rahmen des Haushaltsverfah-
rens ergänzt werden. 

Artikel 16 

Für jedes Organ muß aus dem entsprechenden Teil 
des Haushaltsplans folgendes zu ersehen sein: 

a) die für das betreffende Haushaltsjahr veran-
schlagten Haushaltsmittel, geordnet nach Titeln, 
Kapiteln, Artikeln und Posten entsprechend ei-
ner auf dem Dezimalsystem beruhenden Gliede-
rung; 

b) nach der gleichen Gliederung die für das vorher-
gehende Haushaltsjahr bewilligten Mittel und 
die tatsächlichen Ausgaben des letzten abge-
schlossenen Haushaltsjahres zuzüglich der Mit-
telübertragungen; 

— die in Artikel 94 erwähnten Einnahme- und Aus-
gabeansätze für die Forschungs- und Investi-
tionstätigkeiten, 

— die in Artikel 115 Absatz 2 erwähnten Einnah-
me- und Ausgabeansätze des Amtes für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemein-
schaf ten.  

Ferner wird dem Haushaltsplan das in Artikel 16 
Absatz 3 erwähnte Dokument über sämtliche Anlei-
he- und Darlehenstransaktionen als Anlage beige-
fügt. 

Artikel 16 

Aus dem Haushaltsplan muß folgendes zu ersehen 
sein: 

1. in der allgemeinen Ubersicht über die Einnah-
men: 

— die voraussichtlichen Einnahmen der Ge-
meinschaften für das betreffende Haushalts-
jahr, gegliedert in Titel, Kapitel, Artikel und 
Posten; 

— die Einnahmen des vorhergehenden Haus-
haltsjahres, gegliedert in Titel, Kapitel, Arti-
kel und Posten; 

— die entsprechenden Erläuterungen zu den 
einzelnen Unterteilungen. 

2. im Einzelplan jedes Organs: 

a) bei den Einnahmeansätzen: 

— die für das betreffende Haushaltsjahr ver-
anschlagten Einnahmen jedes Organs, 
nach einem System der Dezimalklassifika-
tion, gegliedert in Titel, Kapitel, Artikel 
und Posten; 

— in der gleichen Weise gegliedert die im 
Haushaltsplan für das vorhergehende 
Haushaltsjahr veranschlagten Einnahmen 
und die im letzten abgeschlossenen Haus-
haltsjahr festgestellten Einnahmen; 

— die entsprechenden Erläuterungen zu den 
einzelnen Einnahmelinien; 

b) bei den Ausgabeansätzen: 

— bei den Haushaltslinien, in denen nicht 
zwischen Verpflichtungsermächtigungen 
und Zahlungsermächtigungen unterschie-
den wird 

• die für das betreffende Haushaltsjahr 
veranschlagten Mittel, nach einem Sy-
stem der Dezimalklassifikation geglie-
dert in Titel, Kapitel, Artikel und Po-
sten; 

• in der gleichen Weise gegliedert die für 
das vorausgehende Haushaltsjahr ver-
anschlagten Mittel und die tatsächli-
chen Ausgaben des letzten abgeschlos-
senen Haushaltsjahres; 
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c) die entsprechenden Erläuterungen zu den einzel-
nen Unterteilungen; diese Erläuterungen können 
bindend sein, doch ist dies dann ausdrücklich 
anzugeben; 

d) im Anhang ein Stellenplan, in dem die Anzahl 
der Planstellen nach Besoldungsgruppen in je-
der Laufbahngruppe und Sonderlaufbahn festge-
setzt ist; 

e) im Anhang zum Einzelplan der Kommission ein 
nach Laufbahngruppen und Besoldungsgruppen 
gegliederter Stellenplan der Beamten, Anlagen

-

bediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle 
und Bediensteten auf Zeit in Dauerplanstellen, 
die im Rahmen der Haushaltsmittel besetzbar 
sind. 

Beim wissenschaftlichen und technischen Perso-
nal kann die Gliederung jedoch nach Maßgabe 
der in jedem Haushaltsplan festgelegten Bedin-
gungen nach Gruppen von Besoldungsgruppen 
vorgenommen werden. Der Personalbestand der 
Beamten mit hoher wissenschaftlicher oder tech-
nischer Qualifikation, denen nach Maßgabe der 
Sondervorschriften des Status besondere Vortei-
le gewährt werden, ist im Stellenplan gesondert 
anzugeben. 

Der Stellenplan bildet für jedes Organ eine Höchst-
grenze, über die hinaus keine Ernennung vorge-
nommen werden darf. 

— bei den Haushaltslinien, in denen zwi-
schen Verpflichtungsermächtigungen und 
Zahlungsermächtigungen unterschieden 
wird 

• nach dem im vorstehenden Gedanken-
strich genannten System gegliedert die 
für das betreffende Haushaltsjahr und 
für das vorhergehende Haushaltsjahr 
erteilten Zahlungsermächtigungen und 
die tatsächlichen Ausgaben des letzten 
abgeschlossenen Haushaltsjahres; 

• In den Erläuterungen, die für das be-
treffende Haushaltsjahr und für das 
vorhergehende Haushaltsjahr erteilten 
Verpflichtungsermächtigungen und die 
im letzten abgelaufenden Haushalts-
jahr eingegangenen Verbindlichkeiten 
sowie ein Fälligkeitsplan für die Zah-
lungen. 

— Die entsprechenden Erläuterungen zu den 
einzelnen Unterteilungen; diese Erläute-
rungen können bindend sein, doch ist dies 
dann ausdrücklich anzugeben. 

c) Hinsichtlich des Personals: 

— im Anhang ein Stellenplan, in dem die 
Anzahl der Planstellen nach Besoldungs-
gruppen in jeder Laufbahngruppe und 
Sonderlaufbahn festgesetzt ist; 

— im Anhang zum Einzelplan der Kommis-
sion ein nach Laufbahngruppen und Be-
soldungsgruppen gegliederter Stellenplan 
der Beamten, Anlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Forschungsstelle und Be-
diensteten auf Zeit in Dauerplanstellen, 
die im Rahmen der Haushaltsmittel zu be-
setzten sind. 

Beim wissenschaftlichen und technischen 
Personal kann die Gliederung jedoch 
nach Maßgabe der in jedem Haushalts-
plan festgelegten Bedingungen nach 
Gruppen von Besoldungsgruppen vorge-
nommen werden. Der Personalbestand der 
Beamten mit hoher wissenschaftlicher 
oder technischer Qualifikation, denen 
nach Maßgabe der Sondervorschriften des 
Statuts besondere Vorteile gewährt wer-
den, ist im Stellenplan gesondert anzuge-
ben. 

Der Stellenplan stellt für jedes Organ eine 
Höchstgrenze dar, über die hinaus keine Er-
nennung vorgenommen werden darf. 

3. Hinsichtlich der Anleihe- und Darlehenstransak-
tionen: 

a) Im Einzelplan „Kommission": 

— die den Transaktionsarten entsprechenden 
Haushaltslinien, im Prinzip mit einem 
z. E. versehen; 

— Erläuterungen, die insbesondere den Hin-
weis auf die Rechtsgrundlage, eventuell 
das Jahresvolumen der vorgesehenen 
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TITEL III 

AUSFÜHRUNG DES HAUSHALTSPLANS 

ABSCHNITT I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 17 

Der Haushaltsplan wird nach dem Grundsatz der 
Trennung von Anweisungsbefugnis und Rechnungs-
führung ausgeführt. 

Die Verwaltung der Mittel obliegt dem Anwei-
sungsbefugten, der allein für die Mittelbindungen, 
die Feststellung der Forderungen und der Erteilung 
der Annahme- und Auszahlungsanordnungen zu-
ständig ist. Der Rechnungsführer führt die Annah-
me- und Auszahlungsanordnungen aus. Die Tätig-
keit des Anweisungsbefugten ist mit derjenigen des 
Finanzkontrolleurs und des Rechnungsführers un-
vereinbar. 

Artikel 18 

Die Kommission führt den Haushaltsplan in eigener 
Verantwortung nach Maßgabe dieser Haushaltsord-
nung im Rahmen der bewilligten Mittel aus. 

Die Kommission überträgt die zur Ausführung der 
Einzelpläne des Europäischen Parlaments, des Rates 
und des Gerichtshofes erforderlichen Befugnisse 
den betreffenden Organen. 

Mit Ausnahme der in den Artikeln 43, 52 und 55 
genannten Fälle können die Kommission und die 
übrigen Organe ihre Befugnisse nach Maßgabe ih-
rer Geschäftsordnungen innerhalb der in der Über-
tragungsverfügung festzulegenden Grenzen übertra-
gen. 

Die Bevollmächtigten dürfen nur im Rahmen der ih-
nen ausdrücklich übertragenen Befugnisse tätig 
werden. 

Die Befugnisübertragungen sind nach Maßgabe der 
in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbestim-
mungen allen beteiligten Stellen mitzuteilen. 

Soweit nichts anderes bestimmt wird, werden der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß, der Kontrollaus-
schuß und der Rechnungsprüfer der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl bei der Anwen- 

Transaktionen und die finanzielle Garan-
tie der Gemeinschaften für die Abwick-
lung dieser Transaktionen enthalten. 

b) In einem Dokument im Anhang zum Einzel-
plan „Kommission": 

— Die laufenden Kapitaltransaktionen und 
den Schuldendienst, 

— als Hinweis die Kapitaltransaktionen und 
der Schuldendienst für das betreffende 
Haushaltsjahr. 

TITEL III 

AUSFÜHRUNG DES HAUSHALTSPLANS 

ABSCHNITT I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 17 

unverändert 

unverändert 

Artikel 18 

Die Kommission führt den Haushaltsplan in eigener 
Verantwortung gemäß dieser Haushaltsordnung im 
Rahmen der bewilligten Mittel aus. 

Die Kommission überträgt die zur Ausführung der 
Einzelpläne des Europäischen Parlaments, des Ra-
tes, des Gerichtshofs und des Rechnungshofs erfor-
derlichen Befugnisse den betreffenen Organen. 

Mit Ausnahme der in den Artikeln 43, 52 und 55 
genannten Fälle können die Kommission und die 
übrigen Organe ihre Befugnisse nach Maßgabe ih-
rer Geschäftsordnungen innerhalb der in der Über-
tragungsverfügung festzulegenden Grenzen übertra-
gen. 

Die Bevollmächtigten dürfen nur im Rahmen der ih-
nen ausdrücklich übertragenen Befugnisse tätig 
werden. 

Die Befugnisübertragungen sind nach Maßgabe der 
in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbestim-
mungen allen beteiligten Stellen mitzuteilen. 

Soweit nichts anders bestimmt wird, werden der 
Rechnungshof und der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß bei der Anwendung dieser Haushaltsordnung 
den Organen der Gemeinschaften gleichgestellt. 
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dung dieser Haushaltsordnung den Organen der 
Gemeinschaften gleichgestellt. 

Artikel 19 

Jedes Organ ernennt einen Finanzkontrolleur, der 
mit der Kontrolle der Mittelbindung und der An-
ordnung aller Ausgaben sowie der Kontrolle aller 
Einnahmen betraut ist. 

Der Finanzkontrolleur nimmt die Kontrolle an Hand 
der Unterlagen über Ausgaben und Einnahmen er-
forderlichenfalls an Ort und Stelle vor. 

Er kann bei der Ausführung seiner Aufgaben von 
einem oder mehreren unterstellten Finanzkontrol-
leuren unterstützt werden. 

Die besonderen Vorschriften für diese Bediensteten, 
die im Rahmen der in Artikel 118 genannten Durch-
führungsbestimmungen erlassen werden, sind so 
festzusetzen, daß sie die Unabhängigkeit der betref-
fenden Bediensteten bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben gewährleisten. Maßnahmen, die mit ihrer Er-
nennung, mit ihrer Beförderung, mit Disziplinarstra-
fen oder Versetzungen und mit den verschiedenen 
Bestimmungen über die Unterbrechung des Dien-
stes oder das Ausscheiden aus dem Dienst im Zu-
sammenhang stehen, müssen Gegenstand von mit 
einer Begründung versehenen Verfügungen sein, 
die dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission zur Kenntnisnahme zu übermitteln 
sind. 

Die Betroffenen und die Organe, in deren Dienst sie 
stehen, können beim Gerichtshof Klage erheben. 

Artikel 20 

In jedem Organ ist ein Rechnungsführer für die 
Annahme von Einzahlungen und die Leistung von 
Auszahlungen zuständig. 

Der Rechnungsführer wird von dem Organ er-
nannt. 

Unbeschadet der in den Artikeln 4 und 5 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Regelung 
und vorbehaltlich der Artikel 56 Absatz 2 und 57 
kann nur er die Zahlungsmittel und anderen Werte 
verwalten. Er ist für ihre Verwahrung verantwort-
lich. 

Er kann bei der Ausführung seiner Aufgaben von 
einem oder mehreren unterstellten Rechnungsfüh-
rern unterstützt werden, die unter den gleichen Be-
dingungen ernannt werden wie er selbst. 

Artikel 21 

(1) Die Mittel werden nach Kapiteln und Artikeln 
gegliedert. 

(2) Die bei den einzelnen Ausgabenkapiteln ver-
anschlagten Mittel dürfen nicht für Zwecke eines 
anderen Ausgabenkapitels verwendet werden. 

(3) Die Kommission kann dem Rat jedoch Mittel-
übertragungen von Kapitel zu Kapitel vorschlagen. 

Artikel 19 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

Artikel 20 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

Artikel 21 

(1) Die Mittel werden nach Kapitel und Artikeln 
gegliedert. 

(2) Jedes Organ kann innerhalb seines Einzelplans 
nach Maßgabe des Mittelbedarfs die Zahlungser-
mächtigungen anpassen. 

Es setzt die Kommission und die Haushaltsbehörde 
hiervon in Kenntnis. 
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Vorschläge der anderen Organe für Mittelübertra-
gungen von Kapitel zu Kapitel sind an den Rat wei-
terzuleiten; die Kommission kann diesen Anträgen 
eine Stellungnahme beifügen. 

Der Rat beschließt hierüber mit qualifizierter Mehr-
heit unter Berücksichtigung der Dringlichkeit und 
teilt seinen Beschluß dem Europäischen Parlament 
mit. 

Hat er innerhalb einer Frist von sechs Wochen kei-
nen Beschluß gefaßt, so gelten die Mittelübertra-
gungen als genehmigt. 

Über die Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapi-
tel innerhalb des Titels I befindet der Rat mit quali-
fizierter Mehrheit innerhalb von vier Wochen. Hat 
er bis zum Ablauf dieser Frist keinen Beschluß ge-
faßt, so gelten die Mittelübertragungen als geneh-
migt. 

Außer in sehr dringenden Fällen konsultiert der Rat 
bei Vorschlägen für Mittelübertragungen von Kapi-
tel „Vorläufig eingesetzte nicht zweckgebundene 
Mittel" auf andere Kapitel unverzüglich das Euro-
päische Parlament, sobald er den Vorschlag erhal-
ten hat. Das Europäische Parlament gibt seine Stel-
lungnahme so zeitig ab, daß der Rat sie zur Kennt-
nis nehmen und innerhalb der in dieser Haushalts-
ordnung vorgesehenen Fristen einen Beschluß fas-
sen kann. 

(4) Die Mittelübertragungen von Artikel zu Arti-
kel innerhalb der einzelnen Kapitel eines Einzel-
plans werden von der Kommission vorgenommen, 
die darüber je nach Dringlichkeit entscheidet. Bei 
den nicht die Kommission betreffenden Einzelplä-
nen gilt die Übertragung als vollzogen, wenn die 
Kommission nicht binnen sechs Wochen nach Ein-
gang des Antrags entschieden hat. 

Jeder Vorschlag für eine Mittelübertragung inner-
halb der Kapitel oder von Kapitel zu Kapitel bedarf 
des Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs, der be-
scheinigt, daß die Mittel verfügbar sind. 

(5) Sofern nach Maßgabe des Haushaltsverfahrens 
nichts anderes bestimmt wird, können nur die 

(3) a) Das Europäische Parlament, der Rat, der Ge-
richtshof und der Rechnungshof können in-
nerhalb ihres Einzelplans Mittelübertragun-
gen von Kapitel zu Kapitel innerhalb eines 
Titels und Übertragungen innerhalb der ein-
zelnen Kapitel vornehmen. 
Die Mittelübertragungen des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses werden vom Rat be-
schlossen. 
Die Kommission und die Haushaltsbehörde 
werden von diesen Übertragungen unter-
richtet. 

b) Die Kommission kann in ihrem Einzelplan 
Mittelübertragungen von Kapital zu Kapital 
innerhalb der Titel für die Personal- und 
Verwaltungsausgaben und in allen Titeln 
Mittelübertragungen innerhalb eines Kapi-
tels vornehmen. 

(4) Die übrigen Mittelübertragungen werden nach 
folgendem Verfahren vorgenommen: 

Die Anträge auf Mittelübertragung sind an die 
Kommission zu richten und werden von dieser dem 
Europäischen Parlament und dem Rat zugeleitet. 

Die Mittelübertragungen für Ausgaben, die sich 
zwingend aus dem Vertrag oder den auf Grund des 
Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben, gelten 
als genehmigt, wenn der Rat, der mit qualifizierter 
Mehrheit und nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments entscheidet, innerhalb von sechs Wo-
chen nach Eingang des Antrags auf Mittelübertra-
gung keinen anderslautenden Beschluß gefaßt 
hat. 

Die Mittelübertragungen für Ausgaben, die sich 
nicht zwingend aus dem Vertrag oder den auf 
Grund des Vertrages erlassenen Rechtsakten erge-
ben, gelten als genehmigt, wenn das Europäische 
Parlament nach Anhörung des Rates innerhalb von 
sechs Wochen nach Eingang des Antrags keinen 
anderslautenden Beschluß gefaßt hat. 

Die Mittelübertragungen, die sowohl Ausgaben, die 
sich zwingend aus dem Vertrag oder den auf Grund 
des Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben, als 
auch andere Ausgaben betreffen, gelten als geneh-
migt, wenn weder der Rat noch das Europäische 
Parlament innerhalb von sechs Wochen nach Ein-
gang des Antrags einen anderslautenden Beschluß 
gefaßt hat. 

Wird in dem im vorstehenden Unterabsatz vorgese-
henen Fall der für eine Mittelübertragung vorge-
schlagene Betrag vom Europäischen Parlament und 
vom Rat um einen unterschiedlichen Betrag ge

-

kürzt, so gilt der niedrigere von einem der beiden 
Organe akzeptierte Betrag als genehmigt. 

(5) Jeder Vorschlag für eine Anpassung der Zah-
lungsermächtigungen und für eine Mittelübertra-
gung innerhalb eines Kapitels oder von Kapitel 
zu Kapitel bedarf des Sichtvermerks des Finanzkon-
trolleurs, der bescheinigt, daß die Mittel verfügbar 
sind. 

(6) Sofern nach Maßgabe des Haushaltsverfahrens 
nichts anders bestimmt wird, können nur die Arti- 
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Haushaltslinien durch Übertragung mit Mitteln aus-
gestattet werden, für die der Haushaltsplan Mittel 
bewilligt oder den Vermerk „zur Erinnerung" 
trägt. 

(6) Dieser Artikel gilt für die Mittel, die zweckge-
bundenen Einnahmen im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 3 entsprechen, nur insofern, als der Verwen-
dungszweck dieser Einnahmen nicht geändert 
wird. 

Artikel 22 

Abweichend von Artikel 4 

a) kann von Rechnungen durch Anweisung des 
Nettobetrags folgendes abgezogen werden: 

— die einem Vertragspartner auferlegten Ver-
tragsstrafen, 

— zu Unrecht gezahlte Beträge, soweit ihr Aus-
gleich durch Vorwegabzug von einer Zah-
lung gleicher Art vorgenommen werden 
kann, die aus Mitteln des gleichen Kapitels, 
Artikels und Haushaltsjahres geleistet wird, 
unter denen der zuviel gezahlte Betrag aus-
gewiesen wurde, 

— der Wert von Geräten und Material für wis-
senschaftliche und technische Zwecke sowie 
der Wert der bei der Neuanschaffung von 
Fahrzeugen, Material und Anlagen nach 
Handelsbrauch in Zahlung gegebenen Gegen-
stände gleicher Art. 

Nachlässe, Rückvergütungen und Rabatte, die 
auf Rechnungen in Abzug gebracht werden, sind 
nicht gesondert als Einnahme zu buchen; 

b) werden wiederverwendet: 

— die Einnahmen, die sich aus der Erstattung 
zu Unrecht aus Haushaltsmitteln gezahlter 
Beträge ergeben, 

— die Erlöse aus Lieferungen und Leistungen 
zugunsten anderer Organe und Einrichtungen 
einschließlich der Erstattung der für Rech-
nung dieser Organe oder Einrichtungen ver-
güteten Tagegelder, 

— die vereinnahmten Versicherungsleistungen, 

— die Erlöse aus dem Verkauf von Veröffent-
lichungen und Filmen, 

— die von den Mitgliedstaaten auf Grund des 
Protokolls über die Vorrechte und Befreiun-
gen vorgenommenen Erstattungen der Steu-
ern, die im Preis der an die Gemeinschaften 
gelieferten Erzeugnisse oder der ihr erbrach-
ten Leistungen enthalten waren, 

— die Einnahmen aus entgeltlichen Lieferun-
gen, Leistungen und Bauarbeiten, 

— der Erlös aus dem Verkauf von Kraftfahrzeu-
gen, Material und Anlagen sowie von Gerä-
ten und Material für wissenschaftliche und 
technische Zwecke anläßlich ihrer Neuan-
schaffung. 

kel des Haushaltsplans durch Übertragung mit Mit-
teln ausgestattet werden, für die der Haushaltsplan 
Mittel bewilligt oder den Vermerk „zur Erinne-
rung" trägt. 

(7) Dieser Artikel gilt für die Mittel, die zweckge

-

bundenen Einnahmen im Sinne von Artikel 4 Ab-
satz 3 entsprechen, nur insofern, als der Verwen-
dungszweck dieser Einnahmen nicht geändert 
wird. 

Artikel 22 

(1) Abweichend von den Artikeln 3 und 23 kann 
von Rechnungen durch Anweisung des Nettobe-
trags folgendes abgezogen werden: 

a) die einem Vertragspartner auferlegten Vertrags-
strafen, 

b) zu Unrecht gezahlte Beträge, soweit ihr Aus-
gleich durch Vorwegabzug von einer Zahlung 
gleicher Art vorgenommen werden kann, die 
aus Mitteln des gleichen Kapitels, Artikels und 
Haushaltsjahres geleistet wird, unter denen der 
zuviel gezahlte Betrag ausgewiesen wurde, 

c) der Wert von Geräten und Material für wissen-
schaftliche und technische Zwecke sowie der 
Wert der bei der Neuanschaffung von Fahrzeu-
gen, Material und Anlagen nach Handelsbrauch 
in Zahlung gegebenen Gegenstände gleicher 
Art. 

Nachlässe, Rückvergütungen und Rabatte, die auf 
Rechnungen in Abzug gebracht werden, sind nicht 
gesondert als Einnahme zu buchen. 

(2) Abweichend von Artikel 3 können wiederver-
wendet werden: 

a) die Einnahmen, die sich aus der Erstattung zu 
Unrecht aus Haushaltsmitteln gezahlter Beträge 
ergeben, 

b) die Erlöse aus Lieferungen und Leistungen zu-
gunsten anderer Organe und Einrichtungen ein-
schließlich der Erstattung der für Rechnung die-
ser Organe oder Einrichtungen vergüteten Tage-
gelder, 

c) die vereinnahmten Versicherungsleistungen; 

d) die Erlöse aus dem Verkauf von Veröffentlichun-
gen und Filmen; 

e) die von den Mitgliedstaaten auf Grund des Pro-
tokolls über die Vorrechte und Befreiungen vor-
genommenen Erstattungen der Steuern, die im 
Preis der an die Gemeinschaften gelieferten Er-
zeugnisse oder der ihr erbrachten Leistungen 
enthalten waren; 

f) die Einnahmen aus entgeltlichen Lieferungen, 
Leistungen und Bauarbeiten, 

g) der Erlös aus dem Verkauf von Kraftfahrzeugen, 
Material und Anlagen sowie von Geräten und 
Material für wissenschaftliche und technische 
Zwecke anläßlich ihrer Neuanschaffung. 
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Die Wiederverwendung ist jeweils vor Ab-
schluß des Haushaltsjahres vorzunehmen, das 
auf das Haushaltsjahr folgt, in dem die Einnah-
me eingezogen wurde. 

c) Kursverluste und -gewinne bei der Überweisung 
von Mitteln sowie Soll- und Habenzinsen der 
Kassenführung können gegeneinander aufge-
rechnet werden, wobei nur der Saldo als Ein-
nahme oder Ausgabe zu verbuchen ist. 

Der Buchungsplan sieht besondere Verbuchungs-
stellen für die Erfassung der Wiederverwendung 
bei den Einnahmen und den Ausgaben vor. 

ABSCHNITT II 

EINNAHMEN UND VERWALTUNG DER VERFÜGBAREN 
MITTEL 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 23 

(1) Alle Maßnahmen, die eine Forderung der Ge-
meinschaft begründen können, sind von dem zu-
ständigen Anweisungsbefugten vorher zu beantra-
gen. Diese Anträge sind dem Bediensteten zuzulei-
ten, der bei dem betreffenden Organ für die Finanz-
kontrolle zuständig ist. Sie müssen insbesondere 
Angaben über die Art der Einnahme, ihre voraus-
sichtliche Höhe und ihre Verbuchungsstelle im 
Haushaltsplan sowie die Bezeichnung des Schuld-
ners enthalten. Sie sind von dem mit der Finanzkon-
trolle beauftragten Bediensteten mit einem Sichtver-
merk zu versehen und anschließend unter Bedingun-
gen, die im Rahmen der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen festzulegen sind, ein-
zutragen. Durch den Sichtvermerk des mit der Fi-
nanzkontrolle beauftragten Bediensteten wird be-
stätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
des Antrags im Hinblick auf die geltenden Be-
stimmungen, insbesondere den Haushaltsplan, 
die Verordnungen und alle in Durchführung der 
Verträge und der Verordnungen erlassenen Vor-
schriften sowie auf die Grundsätze der wirt-
schaftlichen Haushaltsführung. 

Die Wiederverwendung ist jeweils vor Ablauf des 
Haushaltsjahres vorzunehmen, das auf das Haus-
haltsjahr folgt, in dem die Einnahme eingezogen 
wurde. 

Der Buchungsplan sieht besondere Verbuchungs-
stellen für die Erfassung der Wiederverwendung 
bei den Einnahmen und den Ausgaben vor. 

(3) Abweichend von den Artikeln 3 und 23 kön-
nen die von Dritten geleisteten Rückzahlungen bei 
der Verbuchung von den Ausgaben abgezogen wer-
den, wenn das Organ eine Zahlung geleistet hat, 
die es gegenüber den Zahlungsempfängern recht-
lich schuldet, deren Betrag jedoch ganz oder teil-
weise für diese Dritten gezahlt wurde. 

(4) Abweichend von Artikel 3 können Kursverlu-
ste und -gewinne bei der Überweisung von Mitteln 
sowie Soll- und Habenzinsen der Kassenführung 
gegeneinander aufgerechnet werden, wobei nur der 
Saldo als Einnahme oder Ausgabe zu verbuchen ist. 

(5) In den in Absatz 1 Buchstabe c) und Absatz 2 
Buchstaben b), d), f) und g) erwähnten Fällen sind 
die Abzüge und Wiederverwendungen nur möglich, 
wenn sie in den Erläuterungen zum Haushaltsplan 
vorgesehen sind. 

ABSCHNITT II 

EINNAHMEN UND VERWALTUNG DER VERFÜGBAREN 
MIITEL 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 23 

(1) Alle Maßnahmen, die eine Forderung der Ge-
meinschaft begründen oder ändern können, sind 
von dem zuständigen Anweisungsbefugten vorher 
zu beantragen. Diese Anträge sind dem Finanzkon-
trolleur des Organs zwecks Erteilung des Sichtver-
merks zuzuleiten. 

Sie müssen insbesondere Angaben über die Art der 
Einnahme, ihre voraussichtliche Höhe und ihre 
Verbuchungsstelle im Haushaltsplan sowie die Be-
zeichnung des Schuldners enthalten. Durch den 
Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs wird bestä-
tigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
des Antrags im Hinblick auf die geltenden Be-
stimmungen, insbesondere den Haushaltsplan, 
die Verordnung und alle in Durchführung der 
Verträge und der Verordnungen erlassenen Vor-
schriften sowie auf die Grundlage der wirt-
schaftlichen Haushaltsführung. 
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Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk 
verweigern. Der Anweisungsbefugte kann sich 
durch einen hinreichend begründeten Beschluß und 
auf seine alleinige Verantwortung über diese Ver-
weigerung hinwegsetzen. Der Beschluß des Anwei-
sungsbefugten ist auszuführen; er wird dem Finanz-
kontrolleur zur Kenntnisnahme mitgeteilt. Die 
höchste Stelle jedes Organs unterrichtet den Kon-
trollausschuß in regelmäßigen Zeitabständen über 
alle ihre Beschlüsse. 

(2) Verzichtet die zuständige Stelle des Organs 
darauf, eine Maßnahme zu treffen, die eine Forde-
rung begründet, oder eine Forderung einzuziehen, 
so muß sie den mit der Finanzkontrolle beauftrag-
ten Bediensteten hiervon in Kenntnis setzen. 

Stellt der mit der Finanzkontrolle beauftragte Be-
dienstete fest, daß eine Maßnahme, die eine Forde-
rung begründet, nicht getroffen wurde oder daß 
eine Forderung nicht eingezogen wurde, so unter-
richtet er hiervon das Organ, dem er angehört. 

Artikel 24 

Der Rechnungsführer führt die ordnungsgemäß aus-
gestellten Annahmeanordnungen aus. 

Er hat dafür zu sorgen, daß die Einnahmen der Ge-
meinschaften jeweils zu dem in den Annahmean-
ordnungen vorgesehenen Zeitpunkt eingehen und 
daß die Rechte der Gemeinschaften gewahrt wer-
den. 

Der Rechnungsführer unterrichtet den Anweisungs-
befugten und den Finanzkontrolleur, wenn die Ein-
nahmen nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen 
eingehen. 

Für bestimmte laufende Einnahmen können gemäß 
den in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbe-
stimmungen für einen längeren Zeitraum zusam-
mengefaßte Anträge gestellt werden. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk 
verweigern. Die höchste Stelle des Organs kann 
sich durch einen hinreichend begründeten Beschluß 
und auf ihre alleinige Verantwortung über diese 
Verweigerung hinwegsetzen. Dieser Beschluß ist 
auszuführen; er wird dem Finanzkontrolleur zur 
Kenntnisnahme mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes 
Organs unterrichtet den Rechnungshof in regelmä-
ßigen Zeitabständen über alle ihre Beschlüsse. 

(2) Für jede festgestellte Forderung stellt der zu-
ständige Anweisungsbefugte eine Einziehungsan-
ordnung aus, die zusammen mit den Belegen dem 
Finanzkontrolleur zwecks Erteilung des Sichtver-
merks zugeleitet wird. Nach Erteilung des Sichtver-
merks werden die Forderungen vom Rechnungsfüh-
rer im Rahmen der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen in ein Verzeichnis 
eingetragen. 

Durch den Sichtvermerk wird bestätigt: 
a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

b) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
der Anordnung im Hinblick auf die geltenden 
Bestimmungen, 

c) die Ordnungsmäßigkeit der Belege, 

d) die Richtigkeit der Bezeichnung des Schuld-
ners, 

e) der Fälligkeitstermin, 

f) die Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung, 

g) die Richtigkeit des Betrags und der Währung 
der Einziehungsanordnung. 

Bei Verweigerung des Sichtvermerks findet Ab-
satz 1 Unterabsatz 2 dieses Artikels Anwendung. 

Artikel 24 

(1) Der Rechnungsführer führt die ordnungsgemäß 
ausgestellten Einziehungsanordnungen aus. 

Er hat dafür zu sorgen, daß die Einnahmen der Ge-
meinschaften jeweils zu dem in den Einziehungsan-
ordnungen vorgesehenen Zeitpunkt eingehen, und 
daß die Rechte der Gemeinschaften gewahrt wer-
den. 

Der Rechnungsführer unterrichtet den Anweisungs-
befugten und den Finanzkontrolleur, wenn die Ein-
nahmen nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen 
eingehen. 

(2) Verzichtet der Anweisungsbefugte auf die Ein-
ziehung einer festgestellten Forderung, so übermit-
telt er zuvor einen Annulierungsvorschlag dem Fi-
nanzkontrolleur zwecks Erteilung des Sichtver-
merks und dem Rechnungsführer zur Kenntnis-
nahme. 
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Artikel 25 

Für jede Bareinzahlung in die Kasse des Rech-
nungsführers ist eine Quittung auszustellen. 

2. Eigene Mittel 

Artikel 26 

(1) Die von den einzelnen Mitgliedstaaten abzu-
führenden eigenen Mittel werden in Rechnungsein-
heiten, wie sie in Artikel 10 definiert sind, im 
Haushaltsplan veranschlagt. Ihre Bereitstellung und 
Abführung erfolgen nach Maßgabe des Titels II der 
Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des 
Rates vom 2. Januar 1971 zur Durchführung des Be-
schlusses vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften 1), in der Fassung der 
Verordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 906/73 2). 

(2) Jeder Mitgliedstaat führt jedoch die tatsäch-
lich festgestellten eigenen Mittel in Höhe des Pro-
zentsatzes ab, der in Artikel 3 Absatz 1 Unterab-
satz 4 des Beschlusses vom 21. April 1970 für das 
betreffende Haushaltsjahr vorgesehen ist. 

3. Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 

Artikel 27 

Die im Haushaltsplan festgelegten Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten werden in Rechnungseinheiten 

1) ABl. Nr. L 3 vom 5. 1. 1971, S. 1 
2) ABl. Nr. L 89 vom 5. 4. 1973, S. 1 

Durch den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs 
wird die Ordnungsmäßigkeit des Verzichts und sei-
ne Übereinstimmung mit den Grundsätzen der wirt-
schaftlichen Haushaltsführung bestätigt. Der mit 
dem Sichtvermerk versehene Vorschlag wird vom 
Rechnungsführer in ein Verzeichnis eingetragen. 

Bei Verweigerung des Sichtvermerks kann sich die 
höchste Stelle des Organs durch einen hinreichend 
begründeten Beschluß und auf ihre alleinige Ver-
antwortung über diese Verweigerung hinwegset-
zen. Dieser Beschluß ist auszuführen; er wird dem 
Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme mitgeteilt. 
Die höchste Stelle jedes Organs unterrichtet den 
Rechnungshof in regelmäßigen Zeitabständen über 
alle ihre Beschlüsse. 

(3) Stellt der Finanzkontrolleur fest, daß eine 
Maßnahme, die eine Forderung begründet, nicht ge-
troffen wurde oder daß eine Forderung nicht einge-
zogen wurde, so unterrichtet er hiervon das Organ, 
dem er angehört. 

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden gemäß Artikel 118 festgelegt. 

Artikel 25 

Für jede Bareinzahlung in die Kasse des Rech-
nungsführers ist eine Quittung auszustellen. 

2. Eigene Mittel 

Artikel 26 

(1) Die von den einzelnen Mitgliedstaaten abzu-
führenden eigenen Mittel und gegebenenfalls die in 
Artikel 4 Absätze 2 und 3 des Beschlusses vom 
21. April 1970 vorgesehenen Beiträge der Mitglied-
staaten werden in Rechnungseinheiten, wie sie in 
Artikel 10 definiert sind, im Haushaltsplan veran-
schlagt. Ihre Bereitstellung und Abführung erfolgen 
nach Maßgabe des Titels II der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 
1971 zur Durchführung des Beschlusses vom 
21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträ-
ge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Ge-
meinschaften 1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung ... 2) . 

(2) Bei der Veranschlagung dieser Mittel werden 
für die neuen Mitgliedstaaten die Bestimmungen 
des Artikels 131 der Beitrittsakte berücksichtigt. 

3. Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 

Artikel 27 

Die von den Mitgliedstaaten gemäß Titel II  der 
Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des 

1) ABl. L 3 vom 5. 1. 1971, S. 1 
2) In Ausarbeitung befindliche Verordnung zur Änderung 

der Verordnung Nr. 2/71 
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ausgedrückt, wie sie in Artikel 10 definiert sind. 
Sie werden in die jeweilige Landeswährung umge-
rechnet, und zwar unter Zugrundelegung des am 
Tage ihrer Abführung bestehenden Verhältnisses 
zwischen dem Feingoldgehalt dieser Rechnungsein-
heit und dem Feingoldgehalt, welcher der dem In-
ternationalen Währungsfonds angezeigten Parität 
dieser Währung entspricht. Für den Fall, daß die 
Währung eines oder mehrerer Mitgliedstaaten kei-
ne dem Internationalen Währungsfonds angezeigte 
Parität mehr besitzt, schlägt die Kommission dem 
Rat geeignete Maßnahmen vor. 

Artikel 28 

Die auf diese Weise in Landeswährung ausgedrück-
ten Finanzbeiträge werden von jedem Mitgliedstaat 
gemäß den Artikeln 31 bis 37 Sonderkonten „Bei-
träge" gutgeschrieben, die der Kommission beim 
Schatzamt oder einer von dem betreffenden Mit-
gliedstaat bezeichneten Stelle eingerichtet wurden. 

Die Kommission verfügt nach Maßgabe des Arti-
kels 38 über die auf diesen Konten gutgeschriebe-
nen Beträge. Sie übermittelt den Schatzämtern oder 
den von den Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen 
zu diesem Zweck ihre Aufträge und Anweisungen, 
die unverzüglich auszuführen sind. Diese Hinterle-
gungskonten werden für die Gemeinschaften spe-
senfrei geführt, und die Guthaben bringen ihnen 
keine Zinsen ein. 

Artikel 29 

Die Beträge, die auf den in Artikel 28 genannten 
Konten stehen, behalten den am Tage der Hinterle-
gung geltenden Pariwert gegenüber der in Artikel 
10 definierten Rechnungseinheit. 

Ändert sich die Parität der Währung eines Mit-
gliedstaats gegenüber der Rechnungseinheit, so 
wird unverzüglich die entsprechende Angleichung 
des Saldos dieser Konten durch eine zusätzliche 
Zahlung seitens des oder der betreffenden Mitglied-
staaten bzw. durch eine Rückzahlung seitens der 
Kommission vorgenommen. 

Artikel 30 

Binnen eines Monats nach der endgültigen Feststel-
lung des in Artikel 10 vorgesehenen Berichtigungs-
haushaltsplans oder nach einem Beschluß des Rates 
zur Feststellung der Folgen von Paritätsänderungen 
wird erforderlichenfalls eine Angleichung der ge-
schuldeten Beiträge vorgenommen. 

Rates vom 2. Januar 1971 abzuführenden eigenen 
Mittel werden ohne Rücksicht auf den in Artikel 2 
der gleichen Verordnung festgesetzten Zeitpunkt 
der Feststellung im laufenden Haushaltsjahr ver-
bucht. 

Artikel 28 

gestrichen 

Artikel 29 

Der Saldo jedes Haushaltsjahres, der gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 24 der geänderten Ver-
ordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 berechnet 
wird, wird — je nachdem, ob es sich um einen 
Überschuß oder ein Defizit handelt — auf der Ein-
nahmeseite oder auf der Ausgabenseite im Haus-
haltsplan des zweiten darauffolgenden Haushalts-
jahres verbucht. 

Falls die Lage es erfordert, kann jedoch im Wege 
eines Nachtragshaushaltsplans beschlossen werden, 
den Betrag in voller Höhe oder teilweise bereits in 
dem unmittelbar darauffolgenden Haushaltsjahr 
einzusetzen. 

Artikel 30 

(1) Die in Artikel 4 Absatz 6 des Beschlusses vom 
21. April 1970 vorgesehenen Beiträge werden wie 
folgt abgeführt: 

- 7/12 des Haushaltsplans veranschlagten Betrags 
bis zum 31. Januar; 

— die verbleibenden 5112 bis zum 15. Juli. 

(2) Alle von den Mitgliedstaaten geschuldeten zu-
sätzlichen Beiträge oder Zahlungen sind binnen 30 
Tagen nach Abberufung der Mittel dem Konto bzw. 
den Konten der Kommission gutzuschreiben. 

(3) Diese Zahlungen werden dem in Artikel 7 Ab-
satz 1 der Verordnung Nr. 2/71 vorgesehenen Konto 
gutgeschrieben und unterliegen den Bestimmungen 
des Artikels 9 Absatz 2 der gleichen Verordnung. 
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4. Deckung des Kassenmittelbedarfs der Gemein

-

schaften im Rahmen der Haushaltsausgaben 

Artikel 31 

(1) Der monatlich veranschlagte Kassenmittelbe-
darf wird von den Mitgliedstaaten im Verhältnis zu 
dem im Haushaltsplan für jeden von ihnen festge-
setzen Anteil gedeckt. 

Die endgültige Feststellung eines Nachtrags- oder 
Berichtigungshaushalts hat gegebenenfalls eine Än-
derung des vorerwähnten Anteils zur Folge. 

(2) Jeder Mitgliedstaat zieht von der ihm auf die-
se Weise angelasteten Summe den Betrag der eige-
nen Mittel ab, den er im gleichen Monat gemäß Ar-
tikel 9 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) 
Nr. 2/71 abzuführen hat. 

(3) Die Mitgliedstaaten, die nach den Haushaltsan-
sätzen keine Finanzbeiträge zu entrichten hätten, 
führen jedoch monatlich als eigene Mittel einen Be-
trag ab, der ihrem auf den Kassenmittelbedarf nach 
Absatz 1 angewendeten Anteil entspricht. 

Artikel 32 

Bei Abschluß der Haushaltsrechnung eines jeden 
Haushaltsjahres erstellt die Kommission eine Uber-
sicht über die abgeführten Beträge, aus der der Un-
terschied zwischen den von den Mitgliedstaaten 
tatsächlich abgeführten Beträgen und den von ih-
nen nach der Haushaltsrechnung für das betreffen-
de Haushaltsjahr abzuführenden Beträgen hervor-
geht. 

Der auf diese Weise ermittelte Gesamtbetrag wird 
den Mitgliedstaaten durch Abzug von dem für den 
nächsten Monat abzuführenden Betrag erstattet. 

Erforderlichenfalls stellen die Mitgliedstaaten auf 
Antrag der Kommission dieser gleichzeitig den in 
Absatz 2 genannten Gesamtbetrag — höchstens je-
doch 400 Millionen Rechnungseinheiten — wieder 
zur Verfügung. In  diesem Fall ist folgende finan-
zielle Beteiligung der Mitgliedstaaten vorgesehen: 

— Die neuen Mitgliedstaaten beteiligen sich nach 
Maßgabe der Prozentsätze, die in Artikel 129 der 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die An-
passungen der Verträge vorgesehen sind, und 
zwar unter Berücksichtigung der Abschläge ge-
mäß Artikel 130 dieser Akte; 

— die übrigen Mitgliedstaaten beteiligten sich zur 
Deckung des Restbetrags nach Maßgabe des in 
Artikel 3 Absatz 2 des Beschlusses vom 21. April 
1970 vorgesehenen Schlüssels. 

Soweit der zuvor genannte Gesamtbetrag 400 Mil-
lionen Rechnungseinheiten übersteigt, wird der 
überschießende Betrag in den Kassenmittelbedarf 
der Kommission einbezogen. 

Die auf diese Weise ermittelten Beträge werden auf 
den für den nächsten Monat abzuführenden Betrag 
angerechnet. 

4. Deckung des Kassenmittelbedarfs der Gemein

-

schaften im Rahmen der Haushaltsausgaben 

Artikel 31 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat viermal jährlich einen Bericht über 
die Finanzlage der Gemeinschaften vor. 

Artikel 32 

Die in Artikel 26 vorgesehenen Zahlungen der eige-
nen Mittel werden in Landeswährung geleistet und 
in Rechnungseinheiten umgerechnet in der Buch-
führung ausgewiesen. 

Die in Artikeln 26 und 30 erwähnten Beiträge wer-
den in Rechnungseinheiten festgesetzt; die Zahlung 
wird in Landeswährung geleistet. 
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Artikel 33 

Ist der Haushaltsplan zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Kommission die Mittel abruft, noch nicht endgültig 
festgestellt, so ist der Anteil, der bei der Ermittlung 
der Beteiligung der einzelnen Mitgliedstaaten ge-
mäß Artikel 31 Absatz 1 als Bezugsgröße dient, der 
in dem zur Prüfung vorliegenden Entwurf bzw. Vor-
entwurf des Haushaltsplans vorgesehene Anteil. 

Artikel 34 

(1) Die Kommission teilt jedem Mitgliedstaat den 
Kassenmittelbedarf nach Artikel 31 Absatz 1 späte-
stens am 1. des Monats mit, der dem Monat voran-
geht, für den der Kassenmittelbedarf veranschlagt 
worden ist. 

(2) Die einzelnen Mitgliedstaaten leisten die ent-
sprechenden Zahlungen — mit Ausnahme der eige-
nen Mittel — spätestens am 15. des Monats, der 
dem Monat vorangeht, für den der Kassenmittelbe-
darf veranschlagt worden ist. 

Der in Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 6 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 vorgesehenen Bei-
träge werden jedoch wie folgt abgeführt: 

— sieben Zwölftel spätestens am 15. Januar und 

— der Restbetrag spätestens am 15. Juli. 

Die verschiedenen Zahlungen werden einem Son-
derkonto „Beiträge" gemäß Artikel 28 gutgeschrie-
ben. 

Bei verspäteter Gutschrift der gemäß den Artikeln 
31 bis 34 zu zahlenden Beträge auf diesem Konto 
hat der betreffende Mitgliedstaat Zinsen zu zahlen, 
deren Satz gleich dem höchsten am Fälligkeitstag 
in den Mitgliedstaaten geltenden Diskontsatz ist. 
Dieser Satz erhöht sich um 0,25 Prozentpunkte für 
jeden Monat der Verspätung. 

Artikel 35 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat viermal jährlich einen Bericht über 
die Ausführung des Haushaltsplans vor. An Hand 
dieses Berichtes kann die Kassenlage der Gemein-
schaften geprüft werden, und es kann festgestellt 
werden, ob sie dem jeweiligen Bedarf angepaßt ist. 

Artikel 36 

Die in den Artikeln 26 und 34 vorgesehenen Zah-
lungen werden in Landeswährung unter Zugrunde-
legung der beim Internationalen Währungsfonds 
angezeigten Parität geleistet, die am Tag der Zah-
lung gilt. 

Artikel 37 

(1) Die Artikel 31 bis 36 bleiben bis zum 31. De-
zember 1974, längstens aber bis zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem bei einigen Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 4 des Beschlusses vom 21. April 1970 die Fi-
nanzbeiträge durch die Abführung eines Teils der 
Mehrwertsteuer ersetzt werden. 

Artikel 33 

Die Kommission übermittelt jedem Mitgliedstaat 
vierteljährlich eine Aufstellung über die Überwei-
sungen, die aus der Währung des betreffenden Mit-
gliedstaates in eine andere Währung und umge-
kehrt vorgenommen worden sind. 

Artikel 34 

Artikel 34 wird gestrichen. 

Artikel 35 

Artikel 35 wird gestrichen. 

Artikel 36 

Artikel 36 wird gestrichen. 

Artikel 37 

Artikel 37 wird gestrichen. 
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(2) Abweichend von Artikel 34 Absatz 2 Unterab-
satz 1 leisten die Mitgliedstaaten ihre Zahlungen — 
mit Ausnahme der eigenen Mittel — bis zum 1. Ok-
tober 1973 spätestens am Ende des Monats, der dem 
Monat vorangeht, für den der Kassenmittelbedarf 
veranschlagt worden ist. 

5. Verwaltung der verfügbaren Mittel 

Artikel 38 

Die Kommission verfügt über die Beträge, die auf 
den in Artikel 28 dieser Haushaltsordnung und in 
Artikel 7 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) 
Nr. 2/71 genannten Konten gutgeschrieben sind, und 
zwar insbesondere 

— für die Zahlungen, die in der Landeswährung zu 
leisten sind, in der diese Konten geführt wer-
den, 

— für die Überweisungen, die zur Ausführung des 
Haushaltsplans erforderlich sind. 

Artikel 39 

Die Kommission übermittelt jedem Mitgliedstaat 
vierteljährlich eine Aufstellung über die Überwei-
sungen, die aus der Währung des betreffenden Mit-
gliedstaats in eine andere Währung vorgenommen 
worden sind. 

ABSCHNITT III 

MITTELBINDUNG, FESTSTELLUNG, ANORDNUNG 
UND ZAHLUNG DER AUSGABEN 

1. Mittelbindung 

Artikel 40 

(1) Für alle Maßnahmen, die zu einer Ausgabe zu 
Lasten des Haushaltsplans führen können, muß der 
zuständige Anweisungsbefugte vorher einen Mittel-
bindungsantrag stellen. Bei laufenden Ausgaben 
können Mittelbindungen für einen längeren Zeit-
raum zusammengefaßt beantragt werden. 

(2) Bei den Mitteln der Abteilung Ausrichtung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft gelten als Mittelbindung die Be-
schlüsse der Kommission gemäß Artikel 7 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70. 

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu den Ab-
sätzen 1 und 2 werden nach Maßgabe des Arti-
kels 118 festgelegt. Sie müssen die genaue buchmä-
ßige Erfassung der Mittelbindungen und der Aus-
zahlungsanordnungen entsprechend dem tatsächli-
chen Bedarf sicherstellen. 

5. Verwaltung der verfügbaren Mittel 

Artikel 38 

Artikel 38 wird gestrichen. 

Artikel 39 

Artikel 39 wird gestrichen. 

ABSCHNITT III 

MITTELBINDUNG, FESTSTELLUNG, ANORDNUNG 
UND ZAHLUNG DER AUSGABEN 

1. Mittelbindung 

Artikel 40 

(1) Für alle Maßnahmen, die zu einer Ausgabe zu 
Lasten des Haushaltsplans führen können, muß der 
zuständige Anweisungsbefugte vorher einen Mittel-
bindungsantrag stellen. Bei laufenden Ausgaben 
können Mittelbindungen für einen längeren Zeit-
raum zusammengefaßt beantragt werden. 

(2) Die Beschlüsse der Kommission über die Ge-
währung finanzieller Zuschüsse im Rahmen der 
verschiedenen Fonds oder entsprechender Maßnah-
men gelten unbeschadet der Bestimmungen des Ar-
tikels 107 als Mittelbindungen. 

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu den An-
sätzen 1 und 2 werden nach Maßgabe des Arti-
kels 118 festgelegt. Sie müssen die genaue buchmä-
ßige Erfassung der Mittelbindungen und der Aus-
zahlungsanordnungen entsprechend dem tatsächli-
chen Bedarf sicherstellen. 
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Artikel 41 

Die Mittelbindungsanträge werden innerhalb jedes 
Organs dem Finanzkontrolleur und sodann den mit 
der Rechnungsführung beauftragten Dienststellen 
zugeleitet; auf den Anträgen sind insbesondere der 
Gegenstand der Ausgabe, der voraussichtliche Aus-
gabenbetrag — soweit möglich unter Angabe der 
Währungen —, die Verbuchungsstelle sowie der 
Zahlungsempfänger anzugeben; nach Erteilung des 
Sichtvermerks durch den Finanzkontrolleur werden 
die Anträge nach Maßgabe der in Artikel 118 vor-
gesehenen Durchführungsbestimmungen in ein Ver-
zeichnis eingetragen. 

Artikel 42 

Mit der Erteilung des Sichtvermerks durch den Fi-
nanzkontrolleur wird für die Mittelbindungsanträge 
folgendes bestätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

b) die Verfügbarkeit der Mittel, 

c) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
der Ausgabe im Hinblick auf die geltenden Be-
stimmungen, insbesondere den Haushaltsplan, 
die Verordnungen sowie alle in Durchführung 
der Verträge und der Verordnungen erlassenen 
Vorschriften, 

d) die Einhaltung der Grundsätze der wirtschaftli-
chen Haushaltsführung. 

Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk 
verweigern, wenn aus dem Entlastungsbeschluß er-
sichtlich ist, daß eine Mittelbindung nicht den Ver-
ordnungen entspricht. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz 
werden gemäß Artikel 118 festgelegt. 

Artikel 43 

Verweigert der Finanzkontrolleur den Sichtver-
merk, so hat er dies in einer schriftlichen Bemer-
kung hinreichend zu begründen. Die Verweigerung 
wird dem Anweisungsbefugten mitgeteilt. 

Wird der Sichtvermerk verweigert und erhält der 
Anweisungsbefugte seinen Antrag aufrecht, so wird 
der Antrag in den in Artikel 18 Absätze 1 und 2 ge-
nannten Organen jeweils der höchsten Stelle des 
betroffenen Organs zur Entscheidung vorgelegt. 

Abgesehen von den Fällen, in denen die Verfügbar-
keit der Mittel in Frage steht, kann sich die betref-
fende höchste Stelle durch einen hinreichend be-
gründeten Beschluß und auf ihre alleinige Verant-
wortung über die Verweigerung des Sichtvermerks 
hinwegsetzen. Dieser Beschluß ist auszuführen; er 
wird dem Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme 
mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes Organs unter-
richtet den Kontrollausschuß in regelmäßigen Zeit-
abständen über alle ihre Beschlüsse. 

Artikel 41 

Die Mittelbindungsanträge werden zusammen mit 
den Belegen innerhalb jedes Organs dem Finanz-
kontrolleur und dem Rechnungsführer zugeleitet; 
auf den Anträgen sind insbesondere der Gegen-
stand der Ausgabe, der voraussichtliche Ausgaben

-

betrag — soweit möglich unter Angabe der Wäh-
rungen — die Verbuchungsstelle sowie der Zah-
lungsempfänger anzugeben; nach Erteilung des 
Sichtvermerks durch den Finanzkontrolleur werden 
die Anträge nach Maßgabe der in Artikel 118 vor-
gesehenen Durchführungsbestimmungen in ein Ver-
zeichnis eingetragen. 

Artikel 42 

Mit der Erteilung des Sichtvermerks durch den Fi-
nanzkontrolleur wird für die Mittelbindungsanträge 
folgendes bestätigt: 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

b) die Verfügbarkeit der Mittel, 

c) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
der Ausgabe im Hinblick auf die geltenden Be-
stimmungen, insbesondere den Haushaltsplan, 
die Verordnungen sowie alle in Durchführung 
der Verträge und der Verordnungen erlassenen 
Vorschriften, 

d) die Einhaltung der Grundsätze der wirtschaftli-
chen Haushaltsführung. 

Der Finanzkontrolleur trägt den im Entlastungsbe-
schluß enthaltenen Bemerkungen Rechnung. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz 
werden gemäß Artikel 118 festgelegt. 

Artikel 43 

Der Finanzkontrolleur kann seinen Sichtvermerk 
verweigern. 

Verweigert der Finanzkontrolleur den Sichtver-
merk, so hat er dies in einer schriftlichen Bermer-
kung hinreichend zu begründen. Die Verweigerung 
wird dem Anweisungsbefugten mitgeteilt. 

Wird der Sichtvermerk verweigert und hält der An-
weisungsbefugte seinen Antrag aufrecht, so wird 
der Antrag in den in Artikel 18 Absätze 1 und 2 ge-
nannten Organen jeweils der höchsten Stelle des 
betroffenen Organs zur Entscheidung vorgelegt. 

Abgesehen von den Fällen, in denen die Verfügbar-
keit der Mittel in Frage steht, kann sich die betref-
fende höchste Stelle durch einen hinreichend be-
gründeten Beschluß und auf ihre alleinige Verant-
wortung über die Verweigerung des Sichtvermerks 
hinwegsetzen. Dieser Beschluß ist auszuführen; er 
wird dem Finanzkontrolleur zur Kenntnisnahme 
mitgeteilt. Die höchste Stelle jedes Organs unter-
richtet den Rechnungshof in regelmäßigen Zeitab-
ständen über alle ihre Beschlüsse. 
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2. Feststellung der Ausgaben 

Artikel 44 

Die Feststellung einer Ausgabe durch den Anwei-
sungsbefugten umfaßt: 

— die Prüfung des Anspruchs des Zahlungsempfän-
gers, 

— die Bestimmung oder Prüfung des Bestehens und 
des Betrages der Forderung, 

— die Prüfung der Bedingungen für die Fälligkeit 
der Forderung. 

Artikel 45 

Für die Feststellung von Ausgaben ist die Vorlage 
von Belegen erforderlich, aus denen der Anspruch 
des Zahlungsempfängers und die Art der von ihm 
erbrachten Leistung oder das Vorhandensein eines 
Nachweises zur Rechtfertigung der Zahlung hervor-
gehen. Die in Artikel 118 vorgesehenen Durchfüh-
rungsbestimmungen regeln Art und Inhalt der Bele-
ge, die den Auszahlungsanordnungen beizufügen 
sind. 

Der für die Feststellung der Ausgaben zuständige 
Anweisungsbefugte nimmt die Belegprüfung selbst 
vor oder prüft unter eigener Verantwortung nach, 
ob diese vorgenommen worden ist. 

Artikel 46 

Die Bezüge und Vergütungen sind auf Grund von 
Sammellisten festzustellen, die von der für Personal-
angelegenheiten zuständigen Stelle aufgestellt 
werden, es sei denn, daß eine Einzelfeststellung er-
forderlich ist. 

3. Anordnung der Ausgaben 

Artikel 47 

Durch Ausstellung einer förmlichen Auszahlungs-
anordnung weist der Anweisungsbefugte den Rech-
nungsführer an, eine festgestellte Ausgabe zu zah-
len. 

Artikel 48 

Die Auszahlungsanordnung muß enthalten: 

— das Haushaltsjahr, unter dem die Ausgabe ver-
bucht werden soll, 

2. Feststellung der Ausgaben 

Artikel 44 

Die Feststellung einer Ausgabe ist die Handlung, 
durch welche der Anweisungsbefugte 

— den Anspruch des Zahlungsempfängers prüft, 

— das Bestehen und den Betrag der Forderung be-
stimmt oder prüft, 

— die Bedingungen für die Fälligkeit der Forde-
rung prüft. 

Artikel 45 

(1) Für die Feststellung von Ausgaben ist die Vor-
lage von Belegen erforderlich, aus denen der An-
spruch des Zahlungsempfängers und die Art der 
von ihm erbrachten Leistung oder das Vorhanden-
sein eines Nachweises zur Rechtfertigung der Zah-
lung hervorgehen. Die in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen regeln Art und Inhalt 
der Belege, die den Auszahlungsanordnungen bei-
zufügen sind. 

(2) Die Belege für die Rechnungsführung und für 
die Erstellung der Haushaltsrechnung und der Ver-
mögensübersicht werden während eines Zeitraums 
von fünf Jahren nach der in Artikel 92 genannten 
Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans 
aufbewahrt, mit Ausnahme der Belege für Vorgän-
ge, die noch nicht endgültig abgeschlossen sind. 

(3) Der für die Feststellung der Ausgaben zustän-
dige Anweisungsbefugte nimmt die Belegprüfung 
selbst vor oder prüft unter eigener Verantwortung 
nach, ob diese vorgenommen worden ist. 

Artikel 46 

unverändert 

3. Anordnung der Ausgaben 

Artikel 47 

Durch Ausstellung einer förmlichen Auszahlungs-
anordnung weist der Anweisungsbefugte den Rech-
nungsführer an, eine festgestellte Ausgabe zu zah-
len. 

Artikel 48 

Die Auszahlungsanordnung muß folgende Angaben 
enthalten: 

((Deutsche Fassung unverändert) 
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— den Artikel des Haushaltsplans und gegebenen-
falls weitere Untergliederungen, 

— den zu zahlenden Betrag (in Ziffern und in 
Buchstaben) unter Angabe der Währung, 

— Name und Anschrift des Zahlungsempfängers, 
— den Gegenstand der Ausgabe und 

— soweit möglich die Zahlungsform. 

Die Auszahlungsanordnung ist vom Anweisungsbe-
fugten zu unterzeichnen und mit Datum zu verse-
hen. 

Artikel 49 

Der Auszahlungsanordnung sind die in den Durch-
führungsbestimmungen gemäß Artikel 118 festge-
legten Originalbelege beizufügen; sie werden ver-
sehen mit bzw. begleitet von einer Bescheinigung, 
mit der die Richtigkeit der zu zahlenden Beträge, 
der Eingang der Lieferungen oder die Ausführung 
der Leistungen sowie gegebenenfalls die Eintra-
gung der Gegenstände in die Bestandsverzeichnisse 
der Gemeinschaften bestätigt wird. 

Außerdem sind auf der Auszahlungsanordnung 
Nummer und Datum der Sichtvermerke für die ent-
sprechenden Mittelbindungen anzugeben. An Stelle 
der Originalbelege können gegebenenfalls Ab-
schriften verwendet werden, deren Übereinstim-
mung mit dem Original von dem Anweisungsbe-
fugten zu bescheinigen ist. 

Artikel 50 

Bei Abschlagszahlungen sind der ersten Auszah-
lungsanordnung Belege beizufügen, aus denen der 
Anspruch des Zahlungsempfängers auf die Ab-
schlagszahlung hervorgeht. Die bereits vorgelegten 
Belege sowie die nähere Bezeichnung der ersten 
Auszahlungsanordnung sind auf den folgenden 
Auszahlungsanordnungen zu vermerken. 

Der Anweisungsbefugte kann dem Personal Vor-
schüsse gewähren, wenn dies im Statut oder in ei-
ner Vorschrift ausdrücklich vorgesehen ist oder 
wenn ein Beamter oder Bediensteter auf Rechnung 
seiner Institution Beträge zu Lasten des Haushalts-
plans auszulegen hat. 

Außer den Vorschüssen der Zahlstellen im Sinne 
des Artikels 57 dürfen Vorschüsse nur gezahlt wer-
den, wenn sie vorher vom Finanzkontrolleur mit ei-
nem Sichtvermerk versehen worden sind. 

Artikel 51 

Die Auszahlungsanordnungen sind dem Finanzkon-
trolleur zur vorherigen Erteilung des Sichtvermerks 
zuzuleiten. 

Durch den vorherigen Sichtvermerk werden bestä-
tigt: 

a) die Ordnungsmäßigkeit der Erteilung der Aus-
zahlungsanordnung, 

Artikel 49 

Der Auszahlungsanordnung sind die in den Durch-
führungsbestimmungen gemäß Artikel 118 festge-
legten Originalbelege beizufügen; sie werden ver-
sehen mit bzw. begleitet von einer Bescheinigung, 
mit der die Richtigkeit der zu zahlenden Beträge, 
der Eingang der Lieferungen oder die Ausführung 
der Leistungen sowie gegebenenfalls die Eintra-
gung der Gegenstände in die Bestandsverzeichnisse 
der Gemeinschaften bestätigt wird. 

Außerdem ist auf der Auszahlungsanordnung die 
Nummer der Sichtvermerke für die entsprechenden 
Mittelbindungen anzugeben. Anstelle der Original-
belege können gegebenenfalls Abschriften verwen-
det werden, deren Übereinstimmung mit dem Origi-
nal von dem Anweisungsbefugten zu bescheinigen 
ist. 

Artikel 50 

Bei Abschlagszahlungen sind der ersten Auszah-
lungsanordnung Belege beizufügen, aus denen der 
Anspruch des Zahlungsempfängers auf die Ab-
schlagszahlung hervorgeht. Die bereits vorgelegten 
Belege sowie die nähere Bezeichnung der ersten 
Auszahlungsanordnung sind auf den folgenden 
Auszahlunsanordnungen zu vermerken. Der Anwei-
sungsbefugte kann dem Personal Vorschüsse ge-
währen, wenn dies im Statut oder in einer Vor-
schrift ausdrücklich vorgesehen ist. 

Der Anweisungsbefugte kann einen Vorschuß zur 
Deckung von Beträgen genehmigen, die ein Beam-
ter oder sonstiger Bediensteter für Rechnung seines 
Organs auszulegen hat. Die Durchführungsbestim-
mungen hierzu werden gemäß Artikel 118 festge-
legt. 

Außer den Vorschüssen der Zahlstellen im Sinne 
des Artikels 57 dürfen Vorschüsse nur gezahlt wer-
den, wenn der Finanzkontrolleur vorher seinen 
Sichtvermerk erteilt hat. 

Artikel 51 

Deutsche Fassung unverändert. 
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b) die Übereinstimmung der Auszahlungsanord-
nung mit der Mittelbindung und die Richtigkeit 
des Betrages, 

c) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle, 

d) die Verfügbarkeit der Mittel, 

e) die Ordnungsmäßigkeit der Belege, 

f) die Richtigkeit der Bezeichnung des Zahlungs-
empfängers. 

Artikel 52 

Wird der Sichtvermerk verweigert, so findet Arti-
kel 43 Anwendung. 

Artikel 53 

Nach Erteilung des Sichtvermerks wird das Origi-
nal der Auszahlungsanordnung zusammen mit den 
Belegen dem Rechnungsführer zugeleitet. 

4. Zahlung der Ausgaben 

Artikel 54 

Durch die Zahlung erfüllt das betreffende Organ 
seine Verbindlichkeiten gegenüber dem Zahlungs-
empfänger. 

Die Zahlung wird vom Rechnungsführer im Rahmen 
der verfügbaren Mittel bewirkt. 

Liegen sachliche Irrtümer vor oder besteht Grund 
zu der Annahme, daß die Zahlung keine schuldbe-
freiende Wirkung hat, oder sind die in dieser Haus-
haltsordnung vorgeschriebenen Formen nicht be-
achtet worden, so hat der Rechnungsführer die Zah-
lung auszusetzen. 

Artikel 55 

Der Rechnungsführer hat die Aussetzung der Zah-
lung in einer schriftlichen Erklärung zu begründen, 
die er unverzüglich dem Anweisungsbefugten und 
zur Kenntnisnahme dem Finanzkontrolleur zulei-
tet. 

Außer in den Fällen, in denen Grund zu der Annah-
me besteht, daß die Zahlung keine schuldbefreiende 
Wirkung hat, kann der Anweisungsbefugte die vom 
Organ nach seiner Geschäftsordnung bezeichnete 
Stelle befassen. Die befaßte Stelle kann schriftlich 
und unter eigener Verantwortung anordnen, daß 
die Zahlung vorgenommen wird. 

Artikel 56 

Die Zahlungen sind grundsätzlich über ein Bank-
oder ein Postscheckkonto zu leisten. 

Die in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbe-
stimmungen regeln im einzelnen, wie diese Konten 
einzurichten und anzulegen sind und wie sie ge-
führt werden. Sie müssen insbesondere bestimmen, 
welche Zahlungen ausschließlich entweder durch 
Scheck oder durch Bank- oder Postüberweisung zu 

Artikel 52 

Wird der Sichtvermerk verweigert, so findet Arti-
kel 43 Anwendung. 

Artikel 53 

Deutsche Fassung unverändert. 

4. Zahlung der Ausgaben 

Artikel 54 

unverändert 

Artikel 55 

unverändert 

Artikel 56 

unverändert 
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bewirken sind, und müssen ferner vorsehen, daß 
Schecks sowie Bank- oder Postüberweisungen mit 
den Unterschriften zweier ordnungsgemäß ermäch-
tigter Bediensteter zu versehen sind, darunter not-
wendigerweise derjenigen des Rechnungsführers, 
eines unterstellten Rechnungsführers oder eines 
Zahlstellenverwalters. 

5. Zahlstellen 

Artikel 57 

Für die Zahlung bestimmter Arten von Ausgaben 
können nach Maßgabe der  in Artikel 118 vorgese-
henen Durchführungsbestimmungen Zahlstellen er-
richtet werden. 

Die Durchführungsbestimmungen regeln insbeson-
dere: 

— die Einzelheiten der Bestellung der Zahlstellen-
verwalter, 

— die Art und den Höchstbetrag jeder zu leisten-
den Ausgabe, 

— den Höchstbetrag der Vorschüsse, die gewährt 
werden können, 

— die Fristen für die Vorlage der Belege, 

— die Verantwortung der Zahlstellenverwalter. 

TITEL IV 

AUFTRAGSVERGABE, 
BESTANDSVERZEICHNISSE 
UND RECHNUNGSFÜHRUNG 

ABSCHNITT I 

AUFTRAGSVERGABE FUR LIEFERUNGEN, 
BAU- UND SONSTIGE LEISTUNGEN, MIETEN 

Artikel 58 

(1) Die Aufträge über die Lieferung oder die Ver-
mietung von Bürobedarf, Mobiliar und Material so-
wie Bau- und sonstige Leistungen werden in Form 
schriftlicher Verträge vergeben. Die Vergabe er-
folgt nach Ausschreibung im Preis- oder Leistungs-
wettbewerb. 

In den Fällen des Artikels 60 können Aufträge je-
doch freihändig vergeben werden. 

In den Fällen des Artikels 65 können Aufträge auch 
lediglich gegen Rechnung vergeben werden. 

(2) Die Ausschreibungen zur Teilnahme am Wett-
bewerb werden grundsätzlich in allen Mitgliedstaa-
ten und gegebenenfalls, soweit dies mit der Ent-
wicklung der Industrien in den Gemeinschaften 
vereinbar ist, in dritten Ländern bekanntgegeben. 
Bei bestimmten Aufträgen, die nach Wert oder Art 

5. Zahlstellen 

Artikel 57 

unverändert 

TITEL IV 

AUFTRAGSVERGABE, 
BESTANDSVERZEICHNISSE 
UND RECHNUNGSFÜHRUNG 

ABSCHNITT I 

AUFTRAGSVERGABE FUR LIEFERUNGEN, 
BAU- UND SONSTIGE LEISTUNGEN, MIETEN 

Artikel 58 

unverändert 
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nicht Gegenstand einer allgemeinen Ausschreibung 
sein können, kann diese Bekanntgabe einge-
schränkt werden. 

Artikel 59 

(1) Die Vergabe im Preiswettbewerb ist eine Maß-
nahme der Verwaltung zwecks Abschluß eines Ver-
trages, der eine Ausschreibung vorausgeht. Hierbei 
wird öffentlich demjenigen Bieter, der das niedrig-
ste unter den formgerechten, vorschriftsmäßigen 
und vergleichbaren Angeboten abgegeben hat, der 
Anspruch auf die endgültige Erteilung des Zu-
schlags nach Genehmigung durch den zuständigen 
Anweisungsbefugten zuerkannt. Die Vergabe im 
Preiswettbewerb ist dann öffentlich, wenn jeder Be-
werber ein Angebot einreichen kann; sie wird als 
beschränkt bezeichnet, wenn nur solche Bewerber 
Angebote einreichen dürfen, deren Beteiligung auf 
Grund ihrer besonderen Qualifikation beschlossen 
worden ist. 

(2) Bei Vergabe im Leistungswettbewerb wird der 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien nach einer 
Ausschreibung zur Teilnahme an einem Wettbe-
werb abgeschlossen. Hierbei kann das Angebot frei 
gewählt werden, das hinsichtlich des Preises der 
Leistungen, der sich aus diesen ergebenden Be-
triebskosten, ihres technischen Werts und ihrer 
Ausführungsfrist sowie der von jedem Bieter gebo-
tenen fachlichen und finanziellen Sicherheiten als 
am vorteilhaftesten befunden wird. 

Die Vergabe im Leistungswettbewerb ist dann öf-
fentlich, wenn sie mit einer allgemeinen Ausschrei-
bung zur Teilnahme am Wettbewerb verbunden ist; 
sie gilt als beschränkt, wenn sich die Ausschrei-
bung nur an die Bewerber wendet, deren Beteili-
gung auf Grund die besonderen Qualifikation be-
schlossen worden ist. 

(3) Das Ausschreibungsverfahren für die Vergabe 
im Preiswettbewerb und im Leistungswettbewerb 
wird im einzelnen in den in Artikel 118 vorgesehe-
nen Durchführungsbestimmungen geregelt. 

Artikel 60 

Die freihändige Vergabe eines Auftrags ist zuläs-
sig: 

a) wenn die Auftragssumme bei der Beschaffung 
oder der Mietung von Bürobedarf, Mobiliar und 
Material, Bau- oder sonstigen Leistungen 5 000 
Rechnungseinheiten nicht übersteigt, wobei das 
Organ verpflichtet bleibt, die Unternehmer oder 
Lieferer, welche die den Gegenstand der Verga-
be bildenden Lieferungen oder Leistungen aus-
führen können, so weit wie möglich und mit al-
len geeigneten Mitteln miteinander in Wettbe-
werb treten zu lassen; 

b) wenn die Beschaffung oder die Mietung von 
Bürobedarf, Mobiliar und Material, die Bau-
oder sonstigen Leistungen so dringend sind, daß 
der mit der in Artikel 59 genannten Ausschrei-
bung zur Teilnahme an einem Wettbewerb ver-
bundene Zeitaufwand nicht tragbar ist; 

Artikel 59 

unverändert 

Artikel 60 

unverändert 
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c) wenn die Ausschreibungen zur Vergabe im 
Preis- oder Leistungswettbewerb ergebnislos ge-
blieben sind oder kein Angebot mit annehmba-
ren Preisen erbracht haben; 

d) wenn mit Rücksicht auf technische Erfordernisse 
oder sachliche oder rechtliche Umstände die 
Lieferungen, Bau- oder sonstigen Leistungen nur 
von einem bestimmten Unternehmer oder Liefe-
rer ausgeführt werden können; 

e) bei zusätzlichen Aufträgen über Bauleistungen, 
Lieferungen und sonstige Leistungen, die tech-
nisch nicht von dem Hauptauftrag getrennt wer-
den können. 

Artikel 61 

Bei der Vergabe von Aufträgen durch die Gemein-
schaften dürfen die Angehörigen der Mitgliedstaa-
ten nicht auf Grund ihrer Staatsangehörigkeit un-
terschiedlich behandelt werden. 

Artikel 62 

Aufträge, deren Summe 12 000 Rechnungseinheiten 
übersteigt, werden in jedem Organ vor der Entschei-
dung des Anweisungsbefugten einem Vergabebeirat 
zur Begutachtung vorgelegt, dessen Arbeitsweise 
durch die in Artikel 118 vorgesehenen Durchfüh-
rungsbestimmungen geregelt wird. 

Artikel 63 

Dem in Artikel 62 vorgesehenen Beirat muß minde-
stens je ein Vertreter der allgemeinen Verwaltung, 
des Finanzdienstes und des mit Rechtsfragen be-
trauten Dienstes angehören; als Beobachter nimmt 
ein Vertreter des Finanzkontrolleurs teil. 

Der Beirat äußert sich gutachtlich über die Ord-
nungsmäßigkeit des eingeschlagenen Vergabever-
fahrens, die Wahl des Lieferers und allgemein zu 
den vorgesehenen Auftragsbedingungen. 

Der Beirat kann gutachtlich in allen anderen Pro-
blemen gehört werden, welche das in diesem Titel 
behandelte Sachgebiet betreffen. 

Artikel 64 

Zur Sicherung der Vertragsausführung kann von den 
Lieferern oder Unternehmern im Rahmen der Gar-
rantiebedingungen verlangt werden, daß im voraus 
eine Sicherheit nach Maßgabe der in Artikel 118 
vorgesehenen Durchführungsbestimmungen gelei-
stet wird. 

Die Höhe der Sicherheit richtet sich nach: 

— den bei den Verträgen über Lieferungen han-
delsüblichen Bedingungen, 

— den besonderen Verdingungsunterlagen für die 
Ausführung der Bauleistungen. 

Bei Leistungen, deren Auftragssumme 100 000 
Rechnungseinheiten übersteigt, ist die Sicherheits- 

Artikel 61 

unverändert 

Artikel 62 

Aufträge, deren Summe 15 000 Rechnungseinheiten 
übersteigt, werden in jedem Organ vor der Ent-
scheidung des Anweisungsbefugten einem Verga-
bebeirat zur Begutachtung vorgelegt, dessen Ar-
beitsweise durch in Artikel 118 vorgesehene Durch-
führungsbestimmungen geregelt wird. 

Artikel 63 

unverändert 

Artikel 64 

Zur Sicherung der Vertragsausführung kann nach 
Maßgabe der in Artikel 118 vorgesehenen Durch-
führungsbestimmungen von den Lieferern oder Un-
ternehmern im Rahmen der Garantiebedingungen 
eine vorherige Sicherheitsleistung verlangt wer-
den. 

Die Höhe der Sicherheit richtet sich nach: 

— den bei Lieferverträgen handelsüblichen Bedin-
gungen, 

— den besonderen Verdingungsunterlagen für die 
Ausführung von Bauleistungen. 

Bei Bauleistungen, deren Auftragssumme 200 000 
Rechnungseinheiten übersteigt, ist die Sicherheits- 
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leistung obligatorisch. Bis zur endgültigen Abnah-
me kann eine Sicherheit einbehalten werden. 

Bei Nichtausführung oder bei verspäteter Ausfüh-
rung des Auftrags hält sich das Organ schadlos für 
alle Schäden, Zinsen und Kosten, und zwar in Hö-
hen einer angemessenen Wiedergutmachung des 
Schadens, indem es insbesondere den Betrag von 
der Sicherheit abzieht, wobei es unerheblich ist, ob 
die Sicherheit generell von dem Lieferer bzw. dem 
Unternehmer oder von einem Dritten geleistet 
wird. 

Artikel 65 

Aufträge können auch lediglich gegen Rechnung 
vergeben werden, wenn der voraussichtliche Wert 
der Lieferung oder Leistung 200 Rechnungseinhei-
ten nicht übersteigt. Dieser Betrag wird für Ausga-
ben, die außerhalb der vorläufigen Arbeitsorte des 
Organs getätigt werden müssen, auf 500 Rech-
nungseinheiten erhöht. 

Artikel 66 

Bei der Vertragsvergabe nach Maßgabe dieser 
Haushaltsordnung hat jedes Organ die vom Rat zur 
Durchführung des Vertrages zur Gründung der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen Be-
stimmungen über die öffentlichen Arbeiten zu be-
achten. 

ABSCHNITT II 

BESTANDSVERZEICHNISSE UBER DAS BEWEGLICHE 
UND UNBEWEGLICHE VERMÖGEN 

Artikel 67 

Alle zum Vermögen der Gemeinschaften gehören-
den beweglichen und unbeweglichen Gegenstände 
werden nach dem von der Kommission festgelegten 
Muster in laufenden Bestandsverzeichnissen men-
genmäßig erfaßt. In diese Verzeichnisse werden be-
wegliche Gegenstände nur dann eingetragen, wenn 
ihr Wert den Betrag übersteigt, der in den in Arti-
kel 118 vorgesehenen Durchführungsbestimmungen 
festgelegt wird. 

Jedes Organ läßt durch seine eigenen Dienststellen 
die Übereinstimmung der Bestandsverzeichnisse mit 
dem tatsächlichen Bestand nachprüfen. 

Artikel 68 

Sollen bewegliche Gegenstände veräußert werden, 
so ist dies in geeigneter Weise zu veröffentlichen; 
die Einzelheiten für diese Veröffentlichung werden 
in den in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungs-
bestimmungen festgelegt. 

Beamte oder Bedienstete der Organe dürfen beweg-
liche Gegenstände, die von diesen veräußert wer-
den, nur erwerben, wenn der Verkauf im öffentli-
chen Preiswettbewerb erfolgt. 

leistung obligatorisch. Bis zur endgültigen Abnah-
me kann eine Sicherheit einbehalten werden. 

Bei Nichtausführung oder bei verspäteter Ausfüh-
rung des Auftrags hält sich das Organ schadlos für 
alle Schäden, Zinsen und Kosten, indem es insbe-
sondere den einer angemessenen Wiedergutma-
chung des Schadens ensprechenden Betrag von der 
Sicherheit abzieht, ohne Rücksicht darauf, ob diese 
unmittelbar von dem Lieferer bzw. dem Unterneh-
mer oder von einem Dritten geleistet wird. 

Artikel 65 

Aufträge können auch lediglich gegen Rechnung 
vergeben werden, wenn der voraussichtliche Wert 
der Lieferung oder Leistung 250 RE nicht übersteigt. 
Dieser Betrag wird für Ausgaben, die außerhalb der 
vorläufigen Arbeitsorte des Organs getätigt werden 
müssen, auf 600 RE erhöht. 

Artikel 66 

unverändert 

ABSCHNITT II 

BESTANDSVERZEICHNISSE ÜBER DAS BEWEGLICHE 
UND UNBEWEGLICHE VERMÖGEN 

Artikel 67 

unverändert 

Artikel 68 

unverändert 



Drucksache  7/5745 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Artikel 69 

Werden im Bestandsverzeichnis eingetragene Ge-
genstände abgetreten, als unbrauchbar aus dem Be-
stand ausgesondert oder vermietet oder kommen 
sie durch Verlust, Diebstahl oder in sonstiger Wei-
se abhanden, so hat der Anweisungsbefugte eine 
entsprechende Erklärung oder eine Niederschrift 
auszustellen, die mit dem Sichtvermerk des Finanz-
kontrolleurs zu versehen ist. 

Aus der Erkärung oder der Niederschrift muß ins-
besondere hervorgehen, ob ein Beamter oder Be-
diensteter der Gemeinschaften oder eine andere 
Person zum Schadenersatz herangezogen werden 
kann. 

Wird unbewegliches Vermögen oder werden Groß-
anlagen unentgeltlich zur Verfügung gestellt, so 
sind entsprechende Verträge zu erstellen, die mit 
dem Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs zu verse-
hen sind; dem Rat und dem Europäischen Parla-
ment ist hiervon jährlich bei der Vorlage des Vor-
entwurfs des Haushaltsplans Mitteilung zu ma-
chen. 

Artikel 70 

Neu erworbene bewegliche oder unbewegliche Ge-
genstände im Sinne des Artikels 67 sind jeweils vor 
der Bezahlung in das laufende Bestandsverzeichnis 
einzutragen. 

Die erfolgte Eintragung ist auf der entsprechenden 
Rechnung oder dem beigefügten Dokument zu ver-
merken. 

ABSCHNITT III 

RECHNUNGSFÜHRUNG 

Artikel 71 

Die Rechnungsführung ist nach Kalenderjahren in 
Form der doppelten Buchführung vorzunehmen. Sie 
muß sämtliche Einnahmen und Ausgaben in voller 
Höhe erfassen, die unter dem betreffenden Haus-
haltsjahr zu verbuchen sind. Sie stützt sich auf die 
Belege. Sie kann unbeschadet des Artikels 10 in der 
Währung des Landes geführt werden, in dessen 
Hoheitsgebiet sich der Sitz der Gemeinschaften be-
findet, oder gegebenenfalls in den Währungen der 
Länder, in denen sich die Forschungsanstalten der 
Gemeinsamen Forschungsstelle befinden. 

Die Haushaltsrechnung und die Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden werden in Rechnungs-
einheiten aufgestellt. 

Bei der Verbuchung aller in Rechnungseinheiten 
ausgedrückten Beträge wird die am Tage der tat-
sächlichen Zahlung oder Überweisung geltende Pa-
rität zugrunde gelegt. 

Artikel 72 

Die Buchungen im Zusammenhang mit der Rech

-

nungsführung über die Haushaltsvorgänge und die 

Artikel 69 

unverändert 

Artikel 70 

unverändert 

ABSCHNITT III 

RECHNUNGSFÜHRUNG 

Artikel 71 

Die Rechnungsführung ist in Rechnungseinheiten 
nach Kalenderjahren in Form der „doppelten Buch-
führung" vorzunehmen. Sie muß sämtliche Einnah-
men und Ausgaben des Haushaltsjahres erfassen. 
Sie stützt sich auf die Belege. 

Die Haushaltsrechnung und die Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden werden in Rechnungs-
einheiten aufgestellt. 

Artikel 72 

Die Buchungen im Zusammenhang mit der Rech

-

nungsführung über die Haushaltsvorgänge und der 
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Rechnungsführung über die Mittelbindungen und 
festgestellten Forderungen sind nach einem Bu-
chungsplan vorzunehmen, dessen Kontengruppen 
genau nach der Geldrechnung und den Konten der 
Haushaltsgaben und -einnahmen getrennt sind. 

Die Buchungen sind in Büchern oder auf Karteikar-
ten vorzunehmen. Diese müssen einen monatlichen 
Kontenabschluß über das Vermögen und die Schul-
den sowie eine nach Kapiteln und Artikeln geglie-
derte Übersicht über die Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben ermöglichen; der Kontenabschluß und die 
Übersicht sind dem Finanzkontrolleur zu übermit-
teln. 

Artikel 73 

Vorbehaltlich der Vorschüsse gemäß Artikel 107 
werden alle Vorschüsse auf einem Verwahrkonto 
verbucht und spätestens in dem Haushaltsjahr ab-
gerechnet, das auf die Zahlung dieses Vorschusses 
folgt. 

Artikel 74 

Die Einzelheiten der Aufstellung und Ausführung 
des Buchungsplans werden in den in Artikel 118 
vorgesehenen Durchführungsbestimmungen festge-
legt. 

Artikel 75 

Die Bücher werden bei Ablauf des Haushaltsjahres 
abgeschlossen, damit die Übersicht über das Ver-
mögen und die Schulden der Gemeinschaften und 
die Haushaltsrechnung, die in Titel VI dieser Haus-
haltsordnung vorgesehen sind, aufgestellt werden 
können. Die Haushaltsrechnung ist dem Finanzkon-
trolleur vorzulegen. 

TITEL V 

VERANTWORTUNG 
DER ANWEISUNGSBEFUGTEN, DER FINANZ

-

KONTROLLEURE, DER RECHNUNGSFÜHRER 
UND DER ZAHLSTELLENVERWALTER 

Artikel 76 

Die Anweisungsbefugten sind disziplinarisch verant-
wortlich und gegebenenfalls zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn sie Forderungen feststellen oder 
Annahmeanordnung erteilen, Zahlungsverpflichtun-
gen eingehen oder Auszahlungsanordnungen unter-
zeichnen, ohne diese Haushaltsordnung und die 
Ausführungsbestimmungen zu dieser Haushaltsord- 

Buchführung über die Mittelbindungen und Aus-
zahlungsanordnungen sind nach einem Buchungs-
plan vorzunehmen, dessen Kontengruppen genau 
nach den für die Aufstellung der Übersicht über 
das Vermögen und die Schulden maßgebenden 
Konten und den Konten für Haushaltsausgaben und 
-einnahmen getrennt sind. 

Sie müssen einen monatlichen Kontenabschluß so-
wie eine nach Kapiteln und Artikeln gegliederte 
Übersicht über die Haushaltseinnahmen und -aus-
gaben ermöglichen, die dem Finanzkontrolleur 
übermittet werden. 

Artikel 73 

Mit Ausnahme der in den Artikeln 107 und 114 er-
wähnten Vorschüsse werden alle Vorschüsse auf 
einem Verwahrkonto verbucht und spätestens in 
dem Haushaltsjahr abgerechnet, das auf die Zah-
lung dieses Vorschusses folgt; ausgenommen sind 
Dauervorschüsse, die in regelmäßigen Zeitabstän-
den überprüft werden. 

Die in Artikel 50 Absatz 3 erwähnten Vorschüsse 
werden jedoch binnen zwei Monaten nach Durch-
führung der Maßnahme abgerechnet, für die sie ge-
währt wurden. 

Artikel 74 

unverändert 

Artikel 75 

Die Bücher werden bei Ablauf des Haushaltsjahres 
abgeschlossen, damit die Übersicht über das Ver-
mögen und die Schulden der Gemeinschaften und 
die Haushaltsrechnung, die in Titel VI dieser Haus-
haltsordnung vorgesehen sind, aufgestellt werden 
können. Die Haushaltsrechnung ist dem Finanzkon-
trolleur vorzulegen. 

Ausgleichszahlungen und Zahlungen für die zusätz-
lichen Zeiträume werden zum 31. Dezember des be-
treffenden Haushaltsjahres verbucht. 

TITEL V 

VERANTWORTUNG 
DER ANWEISUNGSBEFUGTEN, DER FINANZ

-

KONTROLLEURE, DER RECHNUNGSFÜHRER 
UND DER ZAHLSTELLENVERWALTER 

Artikel 76 

Die Anweisungsbefugten sind disziplinarisch ver-
antwortlich und gegebenenfalls zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn sie Forderungen feststellen oder 
Einziehungsanordnungen erteilen, Mittelbindungen 
vornehmen oder Auszahlungsanordnungen unter-
zeichnen, ohne dabei diese Haushaltsordnung und 
die entsprechenden Durchführungsbestimmungen 
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nung zu beachten. Das gleichte gilt, wenn sie es 
unterlassen, ein Dokument auszustellen, das eine 
Forderung begründet, oder wenn sie die Erteilung 
von Annahmeanordnungen ohne Grund unterlassen 
oder verzögern. 

Artikel 77 

Die Finanzkontrolleure sind für die Handlungen, 
die sie in Erfüllung ihrer Aufgaben vornehmen, na-
mentlich, wenn sie ihren Sichtvermerk trotz Mittel-
überschreitung erteilen, disziplinarisch verantwort-
lich und gegebenenfalls zum Schadenersatz ver-
pflichtet. 

Artikel 78 

(1) Die Rechnungsführer und die unterstellten 
Rechnungsführer sind für die von ihnen geleisteten 
Zahlungen disziplinarisch verantwortlich und gege-
benenfalls zum Schadenersatz verpflichtet, wenn 
sie dabei Bestimmungen des Artikels 54 nicht be-
achtet haben. 

Sie sind bei Verlust oder Beschädigung der ihnen 
anvertrauten Gelder, Werte und Dokumente diszi-
plinarisch verantwortlich und zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn sie vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig gehandelt haben. 

Unter den gleichen Bedingungen sind sie verant-
wortlich für die ordnungsmäßige Ausführung der 
Anordnungen, die sie hinsichtlich der Verwendung 
und Verwaltung der Bank- und Postschekkonten er-
halten, und zwar namentlich: 

a) wenn die von ihnen vorgenommenen Zahlungen 
oder Einziehungen nicht den auf den Auszah-
lungsanordnungen bzw. den Annahmeanordnun-
gen angegebenen Beträgen entsprechen, 

b) wenn sie die Zahlungen an andere Personen als 
die Empfangsberechtigten leisten. 

(2) Die Zahlstellenverwalter sind disziplinarisch 
verantwortlich und gegebenenfalls zum Schadener-
satz verpflichtet: 

a) wenn sie die von ihnen geleisteten Zahlungen 
nicht durch ordnungsmäßige Belege nachweisen 
können, 

b) wenn sie die Zahlung an eine andere Person als 
den Empfangsberechtigten leisten. 

Sie sind bei Verlust oder Beschädigung der ihnen 
anvertrauten Gelder, Werte und Dokumente diszi-
plinarisch verantwortlich und zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn sie vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig gehandelt haben. 

(3) Die Rechnungsführer, die unterstellten Rech-
nungsführer und die Zahlstellenverwalter versi-
chern sich gegen die Risiken, denen sie auf Grund 
dieses Artikels ausgesetzt sind. 

Das Organ deckt die betreffenden Versicherungsko-
sten nach Maßgabe der in Artikel 118 vorgesehenen 
Durchführungsbestimmungen. 

Den Beamten, die die Eigenschaft eines Rechnungs

-

führers, unterstellten Rechnungsführers oder Zahl- 

zu beachten. Das gleiche gilt, wenn sie es unterlas-
sen, ein Dokument auszustellen, das eine Forderung 
begründet, oder wenn sie die Erteilung von Einzie-
hungsanordnungen ohne Grund unterlassen oder 
verzögern. 

Artikel 77 

unverändert 

Artikel 78 

unverändert 
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Stellenverwalters haben, wird eine Sondervergü-
tung gewährt. Die betreffenden Beträge werden mo-
natlich einem vom Organ auf den Namen jedes ein-
zelnen dieser Bediensteten eröffneten Konto gutge-
schrieben, so daß ein Garantiefonds für die Dek-
kung des etwaigen Kassen- oder Bankdefizits ge-
schaffen wird, für das der Betreffende gegebenen-
falls verantwortlich ist, soweit es nicht aus den 
Leistungen der Versicherungsgesellschaften ge-
deckt worden ist. 

Das Guthaben der Garantiekonten wird den Betref-
fenden bei Beendigung ihrer Tätigkeit als Rech-
nungsführer, unterstellter Rechnungsführer oder 
Zahlstellenleiter ausgezahlt. 

(4) Die in Artikel 118 vorgesehenen Durchfüh-
rungsbestimmungen legen fest, welche Gruppen 
von Beamten oder Bediensteten zu Rechnungsfüh-
rern oder Zahlstellenverwaltern ernannt werden 
können. 

Artikel 79 

Die Anweisungsbefugten, Finanzkontrolleure, Rech-
nungsführer, unterstellten Rechnungsführer oder 
Zahlstellenverwalter sind nach Maßgabe des Arti-
kels 22 bzw. der Artikel 86 bis 89 des Statuts der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften gegebe-
nenfalls zum Schadenersatz verpflichtet und diszi-
plinarisch verantwortlich. 

Artikel 80 

Jedes Organ verfügt vom Zeitpunkt der Vorlage 
der Haushaltsrechnung an über eine Frist von zwei 
Jahren, um über die Entlastung zu beschließen, die 
dem Rechnungsführer für die betreffenden Rech-
nungsvorgänge zu erteilen ist. 

TITEL VI 

RECHNUNGSLEGUNG 
UND RECHNUNGSPRÜFUNG 

ABSCHNITT I 

RECHNUNGSLEGUNG 

Artikel 81 

Die Kommission erstellt die Haushaltsrechnung bis 
spätestens zum 1. Juni. 

Der Haushaltsrechnung wird eine Analyse der 
Rechnungsführung im betreffenden Jahr vorange-
stellt. Darin sind alle Einnahmen und Ausgaben, 
die sich auf das abgelaufene Haushaltsjahr bezie-
hen, für jedes Organ der Gemeinschaften auszuwei-
sen. Sie hat dieselbe Form und dieselben Unterglie-
derungen wie der Haushaltsplan. 

Artikel 79 

unverändert 

Artikel 80 

unverändert 

TITEL VI 

RECHNUNGSLEGUNG 
UND RECHNUNGSPRÜFUNG 

ABSCHNITT I 

RECHNUNGSLEGUNG 

Artikel 81 

Die Kommission erstellt spätestens bis zum 1. Juni 
eine Haushaltsrechnung der Gemeinschaften, die 
die folgenden nach dem Eingliederungsplan unter-
teilten Tabellen umfaßt: 
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Artikel 82 

Die Haushaltsrechnung enthält folgende nach dem 
Eingliederungsplan unterteilte Tabellen: 

1. eine Einnahmetabelle, die folgendes umfaßt: 

— die Einnahmeansätze des Haushaltsjahres, 

— die Änderungen der Einnahmeansätze auf 
Grund von Nachtrags- oder Berichtigungs-
haushaltsplänen, 

— die noch einzuziehenden Beträge des voran-
gegangenen Haushaltsjahres, 

— die während des Haushaltsjahres festgestell-
ten Forderungen, 

— die eingezogenen Beträge, 

— die Beträge, die am Ende des Haushaltsjah-
res noch einzuziehen sind. 

Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine Übersicht 
über die Salden und die Bruttobeträge der in 
Artikel 22 genannten Vorgänge beigefügt; 

2. eine Tabelle über die Entwicklung der Mittel 
des Haushaltsjahres, aus der folgendes ersicht-
lich ist: 

— die ursprünglichen Mittelansätze, 

— die Änderungen durch Mittelübertragun-
gen, 

— die Änderungen durch Nachtrags- oder Be-
richtigungshaushaltspläne, 

— die endgültigen Mittelansätze des Haushalts-
jahres; 

3. eine Ausgabentabelle, aus der die Entwicklung 
der Ausgabemittel des Haushaltsjahres und 
insbesondere folgendes ersicht ist: 

— die gesamten Ausgabemittel, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres gebunde-
nen Mittel, 

— die am Ende des für die Ausführung des 
Haushaltsplans vorgesehenen Zeitraums ge-
leisteten Zahlungen, 

— die Beträge, die bei Abschluß des Haushalts-
jahres noch zu zahlen sind, 

— die auf Grund von Artikel 6 Absatz 1 Buch

-

stabe c) automatisch übertragenen Mittel, 

— die in Anwendung von Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe b) übertragenen Mittel für Aufträ-
ge, die nach dem 15. Dezember des Haus-
haltsjahres vergeben worden sind, 

— die in Anwendung von Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe b) übertragenen verfügbaren Mit-
tel, 

— die verfügbaren Mittel, die verfallen.  

1. eine Einnahmentabelle, die folgendes enthält: 

— die Einnahmenansätze des Haushaltsjahres, 

— die Änderungen der Einnahmenansätze auf 
Grund von Nachtrags- oder Berichtigungs-
haushaltsplänen, 

— die im Laufe des Haushaltsjahres eingezoge-
nen Einnahmen; 

2. Tabellen über die Entwicklung der Mittel des 
Haushaltsjahres, aus denen — getrennt nach 
Verpflichtungsermächtigungen, Zahlungser-
mächtigungen und nicht aufgeteilten Mitteln — 
folgendes ersichtlich ist: 

— die ursprünglichen Mittelansätze, 

— die Änderungen durch Nachtrags- oder Be-
richtigungshaushaltspläne, 

die Änderungen durch Mittelübertragungen, 

— die endgültigen Mittel des Haushaltsjahres; 

3. Ausgabentabellen, aus denen die Verwendung 
der Ausgabenmittel des Haushaltsjahres und 
insbesondere folgendes ersichtlich ist: 

— die endgültigen Mittel, getrennt nach Ver-
pflichtungsermächtigungen, Zahlungsermäch-
tigungen und nicht aufgeteilten Mitteln, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres gebunde-
nen Mittel, getrennt nach Verpflichtungser-
mächtigungen und nicht aufgeteilten Mit-
teln, 

— die zu Lasten des Haushaltsjahres geleisteten 
Zahlungen, getrennt nach Zahlungsermächti-
gungen und nicht aufgeteilten Mitteln, 

— die Feststellung der Mittelbindungen des 
Haushaltsjahres und die Berechnung der bei 
Abschluß des Haushaltsjahres noch zu zah-
lenden Beträge, 

— die Verpflichtungsermächtigungen, die auf 
Grund von Artikel 95 oder durch Beschluß 
der Haushaltsbehörde in Durchführung von 
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) erster Gedan-
kenstrich gültig bleiben, 
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Dieser Tabelle ist gegebenenfalls eine Übersicht 
über die Salden und die Bruttobeträge der in 
Artikel 22 genannten Vorgänge beigefügt; 

4. eine Tabelle über die Entwicklung der aus frü-
heren Haushaltsjahren übertragenen Mittel, aus 
der insbesondere folgendes ersichtlich ist: 

— die Höhe der übertragenenen Mittel, 

— die am Ende des für die Ausführung des 
Haushaltsplans vorgesehenen Zeitraums ver-
buchten Zahlungen, 

— die nicht verwendeten Mittel, die verfal-
len, 

— die nicht verwendeten, erneut auf das folgen

-

de Haushaltsjahr zu übertragenden Mittel; 

5. eine Tabelle, aus der folgendes ersichtlich ist: 

— einerseits 

a) die Höhe der von den Gemeinschaften ge-
währten Darlehen, 

b) die Höhe der Rückzahlungen auf die aufge-
nommenen Anleihen und die Anleiheko-
sten, 

— andererseits 

a) der Betrag der Anleihen, 

b) die Höhe der Rückzahlungen auf das Kapi-
tal und die Zinsen der Darlehen. 

Diesem Konto ist eine Übersicht über den 
Stand der von den Gemeinschaften aufge-
nommenen Anleihen und gewährten Darle-
hen beigefügt. 

— die Zahlungsermächtigungen, die auf Grund 
von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) erster 
Gedankenstrich gültig bleiben, 

— die nicht aufgeteilten Mittel, die auf Grund 
von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b) gültig 
bleiben, 

— die verfallenen Mittel, getrennt nach Ver-
pflichtungsermächtigungen, Zahlungsermäch-
tigungen und nicht aufgeteilten Mitteln. 

Diesen Tabellen ist gegebenenfalls eine Über-
sicht über die Einnahmen, die Ausgaben und die 
Salden der in Artikel 22 Absatz 2 genannten Wie-
derverwendungsvorgänge beizufügen. 

4. Tabellen über die Verwendung der Mittel frühe-
rer Haushaltsjahre, die gültig bleiben, aus de-
nen folgendes ersichtlich ist: 

— die Höhe der Mittel, die gültig bleiben, ge-
trennt nach Verpflichtungsermächtigungen 
und anderen Mitteln, 

— die Mittelbindungen zu Lasten der Verpflich

-

tungsermächtigungen, die gütlig bleiben, 

— die Zahlungen zu Lasten der Zahlungser-
mächtigungen und der nicht aufgeteilten Mit-
tel, die gültig bleiben, 

— die Feststellung der bei Abschluß des vor-
hergehenden Haushaltsjahres noch zu zah-
lenden Beträge und die Berechnung der bei 
Abschluß des laufenden Haushaltsjahres 
noch zu zahlenden Beträge, 

— die Höhe der nicht verbrauchten Mittel, die 
für das folgende Haushaltsjahr gültig blei-
ben, 

— die Höhe der verfallenen Mittel, getrennt 
nach Verpflichtungsermächtigungen und an-
deren Mitteln. 

5. Der Haushaltsrechnung ist als Anhang ein Do-
kument über die Kapitaltransaktionen und den 
Schuldendienst beizufügen, aus dem folgendes 
ersichtlich ist: 

— einerseits 

a) die Höhe der gewährten Darlehen 

b) die Höhe der Rückzahlungen auf die auf-
genommenen Anleihen und die Anleihe-
kosten, 

— andererseits 

a) der Betrag der Anleihen, 

b) die Höhe der Rückzahlungen auf das Ka-
pital und die Zinsen der Darlehen. 
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Artikel 83 

Die Kommission erstellt innerhalb der in Artikel 81 
vorgesehenen Frist die Übersicht über das Vermö-
gen und die Schulden der Gemeinschaften zum 
31. Dezember des abgelaufenen Haushaltsjahres. 
Dieser Übersicht ist ein zum gleichen Zeitpunkt 
aufgestellter Kontenabschluß beigefügt, welcher 
den Kontenstand in Soll und Haben sowie die Sal-
den wiedergibt. 

Artikel 84 

Bis spätestens zum 1. Mai teilt jedes Organ der 
Kommission die Angaben mit, die sie für die Erstel-
lung der Haushaltsrechnung und der Vermögens-
übersicht benötigt. 

ABSCHNITT II 

RECHNUNGSPRÜFUNG 
BESTIMMUNGEN BETREFFEND DEN KONTROLL

-

AUSSCHUSS 

Artikel 85 

Die dem Kontrollausschuß zugewiesenen Befugnis-
se werden von seinen Mitgliedern ausgeübt; sie 
handeln und entscheiden in kollegialer Verantwor-
tung. 

Er kann eines oder mehrere seiner Mitglieder mit 
bestimmten Nachprüfungsaufgaben oder -arbeiten 
beauftragen. Im Rahmen dieses Auftrags können 
sich diese Mitglieder aus eigener Initiative von Be-
diensteten des Kontrollausschusses unterstützen 
lassen. 

Die Aufgaben, die den Bediensteten nach den Ab-
sätzen 1 und 2 übertragen werden, müssen spezi-
fisch bestimmt und auf die für ihre Durchführung 
erforderliche Zeit begrenzt werden. Sie müssen den 

Artikel 82 

(früherer Artikel 84) 

Bis spätestens zum 1. April teilt jedes Organ der 
Kommission die Angaben, die sie für die Erstellung 
der Haushaltsrechnung und der Vermögensüber-
sicht benötigt, sowie einen Beitrag zu der in Arti-
kel 83 erwähnten Analyse der Haushaltsführung 
mit. 

Artikel 83 

(früherer Artikel 81 Absatz 2) 

Der Haushaltsrechnung wird eine Analyse der 
Haushaltsführung des betreffenden Jahres vorange-
stellt. Darin sind alle Einnahmen und Ausgaben, 
die sich auf das abgelaufene Haushaltsjahr bezie-
hen, für jedes Organ der Gemeinschaften auszuwei-
sen. Sie hat diesselbe Form und dieselben Unter-
gliederungen wie der Haushaltsplan. 

Artikel 84 

(früherer Artikel 83) 

Die Kommission erstellt innerhalb der in Artikel 81 
vorgesehenen Frist die Übersicht über das Vermö-
gen und die Schulden der Gemeinschaften zum 
31. Dezember des abgelaufenen Haushaltsjahres. 
Dieser Übersicht ist ein zum gleichen Zeitpunkt 
aufgestellter Kontenabschluß beigefügt, welcher 
den Kontenstand in Soll und Haben sowie die Sal-
den wiedergibt. 

ABSCHNITT II 

RECHNUNGSPRÜFUNG 
BESTIMMUNGEN BETREFFEND DEN RECHNUNGSHOF 

Artikel 85 

Die Haushaltsrechnung, die Analyse der Haushalts-
führung und die Ubersicht über das Vermögen und 
die Schulden werden dem Rat und dem Europä-
ischen Parlament spätestens bis zum 1. Juni über-
mittelt. Dem Rechnungshof werden diese Dokumen-
te mitgeteilt. 
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Behörden, bei denen der beauftragte Bedienstete tä-
tig ist, vom Kontrollausschuß selbst oder von ei-
nem seiner Mitglieder mitgeteilt werden. 

Artikel 86 

Jedes Organ übermittelt dem Kontrollausschuß vier-
teljährlich, spätestens aber in dem Monat nach 
Ablauf des Vierteljahres, die Buchungsbelege, ins-
besondere die Dokumente und Bescheinigungen be-
treffend die genaue Anwendung der Bestimmungen 
über die Ausführung des Haushaltsplans sowie die 
Mittelbindungen, die Zahlung von Ausgaben, die 
Feststellung und die Einbeziehung von Einnahmen, 
vorbehaltlich der Anwendung des Artikels 14 der 
Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 und 
des Artikels 87 dieser Haushaltsordnung. Der Kon-
trollausschuß kann an jedes Organ Fragen betref-
fend die genannten Buchungsbelege richten. 

Die Haushaltsrechnung und die Vermögensüber-
sicht werden dem Kontrollausschuß innerhalb der 
in Artikel 81 vorgesehenen Frist vorgelegt. 

Artikel 87 

Durch die Prüfung, die vom Kontrollausschuß an 
Hand der Rechnungsunterlagen erforderlichenfalls 
an Ort und Stelle durchgeführt wird, stellt dieser 
die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der 
Einnahmen und Ausgaben im Hinblick auf die Ver-
träge, den Haushaltsplan, die Haushaltsordnung 
und alle in Durchführung der Verträge erlassenen 
Vorschriften fest und überzeugt sich von der Wirt-
schaftlichkeit der Haushaltsführung. 

Bei der Durchführung seiner Aufgaben kann der 
Kontrollausschuß nach Maßgabe des Artikels 89 
von allen Dokumenten und Informationen betref-
fend die Rechnungsführung der seiner Kontrolle 
unterliegenden Dienststellen oder sonstigen Stellen 
Kenntnis nehmen; er ist befugt, alle Bediensteten 
zu hören, die für Ausgaben- oder Einnahmenvor-
gänge verantwortlich sind, und von allen Prüfungs-
möglichkeiten Gebrauch zu machen, die diesen 
Stellen eingeräumt sind. 

Um alle Auskünfte zu erhalten, die er für die Erfül-
lung der Aufgabe benötigt, welche ihm auf Grund 
der Verträge und auf Grund der in Durchführung 
dieser Verträge erlassenen Bestimmungen übertra-
gen ist, kann der Kontrollausschuß auf seinen 
Wunsch zu den Maßnahmen hinzugezogen werden, 
welche die Kommission gemäß den Artikeln 8 und 
9 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 und den Arti-
keln 13 und 14 der Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 2/71 durchführt. Diese Bestimmung gilt 
auch hinsichtlich der Kontrolle aller von den Ge-
meinschaften geschaffenen Fonds. 

Artikel 88 

Der Kontrollausschuß achtet darauf, daß alle Depot- 
und Kassenbestände in Wertpapieren und Mitteln 
an Hand von Bescheinigungen, die von den ver-
wahrenden Stellen unterzeichnet sind, oder an 

Artikel 86 

Jedes Organ übermittelt dem Rechnungshof viertel-
jährlich, spätestens aber in dem Monat nach Ablauf 
des Vierteljahres und für das vierte Vierteljahr spä-
testens in dem Monat nach Abschluß des Haus

-

haltsjahres die Buchungsbelege, insbesondere die 
Unterlagen und Bescheinigungen betreffend die ge-
naue Anwendung der Bestimmungen über die Aus-
führung des Haushaltsplans sowie die Mittelbin-
dungen die Zahlung von Ausgaben, die Feststellung 
und die Einziehung von Einnahmen, vorbehaltlich 
der Anwendung des Artikels 14 der Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 und des Artikels 87 
die Haushaltsordnung. Der Rechnungshof kann an 
jedes Organ Fragen betreffend die genannten Bu-
chungsbelege richten. 

Artikel 87 

Durch die Prüfung, die der Rechnungshof anhand 
der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an 
Ort und Stelle durchführt, stellt dieser die Recht-
mäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen 
und Ausgaben im Hinblick auf die Verträge, den 
Haushaltsplan, die Haushaltsordnungen und alle in 
Durchführung der Verträge erlassenen Vorschriften 
fest und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit 
der Haushaltsführung. 

Bei der Durchführung seiner Aufgaben kann der 
Rechnungshof nach Maßgabe des Artikels 89 von 
allen Dokumenten und Informationen betreffend die 
Rechnungsführung der seiner Kontrolle unterlie-
genden Dienststellen und sonstigen Einrichtungen 
Kenntnis nehmen; er ist befugt, alle Bediensteten 
zu hören, die für Ausgaben- oder Einnahmenvor-
gänge verantwortlich sind, und von allen Prüfungs-
möglichkeiten Gebrauch zu machen, die diesen 
Stellen eingeräumt sind. 

Um alle Auskünfte zu erhalten, die er für die Erfül-
lung der Aufgabe benötigt, welche ihm auf Grund 
der Verträge und der in Durchführung dieser Ver-
träge erlassenen Bestimmungen übertragen ist, 
kann der Rechnungshof auf seinen Wunsch zu den 
Maßnahmen hinzugezogen werden, welche die 
Kommission gemäß den Artikeln 8 und 9 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 und den Artikeln 13 und 
14 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 
durchführt. Diese Bestimmung gilt auch hinsichtlich 
der Kontrolle aller von den Gemeinschaften ge-
schaffenen Fonds. 

Artikel 88 

Der Rechnungshof achtet darauf, daß alle Depot- 
und Kassenbestände in Wertpapieren und Mitteln 
anhand von Bescheinigungen, die von den verwah-
renden Stellen unterzeichnet sind, oder anhand von 



Drucksache 7/5745 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Hand von amtlichen Feststellungsvermerken des 
Kassen- und Wertpapierbestands geprüft werden. 
Er kann derartige Prüfungen selbst vornehmen. 

Artikel 89 

Die Kommission und die anderen Organe gewähren 
dem Kontrollausschuß jede Unterstützung und er-
teilen alle Auskünfte, die letzterer zur Erfüllung 
seiner Aufgabe für erforderlich hält, insbesondere 
alle Auskünfte, über die sie auf Grund der Kontrol-
len verfügen, die sie gemäß der Gemeinschaftsrege-
lung bei den Dienststellen durchgeführt haben, wel-
che an der Haushaltsführung der Gemeinschaften 
beteiligt sind und Ausgaben für Rechnung der Ge-
meinschaften tätigen. Sie halten insbesondere alle 
Unterlagen über die Vergabe von Aufträgen, alle 
Bücher über Kassen- und Sachbestand, Buchungs-
unterlagen, Belege, sich hierauf beziehende Ver-
waltungsdokumente, Unterlagen über die Einnah-
men und Ausgaben, Bestandsverzeichnisse sowie 
Organisations- und Personalübersichten der Dienst-
stellen, die er zur Prüfung der Haushaltsrechnung 
an Hand der Rechnungsunterlagen oder an Ort und 
Stelle für erforderlich hält, zur Verfügung des Kon-
trollausschusses. 

Zu diesem Zweck sind die den Prüfungen des Kon-
trollausschusses unterliegenden Bediensteten insbe-
sondere verpflichtet, 

a) ihre Kasse zu öffnen sowie die Kassen-, Wert- 
und Sachbestände jeglicher Art und die von ih-
nen verwahrten Belege für die Rechnungsfüh-
rung sowie sämtliche Bücher und Register und 
sämtliche anderen damit zusammenhängenden 
Dokumente vorzulegen, 

b) die Korrespondenz und alle sonstigen Dokumen-
te vorzulegen, die für die vollständige Durch-
führung der Prüfung im Sinne des Artikels 87 
Absatz 1 notwendig sind. 

Die Erteilung der Informationen nach Buchstabe b) 
darf nur vom Kontrollausschuß oder von einem sei-
ner Mitglieder gefordert werden; sie ist schriftlich 
anzufordern. 

Der Kontrollausschuß ist befugt, die Dokumente 
über die Einnahmen und Ausgaben der Gemein-
schaften zu prüfen, die in den Dienststellen der Or-
gane, insbesondere in den für die Beschlüsse über 
diese Einnahmen und Ausgaben verantwortlichen 
Dienststellen verwahrt werden. 

Die Prüfung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmä-
ßigkeit der Einnahmen und Ausgaben sowie die 
Kontrolle der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfüh-
rung erstrecken sich auch auf die Verwendung der 
Gemeinschaftsmittel durch Stellen außerhalb der 
Organe, die diese Mittel als Subventionen erhal-
ten. 

Die Gewährung von Suventionen an Stellen außer-
halb der Organe setzt voraus, daß der Empfänger 
der Subvention ihrer Verwendungsprüfung durch 
den Kontrollausschuß zustimmt. 

amtlichen Feststellungsvermerken des Kassen- und 
Wertpapierbestands geprüft werden. Er kann derar-
tige Prüfungen selbst vornehmen. 

Artikel 89 

(Das Wort „Kontrollausschuß" wird durch das 
Wort „Rechnungshof" ersetzt. Ansonsten unverän-
dert.) 

(Das Wort „Kontrollausschuß" wird durch das 
Wort „Rechnungshof" ersetzt.) 
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Artikel 90 

Die Bemerkungen, die dem Kontrollausschuß zur 
Aufnahme in den in Artikel 78 d des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, in Artikel 206 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und in Artikel 180 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft vorgese-
henen Bericht geeignet erscheinen, werden der 
Kommission und den betroffenen Organen zur 
Kenntnis gebracht. 

Alle Organe übermitteln ihre Stellungnahme dem 
Kontrollausschuß. Mit Ausnahme der Kommission 
übermitteln die Organe ihre Stellungnahme gleich-
zeitig der Kommission. Der Kontrollausschuß fügt 
seinem Jahresbericht eine Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit der Haushaltsführung bei. 

Der Rat und das Europäische Parlament können den 
Kontrollausschuß zusätzlich zu dem Jahresbericht 
um Berichte oder Analysen zu spezifischen Fragen, 
die abgeschlossene Haushaltsjahre betreffen, ersu-
chen. 

Der Kontrollausschuß kann dem Rat oder dem Euro-
päischen Parlament von sich aus ähnliche Berichte 
oder Analysen vorlegen. 

Artikel 91 

Der Kontrollausschuß erstellt seinen Bericht über 
die Haushaltsrechnung des abgelaufenen Haus-
haltsjahres spätestens am 15. Juli. 

Er bringt innerhalb der gleichen Frist seine Bemer-
kungen zur Vermögensübersicht vor. 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat spätestens am 31. Oktober die Haus-
haltsrechnung, die Vermögensübersicht und den 
Bericht des Kontrollausschusses mit den Stellun

-

gnahmen zu den Bermerkungen vor. 

Artikel 92 

Vor dem 30. April des folgenden Jahres erteilen der 
Rat und das Europäische Parlament der Kommis-
sion Entlastung zur Ausführung des Haushalts-
plans. Kann dieser Termin nicht eingehalten wer-
den, so teilt der Rat oder das Europäische Parla-
ment der Kommission die Gründe für den Aufschub 
dieser Entscheidung mit. 

Die Organe treffen alle zweckdienlichen Maßnah-
men, um den in den Entlastungsbeschlüssen enthal-
tenen Bemerkungen Folge zu leisten. Sie erstatten 
auf Wunsch des Europäischen Parlaments oder des 
Rates Bericht über die im Anschluß an diese Be-
merkungen getroffenen Maßnahmen und insbeson-
dere über die Weisungen, die sie an die an der 
Ausführung des Haushaltsplans beteiligten Dienst-
stellen gerichtet haben. Diese Berichte werden auch 
dem Kontrollausschuß übermittelt. 

Vorbehaltlich des Absatzes 2 Satz 2 haben die Or

-

gane in einer Anlage zur Haushaltsrechnung des 

Artikel 90 

(Das Wort „Kontrollausschuß" wird durch das 
Wort „Rechnungshof" ersetzt.) 

Artikel 91 

Der Rechnungshof übermittelt seinen Bericht den 
Organen 45 Tage nach Eingang der Haushaltsrech-
nung. 

Die Organe übermitteln dem Rechnungshof die 
Antworten drei Monate nach Eingang des Berichts 
und der obengenannten Bemerkungen. 

Artikel 92 

Vor dem 30. April des folgenden Jahres erteilt das 
Europäische Parlament auf Empfehlung des Rates, 
der mit qualifizierter Mehrheit entscheidet, der 
Kommission Entlastung zur Ausführung des Haus-
haltsplans. Kann dieser Termin nicht eingehalten 
werden, so teilt das Europäische Parlament oder 
der Rat der Kommission die Gründe für den Auf-
schub dieser Entscheidung mit. 

Die Organe treffen alle zweckdienlichen Maßnah-
men, um den in den Entlastungsbeschlüssen enthal-
tenen Bemerkungen Folge zu leisten. Sie erstattet 
auf Wunsch des Europäischen Parlaments oder des 
Rates Bericht über die im Anschluß an diese Be-
merkungen getroffenen Maßnahmen und insbeson-
dere über die Weisungen, die sie an die an der 
Ausführung des Haushaltsplans beteiligten Dienst-
stellen gerichtet haben. Diese Berichte werden auch 
dem Rechnungshof übermittelt. 

Vorbehaltlich von Absatz 2 Satz 2 haben die Orga

-

ne in einer Anlage zur Haushaltsrechnung des fol- 
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folgenden Haushaltsjahres Rechenschaft über die 
Maßnahmen abzulegen, die auf die im Entlastungs-
beschluß enthaltenen Bemerkungen hin getroffen 
wurden. 

Titel VII 

SONDERBESTIMMUNGEN FUR DIE 
FORSCHUNGS- UND INVESTITIONSMITTEL 

Artikel 93 

Die Titel I bis VI und Titel XI finden auf die For-
schungs- und Investitionsmittel des in Artikel 94 
genannten Anhangs Anwendung, sofern keine ab-
weichenden Bestimmungen vorgesehen sind oder 
soweit sie nicht mit den besonderen Bestimmungen 
dieses Titels unvereinbar sind. 

Artikel 94 

Die Forschungs- und Investitionsmittel, deren Ge-
samtbetrag als Zahlungsermächtigungen, welche 
gemäß dem Beschluß vom 21. April 1970 zu finan-
zieren sind, im Haushaltsplan in ein besonderes Ka-
pitel innerhalb des Einzelplans „Kommission" ein-
gesetzt wird, sind in einem Anhang zu diesem Ein-
zelplan detailliert aufgeführt. 

Dieser Anhang, der Teil des Haushaltsplans ist, 
wird nach einem ihm eigenen Aufbau und einem 
ihm eigenen Eingliederungsplan aufgestellt, deren 
Kriterien in diesem Titel festgelegt sind. 

Artikel 95 

(1) Ein globaler Mehrjahresbetrag, „Tranche" ge-
nannt, wird jeweils in dem Haushaltskapitel bereit-
gestellt, das dem vom Rat in Programmbeschlüssen 
oder in gleichartigen Beschlüssen festgelegten For-
schungs- und Investitionsvorhaben entspricht. 

Die Tranche ist die haushaltsmäßige Bereitstellung 
des Gesamtbetrags jeder Zuweisung je Forschungs- 
und Investitionsvorhaben unter Berücksichtigung 
etwaiger finanzieller Reserven, sofern für das Vor-
haben nicht verschiedene Stufen festgelegt sind, 
die jeweils ein zusammenhängendes Ganzes bil-
den. 

(2) Die jährlich im Haushaltsplan -für die For-
schungs- und Investitionsausgaben bewilligten Mit-
tel umfassen Verpflichtungsermächtigungen und 
Zahlungsermächtigungen. 

(3) Die Verpflichtungsermächtigungen innerhalb 
der einzelnen Tranchen sind dazu bestimmt, die 
Deckung aller rechtlichen Verpflichtungen zu er-
möglichen, welche die Kommission eingehen kann. 
Sie stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, für 

genden Haushaltsjahrs Rechenschaft über die Maß-
nahmen abzulegen, die auf die im Entlastungsbe-
schluß enthaltenen Bemerkungen hin getroffen wur-
den. 

TITEL VII 

SONDERBESTIMMUNGEN FUR DIE 
FORSCHUNGS- UND INVESTITIONSMITTEL 

Artikel 93 

Die Titel I bis VI und Titel XI finden auf die For-
schungs- und Investitionsmittel des in Artikel 94 
genannten Anhangs — nachstehend „Anhang" ge-
nannt — sowie auf den in Artikel 98 vorgesehenen 
Finanzierungsplan Anwendung, sofern keine abwei-
chenden Bestimmungen vorgesehen sind oder so-
weit sie nicht mit den besonderen Bestimmungen 
dieses Titels unvereinbar sind. 

Artikel 94 

Die Forschungs- und Investitionsmittel, deren Ge-
samtbetrag als Verpflichtungsermächtigungen und 
als Zahlungsermächtigungen im Haushaltsplan in 
ein besonderes Kapitel innerhalb des Einzelplans 
„Kommission" eingesetzt wird, sind in einem An-
hang zu diesem Einzelplan detailliert aufgeführt. 

Dieser Anhang, der Teil des Haushaltsplans ist, um-
faßt: 

— die Mittel für die Durchführung jedes For-
schungs- und Investitionsvorhabens, 

— die den sonstigen Tätigkeiten entsprechenden 
Mittel. 

Artikel 95 

(1) Ein globaler Mehrjahresbetrag, „Tranche" ge-
nannt, wird jeweils in dem Haushaltskapitel be-
reitsgestellt, das dem vom Rat in Programmbe-
schlüssen oder in gleichartigen Beschlüssen festge-
legten Forschungs- und Investitionsvorhaben ent-
spricht. 

Die Tranche ist die haushaltsmäßige Bereitstellung 
des Gesamtbetrags jeder Zuweisung je Forschungs- 
und Investitionsvorhaben unter Berücksichtigung 
etwaiger finanzieller Reserven, sofern für das Vor-
haben nicht verschiedene Stufen festgelegt sind, 
die jeweils ein zusammenhängendes Ganzes bilden. 

(2) Die jährlich im Haushaltsplan für die For-
schungs- und Investitionsausgaben bewilligten Mit-
tel umfassen Verpflichtungsermächtigungen und 
Zahlungsermächtigungen. 

(3) Die Verpflichtungsermächtigungen innerhalb 
der einzelnen Tranchen sind dazu bestimmt, die 
Deckung aller rechtlichen Verpflichtungen zu er-
möglichen, welche die Kommission eingehen kann. 
Sie stellen die Höchstgrenze der Ausgaben dar, für 
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die die Kommission während des für die Durchfüh-
rung der entsprechenden Vorhaben zugrunde geleg-
ten Haushaltsjahres Ausgabenverbindlichkeiten 
eingehen darf. 

Die Verpflichtungsermächtigungen bleiben bis zu 
ihrer Aufhebung im Wege des Haushaltsverfahrens 
gültig. 

(4) Die Zahlungsermächtigungen stellen die Höchst-
grenze der Ausgaben dar, die während eines Haus-
haltsjahres zur Deckung der im Laufe des Haus-
haltsjahres oder im Laufe früherer Haushaltsjahre 
eingegangenen Verbindlichkeiten geleistet oder an-
gewiesen werden können. 

Artikel 96 

Der in Artikel 94 genannte Anhang ist in zwei Tei-
le gegliedert: 

a) Der erste Teil, dessen Gesamtbetrag als Zah-
lungsermächtigungen in einem besonderen Kapi-
tel innerhalb des Einzelplans „Kommission" auf-
geführt ist, umfaßt: 

— die Mittel für die Durchführung der einzel

-

nen Forschungs- und Investitionsvorhaben, 

— die Mittel für die sonstigen Tätigkeiten, ins-
besondere für die unter Artikel 174 Absatz 2 
Buchstaben b), c) und d) des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft fallenden Tätigkeiten, 

— erforderlichenfalls die Mittel zur Deckung 
der Salden der Sammelkonten; 

b) der zweite Teil umfaßt die Sammelkonten ins-
besondere für: 

— Personal, 

— allgemeine Infrastruktur: allgemeine Dienste 
und Gemeinkosten, 

— wissenschaftliche und technische Hilfsdien-
ste, 

— große Anlagen, 

— Leistungen für Rechnung Dritter. 

Artikel 97 

Der Eingliederungsplan des in Artikel 94 genannten 
Anhangs wird hinsichtlich der Bezeichnung der Ka-
pitel und Sammelkonten nach Maßgabe des Bestim-
mungszwecks der Ausgaben, wie er sich hauptsäch-
lich aus der Verwirklichung der Forschungs- und 
Investitionsvorhaben ergibt, aufgestellt. In Anhang 
III dieser Haushaltsordnung ist ein Schema dieses 
Eingliederungsplans enthalten. Es ist im Prinzip, 
insbesondere hinsichtlich der Unterteilung in Titel, 
verbindlich, in bezug auf die Gliederung in Kapitel 
dagegen unverbindlich. 

die die Kommission während des für die Durchfüh-
rung der entsprechenden Vorhaben zugrunde geleg-
ten Haushaltsjahres Ausgabenverbindlichkeiten 
eingehen darf. 

Die Verpflichtungsermächtigungen bleiben — ab-
weichend von Artikel 6 — bis zu ihrer Aufhebung 
im Wege des Haushaltsverfahrens gültig. 

(4) Die Zahlungsermächtigungen stellen die 
Höchstgrenze der Ausgaben dar, die während eines 
Haushaltsjahres zur Deckung der im Laufe des 
Haushaltsjahres oder im Laufe früherer Haushalts-
jahre eingegangene Verbindlichkeiten geleistet 
oder angewiesen werden können. 

Die den gültig bleibenden Verpflichtungsermächti-
gungen entsprechenden Zahlungsermächtigungen 
bleiben — abweichend von Artikel 6 — bis zu ihrer 
Aufhebung im Wege des Haushaltsverfahrens gültig. 

Artikel 96 

Gestrichen (in die Artikel 94 und 98 einbezogen) 

Artikel 97 

Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 15 Ab-
sätze 2 und 3 wird der Eingliederungsplan des An-
hangs hinsichtlich der Bezeichnung der Kapitel und 
Artikel nach Maßgabe des Bestimmungszwecks der 
Ausgaben, der sich hauptsächlich aus der Verwirk-
lichung der Forschungsziele oder der sonstigen Tä-
tigkeiten ergibt, aufgestellt. 

Ferner werden die Ausgaben innerhalb der Kapitel 
und Artikel nach ihrer Art in Gruppen gegliedert, 
die ihrerseits in Rubriken unterteilt sind; im Haus- 
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Ferner werden die Ausgaben innerhalb der Kapitel 
und Sammelkonten nach ihrer Art gegliedert; diese 
Gliederung erfolgt nach Maßgabe des Anhangs IV 
dieser Haushaltsordnung; sie wird im Haushalts-
plan allerdings nur bei den Gruppen vorgenom-
men. 

Artikel 98 

(1) In den Sammelkonten im Sinne von Artikel 96 
Buchstabe b) wird die Verwendung und das Auf-
kommen der wichtigsten Mittel für die Verwirkli-
chung der Forschungs- und Investitionsvorhaben 
verzeichnet. 

Diese Mittel sind: Personal, Infrastruktur: allgemei-
ne Dienste und Gemeinkosten, wissenschaftliche 
und technische Hilfsdienste sowie große Anlagen. 
Außerdem können Sammelkonten eröffnet werden, 
um die Erbringung von Leistungen für Rechnung 
Dritter zu verfolgen. 

(2) Auf der Verwendungsseite verzeichnen die 
Sammelkonten den Gegenwert für den Einsatz der 
Mittel sowie die für Rechnung Dritter getätigten 
Ausgaben. 

Auf der Aufkommenseite verzeichnen die Sammel-
konten einerseits den Gegenwert für den Einsatz 
dieser Mittel, der entweder zu Lasten von For-
schungsvorhaben oder anderen Sammelkonten ver-
bucht wird, und andererseits den Ertrag ihres Ein-
satzes für Rechnung Dritter. 

Die Salden der Sammelkonten, die sich aus einem 
Überhang der Verwendung über das Aufkommen 
ergeben, werden in den entsprechenden Kapiteln 
des ersten Teils des in Artikel 94 genannten An-
hangs verbucht. 

Der Saldo eines jeden Sammelkontos stellt den 
Höchstbetrag der Nettoausgaben dar, die in das 
entsprechende Kapitel des ersten Teils des genann-
ten Anhangs einzusetzen sind. 

Die Salden der Sammelkonten, die sich aus einem 
Überhang des Aufkommens über die Verwendung 
ergeben, werden den Einnahmeansätzen des Haus-
haltsplan zugeführt. 

(3) Die zu Lasten der Sammelkonten verbuchten 
Verwendungen und Ausgaben dürfen die bei diesen 
Konten bewilligten Mittel nicht übersteigen, sofern 
nicht ein Aufkommen, das infolge von Übertragun-
gen innerhalb der Kapitel des ersten Teils des in 
Artikel 94 genannten Anhangs oder infolge der Be-
reitstellung zusätzlicher Mittel für Rechnung Drit-
ter über dem Voranschlag liegt, es ermöglicht, Ver-
wendungen und Ausgaben in gleichem Maße zu er-
höhen. 

In die Sammelkonten für Leistungen für Rechnung 
Dritter können während der Ausführung des Haus-
haltsplans zusätzlich Beträge zur Deckung weiterer 
Ausgaben eingesetzt werden, die speziell zur Er-
bringung dieser Leistungen zu tätigen sind. Diese 
zusätzlichen Beträge werden wie folgt eingesetzt: 

— als Verpflichtungsermächtigung in Höhe der 
Rückzahlungen, die in den mit den auftragge

-

haltsplan wird diese Gliederung allerdings nur bei 
den Gruppen vorgenommen. 

Artikel 98 

(1) Ergänzend zu den in Artikel 12 genannten Un-
terlagen wird dem Vorentwurf des Anhangs ein Fi-
nanzierungsplan beigefügt, in dem in Form von 
Sammelkonten die bei den Kapiteln und Artikeln 
dieses Anhangs bereitgestellten Mittel zusammen-
gefaßt sind, die dem Einsatz der Mittel für die Ver-
wirklichung der Forschungs- und Investitionsvorha-
ben (Durchführungsmittel) entsprechen. 

Diese sind beispielsweise: 

— die wissenschaftlichen Abteilungen, 

— die allgemeinen Dienste, 

— die wissenschaftlichen und technischen Hilfs-
dienste. 

Ferner enthält der Finanzierungsplan ein Konto für 
die Personalausgaben. 

(2) Der Finanzierungsplan, der gegebenenfalls 
nach Feststellung des Haushaltsplans berichtigt 
wird, dient der Haushaltsführung als Grundlage. 

In diesem Plan werden vorläufig die Ausgaben ver-
bucht, die dem Einsatz der Durchführungsmittel 
und der Verwendung des Kontos für die Personal-
ausgaben entsprechen. 

(3) Jedem Durchführungsmittel entspricht ein 
Sammelkonto, in dem die in den verschiedenen Ka-
piteln des Anhangs für den Einsatz dieser Dienste 
bereitgestellten Mittel entsprechend ihrer Art nach 
der in Artikel 97 Absatz 2 vorgesehenen Gliederung 
zusammengefaßt sind. 

Diese Gliederung wird auch innerhalb des Kontos 
für die Personalausgaben vorgenommen. 

(4) Die bei dem Konto für die Personalausgaben 
vorläufig veranschlagten Mittel dürfen die in den 
Sammelkonten zur Verfügung gestellten Beträge 
nicht übersteigen. 

Die bei den einzelnen Sammelkonten vorläufig ver-
buchten Ausgaben dürfen die zu Lasten der Kapitel 
und Artikel des Anhangs bewilligten Mittel für den 
Einsatz der betreffenden Durchführungsmittel nicht 
übersteigen, es sei denn, daß ein Aufkommen, das 
infolge von Übertragungen innerhalb der Kapitel 
und Artikel dieses Anhangs oder infolge der Bereit-
stellung zusätzlicher Mittel für Rechnung Dritter 
über dem Voranschlag liegt, es ermöglicht, die 
Ausgaben in gleichem Maße zu erhöhen. Diese zu-
sätzlichen Beträge werden wie folgt bereitgestellt: 

— als Verpflichtungsermächtigungen in Höhe der 
Rückzahlungen, die in den mit den auftragge-
benden Dritten geschlossenen Verträge vorgese-
hen sind, 
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benden Dritten geschlossenen Verträgen vorge-
sehen sind, 

— als Zahlungsermächtigung in Höhe der tatsäch-
lich eingezogenen Einnahmen aus den Rückzah-
lungen der betreffenden Ausgaben durch die 
auftraggebenden Dritten. 

Artikel 99 

Übertragungen von wissenschaftlichem und techni-
schem Material zwischen Forschungs- und Investi-
tionsvorhaben werden bei dem erwerbenden Vorha-
ben in Höhe des Restwerts als Ausgabe verbucht; 
dem das Material aufgebenden Vorhaben wird ein 
Betrag in gleicher Höhe durch Ausgabenminderung 
gutgeschrieben. Dieser Restwert wird nach Modali-
täten bestimmt, die zuvor von der Kommission fest-
gelegt werden. 

Die in diesem Artikel genannten Buchungsvorgän-
ge werden in einem Sonderkonto erfaßt. 

Artikel 100 

(1) Dem ersten Teil des in Artikel 94 genannten 
Anhangs wird ein nach Kapiteln und Artikeln ge-
gliederter Fähigkeitsplan für die Verbindlichkeiten 
und die Zahlungen beigefügt, der Teil des Haus-
haltsplans ist und folgendes enthält: 

a) für jede Tranche den für die Inanspruchnahme 
der Verpflichtungsermächtigungen vorgesehe-
nen Zeitplan; er wird jährlich überprüft; 

b) für jeden Voranschlag der Verpflichtungser-
mächtigungen den für die Zahlungen vorgesehe-
nen jährlichen Zeitplan. 

(2) Für die Anleihen und Darlehen wird auf der 
Grundlage der Zins- und Tilgungszahlungen, die in 
den entsprechenden Verträgen über den Schulden-
dienst dieser Anleihen und Darlehen vereinbart 
worden sind, ein Fälligkeitsplan aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan enthält ferner als Hinweis 
einen Voranschlag für die Einnahmen und Ausga-
ben in den Währungen dritter Länder mit besonde-
rer Angabe der in diesen Währungen aufgenomme-
nen Anleihen und gewährten Darlehen. 

— als Zahlungsermächtigungen in Höhe der festge-
stellten Beträge dieser Rückzahlungen. 

(5) Die vorläufigen Verbuchungen zu Lasten des 
Kontos für Personalausgaben müssen  monatlich 
nach Abzug der Gemeinschaftsteuer auf die Sam-
melkonten verteilt werden. Die vorläufigen Verbu-
chungen zu Lasten der Sammelkonten müssen mo-
natlich im Wege endgültiger Verbuchungen auf die 
Forschungsziele und sonstigen Tätigkeiten verteilt 
werden, und zwar in dem Maße, wie die Durchfüh-
rungsmittel dafür eingesetzt werden. 

(6) Der Haushaltsrechnung wird als Anlage ein 
Dokument beigefügt, in dem die Ergebnisse der zu 
Lasten der einzelnen Sammelkonten vorläufig ver-
buchten Vorgänge und der zu Lasten des Kontos 
für Personalausgaben verbuchten Vorgänge darge-
legt sind. 

Artikel 99 

unverändert 

Artikel 100 

Dem in Artikel 94 genannten Anhang wird ein nach 
Kapiteln und Artikeln gegliederter Fälligkeitsplan 
für die Verbindlichkeiten und die Zahlungen beige-
fügt, der Teil des Haushaltsplans ist und folgendes 
enthält: 

a) für jede Tranche den für die Inanspruchnahme 
der Verpflichtungsermächtigungen vorgesehe-
nen Zeitplan; er wird jährlich überprüft; 

b) für jeden Voranschlag der Verpflichtungser-
mächtigungen den für die Zahlungen vorgesehe-
nen jährlichen Zeitplan. 
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Artikel 101 

Ist der Haushaltsplan zu Beginn eines Haushalts-
jahres noch nicht endgültig festgestellt, so werden 
die Ausgaben wie folgt vorgenommen: 

a) Was die in Artikel 96 Buchstabe b) genannten 
Sammelkonten anbelangt, so gilt für Mittelbin-
dungen und Zahlungen von Ausgaben, die im 
letzten ordnungsgemäß verabschiedeten Haus-
haltsplan grundsätzlich bewilligt worden sind, 
Artikel 178 des Vertrages zur Gründung der Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft. 

Die Zahlungen können monatlich je Sammelkon-
ten bis zu einem Zwölftel der Gesamtsumme der 
für das vorangegangene Haushaltsjahr unter 
dem betreffenden Sammelkonto bewilligten Mit-
tel vorgenommen werden, wobei die Kommis-
sion jedoch monatlich höchstens über ein Zwölf-
tel der Mittel verfügen darf, die im Entwurf des 
Haushaltsplans oder, falls dieser nicht vorliegt, 
im Vorentwurf des Haushaltsplans vorgesehen 
sind. Mittelbindungen können je Sammelkonto 
bis zu einem Viertel der Gesamtsumme der für 
das vorausgegangene Haushaltsjahr unter dem 
betreffenden Sammelkonto bewilligten Mittel 
zuzüglich eines Zwölftels je abgelaufener Monat 
vorgenommen werden, wobei jedoch die im Ent-
wurf des Haushaltsplans oder, falls dieser nicht 
vorliegt, im Vorentwurf des Haushaltsplans vor-
gesehenen Mittel nicht überschritten werden 
dürfen. 
Unbeschadet des Unterabsatzes 2 kann der Rat 
auf Antrag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit gleichzeitig die Verwendung von zwei 
oder mehreren Zwölfteln genehmigen, soweit 
die Haushaltsführung dies erfordert. 

b) Bei den die Forschungs- und Investitionsvorha-
ben betreffenden Kapiteln des ersten Teils des 
in Artikel 94 genannten Anhangs können die 
Zahlungen monatlich je Kapitel bis zu einem 
Zwölftel der jährlichen Voranschläge geleistet 
werden, die für das betreffende Haushaltsjahr 
im Fälligkeitsplan der Zahlungen im Rahmen 
der Voranschläge der Verpflichtungsermächti-
gungen vorgesehen sind. Mittelbindungen kön-
nen bis zu einem Viertel der Mittel vorgenom-
men werden, die in dem Fälligkeitsplan für die 
vorhersehbaren Verbindlichkeiten für das be-
treffende Haushaltsjahr zuzüglich eines Zwölf-
tels je abgelaufener Monat aufgeführt sind, wo-
bei jedoch die im Entwurf des Haushaltsplans 
oder, falls dieser nicht vorliegt, im Vorentwurf 
des Haushaltsplans vorgesehenen Mittel nicht 
überschritten werden dürfen. 

Artikel 102 

(1) Jeder Beschluß über Mittelübertragungen in-
nerhalb der Kapitel oder von Kapitel zu Kapitel be-
darf des vorherigen Sichtvermerks des Finanzkon-
trolleurs, durch den die Verfügbarkeit der Mittel 
sowie die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung 
dieser Übertragungen im Hinblick auf die geltenden 
Bestimmungen bestätigt werden. 

Artikel 101 

Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjah-
res nicht endgültig festgestellt, so werden die Aus-
gaben wie folgt vorgenommen: 

a) hinsichtlich der zu Lasten jedes Kapitels bereit-
gestellten Mittel für den Einsatz der Durchfüh-
rungsmittel findet Artikel 8 Anwendung. 

b) Hinsichtlich der spezifischen Mittel der Kapitel 
des Anhangs können die Zahlungen monatlich 
je Kapitel bis zu einem Zwölftel der jährlichen 
Voranschläge geleistet werden, die für das be-
treffende Haushaltsjahr im Fälligkeitsplan der 
Zahlungen im Rahmen der Voranschläge der 
Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen sind. 
Die Mittelbindungen können bis zu einem Vier-
tel der Mittel vorgenommen werden, die in dem 
Fälligkeitsplan für die vorhersehbaren Ver-
bindlichkeiten für das betreffende Haushaltsjahr 
— zuzüglich eines Zwölftels je abgelaufener 
Monat — aufgeführt sind, wobei jedoch die im 
Entwurf des Haushaltsplans oder, falls dieser 
nicht vorliegt, im Vorentwurf des Haushalts-
plans vorgesehenen Mittel nicht überschritten 
werden dürfen. 

Artikel 102 

(1) Jeder Beschluß über Mittelübertragungen be-
darf des vorherigen Sichtvermerks des Finanzkon-
trolleurs, durch den die Verfügbarkeit der Mittel 
sowie die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstim-
mung dieser Übertragungen im Hinblick auf die 
geltenden Bestimmungen bestätigt werden. 
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(2) Wenn der Finanzkontrolleur jedoch glaubt, die 
Auswirkungen dieser Übertragungen auf das finan-
zielle Gleichgewicht der Sammelkonten nicht im 
voraus feststellen zu können, beschränkt er sich 
auf die Abgabe einer Stellungnahme. 

In diesem Fall kann der Anweisungsbefugte im 
Rahmen seiner Befugnisse die Übertragung unter 
alleiniger Verantwortung vornehmen, wobei er dem 
Finanzkontrolleur jeden Monat alle zweckdienli-
chen Informationen erteilt, an Hand deren dieser 
die finanziellen Auswirkungen der vorgenommenen 
Mittelübertragungen feststellen kann. 

Stellt der Finanzkontrolleur an Hand dieser Infor-
mationen fest, daß in einem Sammelkonto ein fi-
nanzielles Ungleichgewicht aufgetreten ist, so setzt 
er den Anweisungsbefugten hiervon in Kenntnis. 

Artikel 103 

(1) Abweichend von Artikel 21 Absatz 3 kann die 
Kommission im Rahmen der bei der endgültigen 
Feststellung des Plans der Forschungs- und Investi-
tionsausgaben festzulegenden Grenzen und Bedin-
gungen Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapitel 
vornehmen, die dann in diesem Plan namentlich be-
zeichnet werden müssen. 

(2) Abweichend von Artikel 21 Absatz 5 erstreckt 
sich das darin genannte Verbot der Mittelübertra-
gung nicht auf die Gliederung der Ausgaben nach 
ihrer Art im Sinne des Artikels 97. 

(3) Abweichend von Artikel 60 Buchstabe a) ist 
die freihändige Vergabe zulässig, wenn die Auf-
tragssumme bei wissenschaftlichem und techni-
schem Material sowie bei Bauleistungen 20 000 
Rechnungseinheiten nicht überschreitet, und zwar 
unbeschadet der übrigen Fälle, in denen die frei-
händige Vergabe gemäß Artikel 60 Buchstaben b), 
c) und d) zulässig ist, und unbeschadet der allge-
meinen Verpflichtung, die Unternehmer oder Liefe-
rer, welche die den Gegenstand der Vergabe bil-
denden Lieferungen und Bauleistungen ausführen 
können, so weit wie möglich und mit allen geeigne-
ten Mitteln miteinander in Wettbewerb treten zu 
lassen. 

(4) Abweichend von Artikel 62 werden folgende 
Aufträge vor Entscheidung des Anweisungsbefug-
ten einem Vergabebeirat zur Stellungnahme vorge-
legt, dessen Zusammensetzung und Tätigkeit durch 
die in Artikel 118 vorgesehenen Durchführungsbe-
stimmungen geregelt werden: 

(2) Ist der Finanzkontrolleur jedoch der Ansicht, 
daß er die Auswirkungen dieser Übertragungen auf 
das finanzielle Gleichgewicht der Sammelkonten 
des Finanzierungsplans nicht im voraus feststellen 
kann, so beschränkt er sich auf die Abgabe einer 
Stellungnahme. 

In diesem Fall kann der Anweisungsbefugte im 
Rahmen seiner Befugnisse die Übertragung unter 
alleiniger Verantwortung vornehmen, wobei er dem 
Finanzkontrolleur jeden Monat alle zweckdienli-
chen Informationen mitteilt, auf deren Grundlage 
dieser die finanziellen Auswirkungen der vorge-
nommenen Mittelübertragungen feststellen kann. 

Stellt der Finanzkontrolleur anhand dieser Informa-
tionen fest, daß in einem Sammelkonto ein finan-
zielles Ungleichgewicht aufgetreten ist, so setzt er 
den Anweisungsbefugten hiervon in Kenntnis. 

(3) Anpassungen zwischen einzelnen Gruppen in-
nerhalb des Kontos für die Personalausgaben sowie 
innerhalb der spezifischen Mittel der Sammelkon-
ten werden dem Finanzkontrolleur mitgeteilt; ein 
vorheriger Sichtvermerk ist hierfür nicht erforder-
lich. 

(4) Um die letzten endgültigen Verbuchungen zu 
ermöglichen, können — auch noch nach Ablauf des 
Haushaltsjahres — Mittelübertragungen vorgenom-
men werden. 

Artikel 103 

(1) Abweichend von Artikel 21 Absatz 4 kann die 
Kommission im Rahmen der bei der endgültigen 
Feststellung des Plans der Forschungs- und Investi-
tionsausgaben festzulegenden Grenzen und Bedin-
gungen Mittelübertragungen von Kapitel zu Kapitel 
vornehmen, die dann in diesem Plan namentlich be-
zeichnet werden müssen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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a) Aufträge mit wissenschaftlichem oder techni-
schem Charakter, deren Summe 100 000 Rech-
nungseinheiten übersteigt, und Kaufverträge 
über Grundstücke und Gebäude, 

b) Aufträge über Bürobedarf und Material ohne 
wissenschaftlichen oder technischen Charakter 
in Höhe von mehr als 20 000 Rechnungseinheiten, 

c) Aufträge über Bürobedarf und Material ohne 
wissenschaftlichen oder technischen Charakter, 
deren Summe 5 000 Rechnungseinheiten über-
steigt und für die Artikel 60 Buchstaben c) und 
d) gilt. 

(5) Abweichend von Artikel 68 unterliegen die 
Verkäufe von wissenschaftlichem und technischem 
Material nicht Absatz 1 des genannten Artikels, es 
sei denn, daß nach Stellungnahme des Vergabebei-
rats etwas anderes beschlossen wird. 

Titel VIII 

SONDERBESTIMMUNGEN 
FUR DEN EUROPÄISCHEN SOZIALFONDS 

Artikel 104 

(1) Gemäß dem Beschluß des Rates vom 1. Februar 
1971 und unbeschadet des Artikels 10 Absatz 2 die-
ses Beschlusses enthält der Haushaltsplan eines 
Haushaltsjahres unter dem Titel Europäischer So-
zialfonds: 

a) die Mittel für das betreffende Haushaltsjahr, 

b) die Verpflichtungsermächtigungen für die bei-
den folgenden Haushaltsjahre. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 6 decken die Mittel 
für das betreffende Haushaltsjahr die im Rahmen 
des Haushaltsjahres zu leistenden Zahlungen, die 
entweder im gleichen Haushaltsjahr eingegangenen 
oder bereits in den voraufgegangenen Haushalts-
jahren auf der Grundlage der in Absatz 1 Buchsta-
be b) genannten Ermächtigungen eingegangenen 
Mittelbedingungen entsprechen. 

(3) Durch die Verpflichtungsermächtigungen wer-
den für die beiden folgenden Haushaltsjahre die 
Beträge festgesetzt, für die Mittelbindungen wäh-
rend des betreffenden Haushaltsjahres im Rahmen 
der Artikel 4 und 5 des Beschlusses des Rates vom 
1. Februar 1971 eingegangen werden können. Sie 
werden nach Haushaltsjahren aufgeteilt und ent-
sprechend dem Eingliederungsplan aufgeschlüsselt. 

Artikel 105 

(1) Für den Europäischen Sozialfonds gelten als 
Mittelbindungen die von der Kommission erteilten 
Genehmigungen für die Vorhaben und Zuschußan-
träge, die von den Mitgliedstaaten entsprechend 
den Artikeln 6 und 7 des Beschlusses des Rates 
vom 1. Februar 1971 vorgelegt worden sind. 

a) ... 

b) ... 25 000 Rechnungseinheiten 

c) ... Artikel 60 Buchstabe c, d und e ... 

(5) Abweichend von Artikel 68 Absatz 1 können 
Verkäufe von wissenschaftlichem und technischem 
Material ohne vorherige Veröffentlichung getätigt 
werden; hierüber entscheidet der Anweisungsbe-
fugte nach Stellungnahme des Vergabebeirats. 

TITEL VIII 

SONDERBESTIMMUNGEN 
FUR DEN EUROPÄISCHEN SOZIALFONDS 

Artikel 104 

gestrichen 

Artikel 105 

gestrichen 
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(2) Bei den Zuschüssen des Fonds gemäß Arti-
kel 10 Absatz 2 des Beschlusses des Rates vom 
1. Februar 1971 gelten als Mittelbindungen die 
Anerkennung der Ansprüche der Mitgliedstaaten 
oder die von der Kommission erteilte Zustimmung 
zu den Umstellungsvorhaben. 

Titel IX 

SONDERBESTIMMUNGEN 
FUR DEN EUROPÄISCHEN 

AUSRICHTUNGS- UND GARANTIEFONDS 
FUR DIE LANDWIRTSCHAFT 

ABSCHNITT I 

ABTEILUNG GARANTIE 

Artikel 106 

Dieser Abschnitt gilt für die ab 1. Januar 1971 ge-
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 durch den 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, finanzier-
ten Ausgaben. 

Artikel 107 

Bei den Mitteln der Abteilung Garantie des Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft werden für einen längeren Zeitraum 
zusammengefaßte Mittelbindungen in Höhe der an 
die Mitgliedstaaten zu zahlenden Vorschüsse vor-
genommen. 

Als über einen längeren Zeitraum zusammengefaßte 
Mittelbindungen gelten die Entscheidungen der 
Kommission, durch die der Betrag dieser Vorschüs-
se gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a) der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 festgelegt wird. Durch 
den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs wird le-
diglich bestätigt, daß die Mittelbindungen dem Be-
trag der nach Anhörung des Ausschusses des Fonds 
von der Kommission beschlossenen Vorschüsse 
entsprechen und den Gesamtbetrag der für die Ab-
teilung Garantie des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft veran-
schlagten Mittel nicht übersteigen. 

Artikel 108 

Nach Prüfung der Aufstellungen, die die Mitglied-
staaten gemäß den nach Maßgabe des Artikels 5 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlasse-
nen Bestimmungen übermittelt haben, und nach Er-
teilung des Sichtvermerks des Finanzkontrolleurs 
wird für die von den Dienststellen und Einrichtun-
gen gemäß Artikel 4 der genannten Verordnung ge-
tätigten Ausgaben eine Mittelbindung nach Kapitel, 
Artikel und Posten und eine Verbuchung als Zah-
lung vorgenommen. 

Die Mittelbindung wird innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten nach Eingang der von den Mitglied- 

TITEL VIII 

SONDERBESTIMMUNGEN 
FÜR DEN EUROPÄISCHEN 

AUSRICHTUNGS- UND GARANTIEFONDS 
FUR DIE LANDWIRTSCHAFT 

ABSCHNITT I 

ABTEILUNG GARANTIE 

Artikel 106 

unverändert 

Artikel 107 

unverändert 

Artikel 108 

(1) Nach Prüfung der Aufstellungen, die die Mit-
gliedstaaten gemäß den nach Maßgabe des Arti-
kels 5 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
erlassenen Bestimmungen übermittelt haben, und 
nach Erteilung des Sichtvermerks des Finanzkon-
trolleurs wird für die von den Dienststellen und 
Einrichtungen gemäß Artikel 4 der genannten Ver-
ordnung getätigten Ausgaben eine Mittelbindung 
von Kapitel, Artikel und Posten und eine Verbu-
chung als Zahlung vorgenommen. 

Die Mittelbindung wird innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten nach Eingang der von den Mitglied- 
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staaten übermittelten Aufstellungen vorgenommen. 
Die Verbuchung als Zahlung wird grundsätzlich in-
nerhalb derselben Frist vorgenommen. 

Dieser Artikel gilt unbeschadet des in Artikel 5 
Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 vorgesehenen Rechnungsabschlusses. 

Artikel 109 

Die Ausgaben sind in der Rechnung eines Haus-
haltsjahres auf Grund der Zahlungen nachzuweisen, 
die von den in Artikel 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 genannten Dienststellen und Einrichtun-
gen bis zum 31. Dezember geleistet wurden, sofern 
die Mittelbindung und die Auszahlungsanordnung 
hierfür dem Rechnungsführer bis zum 31. März des 
folgenden Jahres zugegangen sind. 

Artikel 110 

Der etwaige Unterschied zwischen den Ausgaben, 
die gemäß Artikel 109 in der Rechnung eines Haus-
haltsjahres erfaßt werden, und den von der  Kom-
mission  beim Abschluß der Rechnungen gemäß Ar-
tikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 anerkannten Ausgaben wird in 
der Rechnung des Haushaltsjahres nachgewiesen, 
in dem der Rechnungsabschluß vorgenommen wird. 

Artikel 111 

Die gemäß Artikel 107 zusammengefaßt gebundenen 
Mittel, für die Mittelbindungen nach dem Einglie-
derungsplan noch nicht gemäß Artikel 108 vorge-
nommen wurden, werden hinsichtlich der Vor-
schriften über die Mittelübertragungen den in Arti-
kel 6 Absatz 1 Buchstabe c) genannten Mitteln 
gleichgestellt, falls die Verbuchung als Zahlung ge-
mäß Artikel 108 nicht vor dem 1. April vorgenom-
men werden konnte. 

Artikel 112 

Die bis zum 31. Januar 1973 von den in Artikel 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 genannten 
Dienststellen und Einrichtungen vorgenommenen 
Zahlungen sind ausnahmsweise in der Haushalts-
rechnung des Haushaltsjahres 1972 auszuweisen. 

Artikel 113 

(1) Die bei einem Ausgabekapitel veranschlagten 
Mittel dürfen nicht für Zwecke anderer Aufgabeka-
pitel verwendet werden. 

staaten übermittelten Aufstellungen vorgenommen. 
Die Verbuchung als Zahlung wird grundsätzlich in-
nerhalb derselben Frist vorgenommen. 

Dieser Artikel gilt unbeschadet des in Artikel 5 Ab-
satz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 vorgesehenen Rechnungsabschlusses. 

(2) Die in diesem Artikel vorgesehenen Mittelbin-
dungen werden von den in Artikel 107 vorgesehe-
nen für einen längeren Zeitraum zusammengefaßten 
Mittelbindungen abgezogen. 

Artikel 109 

unverändert 

Artikel 110 

Der etwaige Unterschied zwischen den Ausgaben, 
die gemäß Artikel 109 in der Rechnung eines Haus-
haltsjahres erfaßt werden, und den von der Korn-
mission beim Abschluß der Rechnungen gemäß Ar-
tikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 anerkannten Ausgaben wird in 
der Rechnung des Haushaltsjahres, in dem der 
Rechnungsabschluß vorgenommen wird, als Mehr-
ausgaben oder Minderausgaben ausgewiesen. 

Artikel 111 

(1) Die gemäß Artikel 107 zusammengefaßt gebun-
denen Mittel, für die bis zum 1. April des folgenden 
Haushaltsjahres keine Mittelbindungen nach dem 
Eingliederungsplan gemäß Artikel 108 vorgenom-
men wurden, bleiben gültig und dienen zur Dek-
kung der im ursprünglichen Haushaltsjahr zu ver-
buchenden Ausgaben. 

(2) Die über diese Ausgaben hinausgehenden Mit-
tel verfallen für das ursprüngliche Haushaltsjahr. 

Aus den Mitteln des laufenden Haushaltsjahres 
wird eine für einen. längeren Zeitraum zusammen-
gefaßte Mittelbindung in Höhe dieses Betrages vor-
genommen. 

Artikel 112 

gestrichen 

Artikel 113 

(1) Die Mittelübertragungen von Artikel zu Arti

-

kel innerhalb der einzelnen Kapitel werden von der 
Kommission spätestens bis zum 31. März des fol- 
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Die Kommission kann dem Rat jedoch spätestens 
einen Monat vor dem 31. März Mittelübertragungen 
von Kapitel zu Kapitel vorschlagen. 

Der Rat beschließt hierüber innerhalb einer Frist 
von drei Wochen mit qualifizierter Mehrheit. Hat 
er bis zum Ablauf dieser Frist keinen Beschluß ge-
faßt, so gelten die Mittelübertragungen als geneh-
migt. 

(2) Die Mittelübertragungen von Artikel zu Arti-
kel innerhalb eines Kapitels werden durch Ent-
scheidungen vorgenommen, die die Kommission 
nach dem Verfahren des Artikels 13 der Verord-
nung (EWG) Nr. 729/70 bis zum 31. März trifft. 

ABSCHNITT II 

ABTEILUNG AUSRICHTUNG 

Artikel 114 

(1) Die in Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Mittel werden als 
solche in den Haushaltsplan des betreffenden Haus-
haltsjahres eingesetzt und bilden einen Teil der 
Mittel, die nach den für dieses Haushaltsjahr gel-
tenden Finanzierungsvorschriften durch Einnahmen 
zu decken sind. 

(2) Die wieder einzusetzenden Mittel aus früheren 
Haushaltsjahren werden als solche in den Haus-
haltsplan des Haushaltsjahres eingesetzt, in dem 
ihre Mittelbindung vorgesehen ist. Vorbehaltlich 
der besonderen Bestimmungen des Artikels 3 Ab-
satz 5 des Beschlusses vom 21. April 1970 betreffend 
die Mittel der Abteilung Ausrichtung des Europä-
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, die in einen früheren Haushaltsplan 
als den des Haushaltsjahres 1972 erstmalig einge-
setzt worden sind, werden diese Mittel gemäß den 
Finanzierungsvorschriften für das Haushaltsjahr, in 
dem sie gebunden werden, durch Einnahmen ge-
deckt. 

(3) Die wieder einzusetzenden Mittel aus früheren 
Haushaltsjahren, für die in dem betreffenden Haus-
haltsjahr keine Mittelbindung vorgesehen ist, wer-
den in den Erläuterungen zum Haushaltsplan be-
sonders ausgewiesen. Sie fallen nicht unter die zu 
finanzierenden Ausgaben dieses Haushaltsjahres. 
Sie gelten jedoch als Verpflichtungsermächtigun-

genden Haushaltsjahres nach dem in Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Ver-
fahren beschlossen. 

(2) Abweichend von Artikel 21 können die Mittel-
übertragungen von Kapitel zu Kapitel innerhalb der 
Abteilung Garantie des Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft durch Be-
schluß der Kommission nach dem in Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Ver-
fahren zwischen dem 1. Januar und dem 31. März 
des folgenden Haushaltsjahres für die in dem be-
treffenden Haushaltsjahr zu verbuchenden Zahlun-
gen vorgenommen werden. 

(3) Die Kommission kann jedoch spätestens bis 
zum 31. März Mittelübertragungen zwischen den 
Kapiteln „Nahrungsmittelhilfe" und den Kapiteln 
der Abteilung Garantie des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft in-
nerhalb der durch die Anwendung der Verordnung 
(EWG) 2681/74 vom 21. Oktober 1974 festgelegten 
Grenzen für die in dem betreffenden Haushaltsjahr 
zu verbuchenden Zahlungen vornehmen. 

(4) Die Haushaltsbehörde wird unverzüglich von 
den Übertragungsbeschlüssen nach Absatz 2 und 
Absatz 3 dieses Artikels in Kenntnis gesetzt. 

ABSCHNITT II 

ABTEILUNG AUSRICHTUNG 

Artikel 114 

gestrichen 
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gen, soweit für sie auf Grund der im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik erlassenen Bestimmun-
gen Mittelbindungen beschlossen werden. In die-
sem Fall werden die entsprechenden Änderungen 
bei den Einnahmeansätzen nach dem Haushaltsver-
fahren vorgenommen. 

Titel X 

SONDERBESTIMMUNGEN 
BETREFFEND DIE NAHRUNGSMITTELHILFE 

Artikel 115 

Werden die Ausgaben, die durch Mittel des Kapi-
tels „Ausgaben für Nahrungsmittelhilfe" des Haus-
haltsplans gedeckt sind, durch Vorschüsse an die 
Mitgliedstaaten finanziert, so finden die Artikel 107 
bis 111 auf diese Ausgaben Anwendung. 

Bis zum 31. März des folgenden Haushaltsjahres 
kann die Kommission Mittelübertragungen von Ar-
tikel zu Artikel innerhalb des genannten Kapitels 
beschließen. 

Anhang I 

SONDERBESTIMMUNGEN FUR DAS AMT 
FUR AMTLICHE VERÖFFENTLICHUNGEN 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

(In Artikel 119 der Haushaltsordnung genannter An

-

hang) 

Artikel 1 

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der 
Haushaltsordnung finden auf das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten folgende Sonderbestimmungen Anwendung. 

Artikel 2 

Die Ausgaben und die Einnahmen des Amtes wer-
den in die einzelnen Kapitel des Einzelplans der 
Kommission im Haushaltsplan eingesetzt. Eine dem 
Einzelplan der Kommission beigefügte Ubersicht 
enthält sämtliche Ausgaben- und Einnahmensätze 
des Amtes, die in der gleichen Weise untergliedert 
sind wie die Einzelpläne des Haushaltsplans. Die 
Ausgabemittel werden bis zur Höhe der in diesen 
Ansätzen festgesetzten Beträge für das Amt ver-
wendet. 

TITEL IX 

SONDERBESTIMMUNGEN 
BETREFFEND DIE NAHRUNGSMITTELHILFE 

Artikel 114 

Für jedes vom Rat beschlossene Nahrungsmittelhil-
feprogramm ist nach den in den Artikeln 40 bis 43 
vorgesehenen Verfahren ein Mittelbindungsantrag 
zu stellen. 

Die den Mitgliedstaaten gezahlten Vorschüsse wer-
den global auf die vorerwähnten Mittelbindungen 
angerechnet, deren Betrag nicht überschritten wer-
den darf. 

Für die Verbuchung als Zahlung der Ausgaben, die 
die Mitgliedstaaten mit Hilfe der ihnen von der 
Kommission als Vorschuß zur Verfügung gestellten 
Mittel vornehmen, sowie für den Rechnungsab-
schluß finden die Artikel 108 bis 110 Anwendung. 

Bis zum 31. März des folgenden Haushaltsjahres 
kann die Kommission Mittelübertragungen von Ar-
tikel zu Artikel innerhalb des genannten Kapitels 
beschließen. 

TITEL X 

SONDERBESTIMMUNGEN FUR DAS AMT 
FUR AMTLICHE VERÖFFENTLICHUNGEN 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Artikel 115 

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der 
Haushaltsordnung finden auf das Amt für Amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten folgende Sonderbestimmungen Anwendung. 

(2) Die Mittel des Amtes für Veröffentlichungen, 
deren Gesamtbetrag in einer besonderen Haushalts-
linie innerhalb des Einzelplans der Kommission ein-
gesetzt wird, sind in einem Anhang zu diesem Ein-
zelplan detailliert aufgeführt. Die Mittel dieser be-
sonderen Haushaltslinie können unter den in Arti-
kel 21 festgelegten Bedingungen übertragen wer-
den. 

Dieser Anhang hat die Form einer Ubersicht über 
die Ausgaben- und Einnahmenansätze, die in der 
gleichen Weise gegliedert ist wie die Einzelpläne 
des Haushaltsplans. 

Die in diesem Anhang veranschlagten Mittel dek-
ken den gesamten Finanzbedarf des Amtes für Ver-
öffentlichungen für die Durchführung seiner Tätig-
keit im Dienste der Organe der Gemeinschaft ge- 
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Die Mittelansätze können im Bedarfsfall im Laufe 
des Haushaltsjahres von der Kommission auf Vor-
schlag des Direktoriums des Amtes geändert wer-
den. 

Artikel 3 

Über alle Leistungen des Amtes für ein Organ wird 
auf der Grundlage des von der Betriebsbuchhaltung 
errechneten Gestehungskostenpreises oder, sofern 
dieser nicht bekannt ist, auf der Grundlage der vom 
Direktorium des Amtes festgesetzten Pauschalko-
sten eine Rechnung ausgestellt. 

Die Einzelheiten der Begleichung dieser Rechnun-
gen werden vom Direktorium. des Amtes festge-
legt. 

Jedes Organ bleibt anweisungsbefugt für die Aus-
gaben für sämtliche von ihm dem Amt aufgetrage-
nen Arbeiten. 

Artikel 4 

Auf Vorschlag des Direktoriums überträgt die 
Kommission dem Direktor des Amtes Anweisungs-
befugnisse und legt deren Umfang und Einzelheiten 
fest. 

Artikel 5 

Der Finanzkontrolleur ordnet einen Bediensteten 
ab, der die Kontrolle der Mittelbindungen und 
der Auszahlungsanordnungen sowie die Kontrolle 
der Annahmeanordnungen des Amtes wahrnimmt. 

Die Kommission ernennt auf Vorschlag des Direk-
toriums des Amtes einen unterstellten Rechnungs-
führer, der eigens mit der dem Amt unmittelbar ob-
liegenden Annahme der Einnahmen und Zahlung 
der Ausgaben beauftragt ist. 

Artikel 6 

Für den eigenen Kassenmittelbedarf des Amtes 
können von der Kommission auf Vorschlag des Di-
rektoriums Bankkonten oder Postscheckkonten auf 
den Namen des Amtes eingerichtet werden. 

Diesen Konten werden die von den Organen gelei-
steten Vorschuß-, Abschlags- oder Restzahlungen 
zur Begleichung der vom Amt ausgestellten Rech-
nungen sowie die Erlöse aus dem vom Amt getätig-
ten Verkauf von Veröffentlichungen gutgeschrie-
ben. 

Ferner werden diesen Konten die Einnahmen des 
Amtes mit Ausnahme der Steuern und Beiträge gut-
geschrieben, die von den Beamten auf Grund des 
Statuts der Beamten zu zahlen sind. 

Im Bedarfsfall werden diesen Konten auch Kassen-
vorschüsse der Kommission zugeführt. 

Der jährliche Kassenabschluß wird am Ende des 
Haushaltsjahres zwischen dem Amt und den einzel-
nen Organen vorgenommen. 

mäß dem Beschluß vom 16. 1. 1969 über die Grün-
dung des Amtes. 

Die Mittelansätze können im Bedarfsfall im Laufe 
des Haushaltsjahres vom Direktorium des Amtes 
geändert werden, das die infolge dieser Änderun-
gen erforderlichen Mittelübertragungen innerhalb 
des Anhangs beschließt. 

(3) Die Erläuterungen zu der besonderen Haus-
haltslinie, in welche der Gesamtbetrag der Mittel 
des Amtes für Veröffentlichungen eingesetzt wird, 
enthalten auf der Grundlage der Ergebnisse der in 
Absatz 5 erwähnten analytischen Buchführung die 
Vorausschätzung der Kosten für die Leistungen, die 
das Amt zugunsten der einzelnen Organe erbringt. 
Der Gesamtbetrag der Kosten dieser Leistungen 
entspricht dem Gesamtbetrag der für das Amt in 
seinen Ausgabenansätzen vorgesehenen Ausgaben. 
Der Vorentwurf des Haushaltsplans ist durch ein 
Dokument zu ergänzen, welches die Angaben ent-
hält, auf welchen die Schätzung über die Auftei-
lung der Leistungen des Amtes unter die einzelnen 
Organe beruht. 

(4) Jedes Organ setzt in seinem Einzelplan einen 
— als Hinweis dienenden — Pro-Forma-Betrag ein, 
der der Vorausschätzung der Leistungen entspricht, 
die das Amt während des betreffenden Haushalts-
jahres für das Organ erbringen wird. 

(5) Das Amt für Veröffentlichungen erstellt eine 
analytische Buchführung über seine Ausgaben, auf 
deren Grundlage der Anteil der für die einzelnen 
Organe erbrachten Leistungen ermittelt werden 
kann. Das Direktorium legt die Kriterien für diese 
Buchführung fest. 

Das Amt teilt die Ergebnisse dieser analytischen 
Buchführung den betroffenen Organen mit. 

(6) Auf Vorschlag des Direktoriums überträgt die 
Kommission hinsichtlich der im Anhang veran-
schlagten Mittel des Amtes für Veröffentlichung 
dem Direktor des Amtes Anweisungsbefugnisse 
und legt deren Umfang und Einzelheiten fest. 

Jedes Organ ist anweisungsbefugt für die Ausga-
ben zu Lasten der Mittel für die Veröffentlichung 
aller Arbeiten, mit denen durch das Amt Druckerei-
en außerhalb des Hauses beauftragt werden. 

(7) Der Finanzkontrolleur ordnet einen Bedienste-
ten ab, der die Kontrolle der Mittelbindungen und 
der Auszahlungsanordnungen sowie die Kontrolle 
der Einnahmen des Amtes wahrnimmt. 

Die Kommission ernennt auf Vorschlag des Direk-
toriums des Amtes einen unterstellten Rechnungs-
führer, der eigens mit der Einziehung der Einnah-
men und mit der Zahlung der Ausgaben beauftragt 
ist, die vom Amt unmittelbar vorgenommen werden. 

(8) Für den eigenen Kassenmittelbedarf des Amtes 
können von der Kommission auf Vorschlag des Di-
rektoriums Bankkonten oder Postscheckkonten auf 
den Namen des Amtes eingerichtet werden. 

Diesen Konten werden von der Kommission regel

-

mäßig Beträge zugeführt, die von dem Amt aus den 
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Artikel 7 

Die Haushaltsrechnung und die Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden des Amtes sind Teil 
der Haushaltsrechnung und der Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden der Gemeinschaften, 
die gemäß Artikel 81 und 83 der Haushaltsordnung 
zu erstellen sind. Ihnen ist eine Übersicht über die 
Haushaltsrechnung des Amtes beizufügen. 

Artikel 8 

Das Direktorium des Amtes legt die Durchfüh-
rungsbestimmungen zu diesen Sonderbestimmungen 
sowie die für das Amt geltenden Vorschriften zur 
kaufmännischen Buchführung über die Ausgaben 
und Einnahmen sowie insbesondere den Erlös aus 
den Verkäufen gemäß Artikel 22 Buchstabe b) der 
Haushaltsordnung unter Berücksichtigung des be-
sonderen Charakters des Amtes fest. 

„ TITEL Xa 

Sonderbestimmungen für den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung 

Artikel 115 a 

Titel I bis VI und Titel XI dieser Haushaltsordnung 
finden auf den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung Anwendung, soweit die Sonderbestim-
mungen des vorliegenden Titels nichts anderes vor-
sehen. 

Artikel 115 b 

(1) Im Haushaltsplan der Europäischen Gemein-
schaften für ein Haushaltsjahr erscheinen unter 
dem Titel des Fonds für das betreffende Haushalts-
jahr 

a) die Verpflichtungsermächtigungen, 

b) die Zahlungsermächtigungen. 

(2) Die Verpflichtungsermächtigungen stellen die 
Höchstgrenze der Ausgaben dar, für die die Korn-
mission Ausgabenverbindlichkeiten für die Ausfüh-
rung der entsprechenden Vorhaben eingehen 
kann. 

dafür vorgesehenen Mitteln abgerufen werden. Die-
se Zahlungen dürfen den Gesamtbetrag der hierzu 
im Haushaltsplan der Kommission eingesetzten 
Mittel nicht übersteigen. 

Der jährliche Kassenabschluß wird am Ende des 
Haushaltsjahres zwischen dem Amt und der Kom-
mission vorgenommen. 

(9) Der Nettoerlös aus dem Verkauf der Veröf-
fentlichungen des Amtes wird gemäß Artikel 22 
Absatz 2 von dem Organ wieder verwendet, das 
Verfasser der Veröffentlichung ist. 

(10) Die Haushaltsrechnung und die Übersicht 
über das Vermögen und Schulden des Amtes sind 
Teil der Haushaltsrechnung und der Übersicht über 
das Vermögen und die Schulden der Gemeinschaf-
ten im Sinne der Artikel 81 und 84 der Haushalts-
ordnung. 

(11) Das Direktorium des Amtes legt die Durch-
führungsbestimmungen zu diesen Sonderbestim-
mungen sowie die spezifischen Bestimmungen für 
den Verkauf der Veröffentlichungen und die ent-
sprechende Buchführung fest. 

TITEL X a 

Sonderbestimmungen für den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung 

gestrichen 
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Verpflichtungsermächtigungen, die zum Ende des 
Haushaltsjahres, für das sie in den Haushaltsplan 
eingesetzt wurden, noch nicht gebunden sind, blei-
ben für die zwei folgenden Haushaltsjahre verfüg-
bar. 

(3) Die Zahlungsermächtigungen stellen die 
Höchstgrenze der Ausgaben dar, die während eines 
Haushaltsjahres zur Deckung der im Laufe des 
Haushaltsjahres oder im Laufe früherer Haushalts-
jahre eingegangenen Zahlungsverpflichtungen an-
geordnet oder gezahlt werden können. 

Artikel 115 c 

Für den Fonds gelten als Zahlungsverpflichtungen 
die von der Kommission auf die Anträge der Mit-
gliedstaaten hin getroffenen Entscheidungen zur 
Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds." 

TITEL XI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 116 

Das Europäische Parlament und der Rat können in 
den unter ihre Zuständigkeit fallenden Haushalts-
fragen alle erforderlichen Auskünfte und Nachwei-
se verlangen. 

Der Rat kann sich bei seiner Aufgabe von einem 
Ausschuß unterstützen lassen, der im Rahmen des 
Ausschusses der Ständigen Vertreter eingesetzt 
wird. 

Artikel 117 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Korn-
mission unterrichten den Kontrollausschuß jeweils 
für ihren Teil innerhalb kürzester Frist über alle 
von ihnen gemäß Artikel 3, Artikel 6 Absätze 2 und 
7 und den Artikeln 8, 14 und 21 getroffenen Be-
schlüsse und Maßnahmen. 

Die Ernennung der Anweisungsbefugten, der Fi-
nanzkontrolleure, der Rechnungsführer und der 
Zahlstellenverwalter sowie die Übertragung von 
Befugnissen auf Grund der Artikel 18, 19, 20 und 57 
werden dem Kontrollausschuß notifiziert. 

Die Kommission gibt dem Kontrollausschuß die auf 
Grund von Artikel 118 erlassenen Durchführungs-
bestimmungen bekannt. Außerdem übermitteln die 
Organe dem Kontrollausschuß die internen Rege-
lungen, die sie auf finanziellem Gebiet erlassen. 

Artikel 118 

Die Kommission erläßt im Benehmen mit dem Euro-
päischen Parlament und dem Rat nach Stellungnah-
me der übrigen Organe die Durchführungsbestim-
mungen zu dieser Haushaltsordnung. 

TITEL XI 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 116 

unverändert 

Artikel 117 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Korn-
mission unterrichten den Rechnungshof jeweils für 
ihren Teil innerhalb kürzester Frist über alle von 
ihnen gemäß Artikel 3, Artikel 6 Absätze 2 und 7 
und den Artikeln 8, 14 und 21 getroffenen Beschlüs-
se und Maßnahmen. 

Die Ernennung der Anweisungsbefugten, der Fi-
nanzkontrolleure, der Rechnungsführer und der 
Zahlstellenverwalter sowie die Übertragung von 
Befugnissen auf Grund der Artikel 18, 19, 20 und 57 
werden dem Rechnungshof notifiziert. 

Die Kommission gibt dem Rechnungshof die auf 
Grund von Artikel 118 erlassenen Durchführungs-
bestimmungen bekannt. Außerdem übermitteln die 
Organe dem Rechnungshof die internen Regelun-
gen, die sie auf finanziellem Gebiet erlassen. 

Artikel 118 

unverändert 
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Artikel 119 

Die auf das Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der  Europäischen Gemeinschaften anwendbaren 
Sonderbestimmungen sind in Anhang I enthalten, 
der Teil dieser Haushaltsordnung ist. 

Artikel 119 

(1) a) Die Bestimmungen zur Änderung der Arti-
kel 26, 28 und 29 sind erst ab 1. Januar 
1978 anwendbar. 

b) Die Bestimmungen der Artikel 26 bis 31, 33 
und 34 Absätze 1 und 2 Unterabsatz 1 des 
Artikels 37 Absatz 1 und des Artikels 38 
der Haushaltsordnung Nr. 73/91 /EGKS, 
EWG, Euratom vom 25. April 1973 bleiben 
bis zum 31. Dezember 1977 in Kraft. 

Bei Abschluß der Haushaltsjahre 1976 und 
1977 erstellt die Kommission eine Uber-
sicht über die ausgezahlten Beträge, aus 
der der Unterschied zwischen den von den 
Mitgliedstaaten tatsächlich abgeführten 
Beträgen und den Beträgen ersichtlich ist, 
die sie nach der Haushaltsrechnung für die 
betreffenden Haushaltsjahre hätten abfüh-
ren müssen. Sodann wird dieser Unter-
schiedsbetrag verrechnet. 

c) Die Bestimmungen des Artikels 38 bleiben 
bis zu dem Zeitpunkt in Kraft, der für die 
Anwendung des durch Verordnung des Ra-
tes Nr. ... eingeführten Finanzmechanis-
mus festgesetzt wurde. 

(2) Die Bestimmungen der Artikel 8 Absatz 4, 9 
und 92 Absatz 1 — soweit dadurch die gegenwärtig 
geltenden Regelungen . geändert werden — sowie 
die Bestimmungen betreffend den Rechnungshof 
treten erst am Tage der Ratifizierung des Vertrags 
vom 22. Juli 1975 zur Änderung bestimmter Finanz-
vorschriften der Verträge zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaften und des Vertrags zur Ein-
setzung eines gemeinsamen Rates und einer ge-
meinsamen Kommission der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft. 

(3) Die Bestimmungen der Artikel 86 bis 92 wer-
den gemäß den in den Verträgen hierzu vorgesehe-
nen Verfahren überarbeitet, nachdem der Rech-
nungshof dazu Stellung genommen hat. 

Gemäß Artikel 28 des Vertrages vom 22. Juli 1975 
endet die Amtszeit der Mitglieder des Kontrollaus-
schusses und des Rechnungsprüfers an dem Tage, 
an dem diese den Bericht über das Haushaltsjahr 
vorgelegt haben, das dem Jahr vorausgeht, in dem 
die Mitglieder des Rechnungshofes ernannt werden; 
ihre Kontrollbefugnisse beschränken sich auf die 
Vorgänge in diesem Haushaltsjahr. Diese Befugnis-
se werden gemäß den Artikeln 85 bis 92 der Haus-
haltsordnung Nr. 73/91 /EGKS, EWG, Euratom vom 
25. April 1973 ausgeübt. 

(4) Die am Ende des Haushaltsjahres ... (Datum 
des Inkrafttretens der Änderungen) gebundenen, 
aber nicht ausgezahlten Mittel gelten als Mittel, die 
gemäß Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b) gültig blei-
ben. 

(5) Die Bindungsermächtigungen für den Sozial-
fonds, die am ... (Datum des Inkrafttretens der Än-
derungen) auf der Grundlage von Artikel 4 der 
Haushaltsordnung Nr. 73/91/EGKS EWG, Euratom 
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vom 25. April 1973 erteilt wurden, behalten ihre 
Gültigkeit während des Haushaltsjahres bei, für 
das sie erteilt wurden, und die Mittel, die im Rah-
men von Mittelbindungen auf Grund dieser Bin-
dungsermächtigungen verbraucht wurden, werden 
den Verpflichtungsermächtigungen des Haushalts-
jahres hinzugerechnet, für das sie erteilt wurden. 

(6) Ausnahmsweise gilt: 

— Die Zahlungen, die für den Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft, Abteilung Garantie, bis zum 31. Januar 
1973 von den in Artikel 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 genannten Stellen geleistet 
wurden, werden zu Lasten des Haushaltsjahres 
1972 ausgewiesen. 

— Für den Europäischen Ausrichtungs- und Garan-
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Aus-
richtung, werden die Mittel zur Verbesserung 
der Agrarstruktur, die aus früheren Haushalts-
jahren stammen und deren Bindung im Laufe 
des betreffenden Haushaltsjahres nicht vorgese-
hen ist, in den Erläuterungen zum Haushaltsplan 
besonders ausgewiesen. Sie werden nicht durch 
die Einnahmen dieses Haushaltsjahres gedeckt. 
Sie stellen jedoch insoweit Bindungsermächti-
gungen dar, als dafür auf Grund der im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik erlassenen Be-
stimmungen Mittelbindungen beschlossen wur-
den. In diesem Falle werden die entsprechenden 
Änderungen auf der Einnahmenseite im Wege 
des Haushaltsverfahrens vorgenommen. 

(7) Die in den Haushaltsplänen 1975, 1976 und 
1977 für den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung eingesetzten Verpflichtungsermächtigun-
gen, für die am Ende des Haushaltsjahres, für das 
sie im Haushaltsplan eingesetzt waren, keine Mit-
telbindungen vorgenommen wurden, bleiben für die 
beiden folgenden Haushaltsjahre verfügbar. 

(8) a) Die Bestimmungen zur Änderung der Arti-
kel 10 und 71 treten erst am 1. Januar 1978 
in Kraft. 

Von diesem Zeitpunkt ab bezeichnet der 
in dieser Haushaltsordnung verwendete 
Begriff „Rechnungseinheit" die Europä-
ische Rechnungseinheit (ERE) im Sinne 
von Artikel 10. 

Bis zum 31. Dezember 1977 behalten die 
Bestimmungen der Artikel 10, 27 und 71 
der Haushaltsordnung Nr. 73/91 /EGKS, 
EWG, Euratom vom 25. April 1973 ihre 
Gültigkeit. 

b) Die Bedingungen für die Anwendung der 
Europäischen Rechnungseinheit (ERE) auf 
die Einnahmen und Ausgaben werden nach 
den in Artikel 118 dieser Haushaltsord-
nung vorgesehenen Durchführungsbestim-
mungen festgelegt. 
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Artikel 120 

Es werden aufgehoben: 

— die Haushaltsordnung vom 30. Juli 1968 über die 
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
der Europäischen Gemeinschaften und die Ver-
antwortung der Anweisungsbefugten und der 
Rechnungsführer 1), 

— die Haushaltsordnung vom 23. Oktober 1961 für 
die Aufstellung und die Ausführung des For-
schungs- und Investitionshaushaltsplans der EAG 
und über die Verantwortung der Anweisungs-
befugten und der Rechnungsführer (Artikel 183 
Buchstaben a) und c) des Vertrages) 2), 

— die Haushaltsordnung vom 31. Januar 1961 über 
die Einzelheiten und das Verfahren, nach denen 
die Beiträge der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 
200 Absätze 1 und 2 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
der Kommission zur Verfügung zu stellen sind, 
und über die technischen Bedingungen für die 
Durchführung der Finanzgeschäfte des Europä-
ischen Sozialfonds (Artikel 209 Buchstabe b) des 
Vertrages) 3), 

— die Haushaltsordnung vom 31. Januar 1961 über 
die Einzelheiten und das Verfahren, nach denen 
die Beiträge der Mitgliedstaaten gemäß Arti-
kel 172 Absatz 1 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft der Kom-
mission zur Verfügung zu stellen sind (Arti-
kel 183 Buchstabe b) des Vertrages) 4), 

— die Haushaltsordnung vom 2. April 1962 über 
die Einzelheiten und Verfahren, nach denen die 
Beiträge der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 172 
Absatz 2 des Vertrages zur Gründung der Euro-
päischen Atomgemeinschaft der Kommission zur 
Verfügung zu stellen sind. Artikel 183 Buchsta-
be b) des Vertrages) 5), 

— die Haushaltsordnung vom 15. Dezember 1969 
zur Durchführung der Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung 6), 

— die Haushaltsordnung vom 20. September 1971 
mit Sonderbestimmungen für die Forschungs- 
und Investitionsmittel 7), 

— die Haushaltsordnung vom 24. April 1972 mit 
Sonderbestimmungen für den Europäischen So-
zialfonds 8), 

— die Haushaltsordnung vom 7. November 1972 
zur Festlegung von Sonderbestimmungen für 
den Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garan

-

tie 9), 

1) ABl. Nr. L 199 vom 10. 8. 1968, S. 1 
2) ABl. Nr. 74 vom 16. 11. 1961, S. 1433/61 
3) ABl. Nr. 22 vom 30. 3. 1961, S. 509/61 
4) ABl. Nr. 22 vom 30. 3. 1961, S. 518/61 
5) ABl. Nr. 32 vom 30. 4. 1962, S. 1070/62 
6) ABl. Nr. L 326 vom 29. 12. 1969, S. 34 
7) ABl. Nr. L 218 vom 28. 9. 1971, S. 8 
8) ABl. Nr. L 101 vom 28, 4. 1972, S. 34 
9) ABl. Nr. L 257 vom 15. 11. 1972, S. 22 

Artikel 120 

unverändert 
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— die Haushaltsordnung vom 18. Januar 1973 zur 
Festlegung besonderer Vorschriften für die Dek-
kung des Kassenmittelbedarfs der Gemeinschaf-
ten im Rahmen der Haushaltsausgaben 10) 

Ebenfalls aufgehoben werden die dieser Haushalts-
ordnung zuwiderlaufenden Bestimmungen mit Aus-
nahme der für die Anwendung von Artikel 14 der 
Verordnung (EWG) Nr. 728/70 des Rates vom 
21. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor-
schriften für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik 11) und Artikel 16 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik erforderlichen Bestimmungen 12).  

Artikel 121 

Diese Haushaltsordnung tritt am 1. Mai 1973 in 
Kraft. 

Diese Haushaltsordnung ist in allen ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat. 

Brüssel, den 25. April 1973 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

R. VAN ELSLANDE 

10)ABl. Nr. L 19 vom 24. 1. 1973, S. 11 
11) ABl. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 9 
12) ABl. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 13 

Artikel 121 

unverändert 
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Begründung 

Die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Gemeinschaften ist am 25. April 
1973 erlassen 1) und seit drei Jahren von den Orga-
nen insgesamt zufriedenstellend angewandt wor-
den. Die Entwicklung der Gemeinschaftspolitiken 
und die Änderungen der jeweiligen Haushaltsbe-
fugnisse der Organe erfordern jedoch einige An-
passungen. Mehrere Änderungen wurden bereits 
vorgenommen, um der Errichtung des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung 2) und den beson-
deren Bedingungen der Verwendung der Mittel des 
Sozialfonds 3) Rechnung zu tragen. Darüber hinaus 
mußte die Kommission weitere Änderungen vor-
schlagen 4). Aus diesen nacheinander vorgenomme-
nen Änderungen resultieren einige wichtige Vor-
schriften, die im Text der Haushaltsordnung selbst 
nicht enthalten sind. 

Ferner erfordert die Entwicklung seit 1972 — dem 
Jahr, in dem die gegenwärtig geltende Haushalts-
ordnung ausgearbeitet wurde — eine Anpassung 
der geltenden Vorschriften. 

Es erschien daher zweckmäßig, alle Änderungen, 
die in Anbetracht der neuen Lage der Gemeinschaft 
und der gesammelten Erfahrungen für notwendig 
erachtet werden, in einem einzigen Vorschlag für 
die Änderung der Haushaltsordnung zusammenzu-
fassen. 

Bei diesen Änderungen geht es um drei Hauptpunkte: 

— Änderung der Ausübung der Haushaltsbefugnis-
se der Organe, 

— Überarbeitung, Modernisierung und Vereinf a-
chung der Haushaltsverfahren, 

— finanzielle Eigenständigkeit der Gemeinschaften. 

Die Änderungen zum ersten Punkt sind notwendig 
in Anbetracht der verstärkten Einflußnahme des 
Europäischen Parlaments auf die Haushaltsbe-
schlüsse und des Beschlusses des Europäischen Ra-
tes vom 1. und 2. Dezember 1975, den Vertrag vom 
22. Juli 1975 bald zu ratifizieren, so daß er im zwei-
ten Halbjahr 1976 in Kraft treten könnte. Die Grün-
dung des Rechnungshofes durch diesen Vertrag er-
fordert eine Reihe von Anpassungen der Haushalts-
ordnung. 

1) ABl. L 116 vom 1. Mai 1973 
2) Haushaltsordnung vom 18. März 1975, ABl. L 73 vom 

21. März 1975 
3) Haushaltsordnung vom 24. November 1975, ABl. L 307 

vom 27. November 1975 
4) — Vorschlag für eine Verordnung über die Ausdeh-

nung der Unterscheidung zwischen „Verpflichtungs-
ermächtigungen und Zahlungsermächtigungen", ABl. 
C 199 vom 30. August 1975 

— Vorschlag für eine Verordnung, mit der die Kom-
mission ermächtigt wird, Mittelübertragungen zwi-
schen den Kapiteln Nahrungsmittelhilfe und EAGFL 
— Garantie vorzunehmen, ABl. C 240 vom 21. Ok-
tober 1975 

Die Modernisierung und Vereinfachung der Haus-
haltsverfahren werden in folgender Weise erreicht: 

— allgemeine Einführung von Verpflichtungser-
mächtigungen und Zahlungsermächtigungen im 
Haushaltsplan, was die Abschaffung bestimmter 
zur Zeit geltender Sonderverfahren zur Folge hat; 

— vereinfachte Darstellung und Verwaltung des 
Programmhaushalts für die Forschung, wodurch 
eine größere Haushaltstransparenz erreicht wird; 

— funktionellere Darstellung und Verwaltung des 
Haushaltsplans des Amtes für Veröffentlichun-
gen, wodurch die Doppeleinsetzung der gleichen 
Mittel künftig vermieden wird; 

— jährliche Festlegung des Eingliederungsplans im 
Rahmen des Haushaltsverfahrens. 

Die Änderungen im Zusammenhang mit der finan-
ziellen Eigenständigkeit der Gemeinschaften erge-
ben sich von selbst aus der vollständigen Anwen-
dung des Systems der eigenen Mittel und der Aus-
dehnung der Finanztätigkeit über den bisherigen 
Haushaltsrahmen hinaus (Anleihen). Die sich dar-
aus ergebenden Veränderungen erstrecken sich so-
wohl auf den Einnahmen- als auch auf den Ausga-
benteil. 

Bei dem beiliegenden Vorschlag für die Änderung 
der Haushaltsordnung handelt es sich trotz seiner 
Bedeutung nicht um eine grundlegende Neufas-
sung. Bestimmte Probleme, deren Regelung zu ge-
gebener Zeit angefaßt werden muß, konnten bei 
dem vorliegenden Änderungsvorschlag nicht be-
rücksichtigt werden, da zuerst Grundsatzlösungen 
dafür erarbeitet werden müssen. Es handelt sich 
insbesondere um die Ersetzung der nationalen Bei-
träge durch die vereinheitlichte Mehrwertsteuer 
und die Befugnisse des Rechnungshofs, die erst 
nach der Stellungnahme des Rechnungshofs selbst 
zu dieser Frage festgelegt werden können. Aber 
diese Punkte, die 'nur vereinzelte Änderungen der 
Haushaltsordnung erfordern werden, sollten die 
Prüfung, Annahme und Inkraftsetzung der übrigen 
Änderungen, die sich als notwendig erwiesen ha-
ben, nicht verzögern. Die entsprechenden Ände-
rungsvorschläge werden so bald wie möglich vor-
gelegt. 

I. Haushaltsbefugnisse der Organe 

1. Europäisches Parlament 

Mit dem Vertrag vom 22. Juli 1975 ist die bisherige 
Aufteilung der Haushaltsbefugnisse geändert wor-
den. Das Europäische Parlament hat künftig einen 
größeren Einfluß auf das Haushaltsverfahren. Die 
Haushaltsordnung muß dieser Entwicklung Rech-
nung tragen. Die Vorschriften über die Feststellung 
des Haushaltsplans und den Beschluß über die vor- 
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läufigen Zwölftel sind daher diesem Vertrag ent-
sprechend angepaßt worden. 

Der Umstand, daß das Parlament in letzter Instanz 
über die nichtobligatorischen Ausgaben entschei-
det, entspricht einer Neuverteilung der Befugnisse, 
die in einem wichtigen Bereich ihren Niederschlag 
finden muß: bei den Mittelübertragungen. Um die 
Rolle des Parlaments in diesem Bereich zu stärken 
wird vorgeschlagen, daß die endgültige Entschei-
dung über die Anträge auf Mittelübertragung für 
nichtobligatorische Ausgaben vom Parlament ge-
troffen wird, das vorher den Rat dazu hört. Der Rat 
für seinen Teil entscheidet nach Anhörung des Par-
laments über die Mittelübertragungen für obligato-
rische Ausgaben. Betrifft ein Antrag auf Mittel-
übertragung zugleich obligatorische und nichtobli-
gatorische Ausgaben, so entscheiden der Rat und 
das Parlament. 

2. Rechnungshof 

Mit dem Vertrag vom 22. Juli 1975 wurde ein Euro-
päischer Rechnungshof gegründet. Um der Grün-
dung dieses Organs Rechnung zu tragen, muß die 
Haushaltsordnung in zweierlei Hinsicht geändert 
werden. Der Vertrag sieht zunächst vor, daß der 
Rechnungshof den Kontrollausschuß und den Rech-
nungsprüfer der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl ersetzt. Alle Vorschriften über Zu-
ständigkeit und Befugnisse dieser beiden Organe, 
die dem Vertrag vom 22. Juli 1975 nicht zuwider-
laufen, werden künftig auf den Rechnungshof ange-
wandt, bis nach Anhörung des Rechnungshofs 
nach dessen Gründung — eine ausführlichere und 
besser angepaßte Regelung erarbeitet worden ist. 

Mit einer zweiten Gruppe von Änderungen soll der 
Rechnungshof einem Organ gleichgestellt werden. 
Es ist daher vorgesehen, daß er seine Einnahmen- 
und Ausgabenansätze wie die übrigen Organe auf-
stellt und daß der Haushaltsplan für ihn wie für die 
Kommission, den Rat, das Parlament und den Ge-
richtshof einen besonderen Einzelplan enthält. 

Alle Änderungen betreffend das Europäische Parla-
ment und den Rechnungshof, die sich aus dem Ver-
trag vom 22. Juli 1975 ergeben, sind vom Inkrafttre-
ten dieses Vertrages abhängig. 

Die Übergangsbestimmungen sehen daher vor, daß 
bis zum Inkrafttreten des Vertrags und zur Grün-
dung des Rechnungshofs die gegenwärtigen Bestim-
mungen in Kraft bleiben. 

3. Übrige Organe 

Die Festlegung der Haushaltsbefugnisse der ande-
ren Organe, die sich aus Artikel 18 der Haushalts-
ordnung ergibt, bedarf in bezug auf die Mittelüber-
tragungen einer Erläuterung. Die Kommission 
schlägt vor, daß jedes Organ mit Ausnahme der 
Kommission die Befugnis erhält, innerhalb seines 
Einzelplans Mittelübertragungen zu beschließen, es 
sei denn es handelt sich um Mittelübertragungen 
von Titel zu Titel. Für die Kommission würde sich 
diese Möglichkeit auf Übertragungen innerhalb der 
Titel für Personal- und Verwaltungsausgaben, d. h. 
nach dem gegenwärtigen Eingliederungsplan inner

-

halb der Titel 1 und 2 (ausgenommen Kapitel 29) 
beschränken. 

Die gleiche Entscheidungsbefugnis würde hinsicht-
lich der Mittelanpassung von Zahlungsermächti-
gungen für die Haushaltslinien bestehen, die sich 
aus Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen zusammensetzen. Die Gründe für die-
sen Vorschlag werden noch dargelegt. 

Alle anderen Übertragungen, d. h. die Übertragun-
gen von Verpflichtungsermächtigungen, die Über-
tragungen von Titel zu Titel des Rats, Parlaments, 
des Gerichtshofs und des Rechnungshofs und die 
Übertragungen von Kapitel zu Kapitel der Kommis-
sion, mit Ausnahme der Übertragungen innerhalb 
der Titel für Personal- und Verwaltungsausgaben, 
werden von der Haushaltsbehörde nach der neuen 
Kompetenzverteilung zwischen Parlament und Rat 
beschlossen. 

Dabei sind jedoch zwei Ausnahmen vorgesehen, 
und zwar für die Mittel der Abteilung Garantie des 
EAGFL und für die Mittel der Nahrungsmittelhilfe. 
Die erste ergibt sich aus Zeitgründen, denn das 
Haushaltsjahr läuft am 31. März des folgenden 
Haushaltsjahres ab, die zweite aus der Anwendung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2681/74, welche 
zwangsläufig Mittelanpassungen zur Folge hat. Im 
ersten Falle ist die Kommission ermächtigt, in der 
Zeit vom 1. Januar bis 31. März des folgenden 
Haushaltsjahres die notwendigen Mittelübertragun-
gen zwischen den einzelnen Kapiteln der Abteilung 
Garantie des EAGFL vorzunehmen. Es handelt sich 
nur um Übertragungen, die nicht vor dem 31. De-
zember des betreffenden Haushaltsjahres vorge-
nommen werden konnten. Vor der Beschlußfassung 
ist die Stellungnahme des EAGFL-Ausschusses ein-
zuholen. Im zweiten Falle ist die Kommission er-
mächtigt, bis zum 31. März des folgenden Haus-
haltsjahres die infolge der Anwendung der vorer-
wähnten Verordnung unvermeidlichen Mittelüber-
tragungen zwischen dem Kapitel Nahrungsmittelhil-
fe und den Kapiteln der Abteilung Garantie des 
EAGFL vorzunehmen. In beiden Fällen wird die 
Haushaltsbehörde unverzüglich von den Übertra-
gungsbeschlüssen in Kenntnis gesetzt. 

II. Uberarbeitung, Modernisierung 
und Vereinfachung der Haushaltsverfahren 

1. Einführung der Europäischen Rechnungseinheit 
(ERE) 

Um die Ausgaben und Einnahmen der Gemein-
schaften auf einen europäischen Nenner zu brin-
gen, der die tatsächlichen Wechselkurse genau 
wiedergibt, schlägt die Kommission vor, die Euro-
päische Rechnungseinheit (ERE) einzuführen, die 
auf einem Währungskorb der Mitgliedstaaten ba-
siert, dessen feste Zusammensetzung auf der 
Grundlage von Wirtschaftsindikatoren festgelegt 
wurde und dessen Tageswert in den einzelnen 
Währungen der Mitgliedstaaten auf der Grundlage 
der auf den Devisenmärkten festgestellten Kurse 
ermittelt wird. 
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Diese neue Rechnungseinheit ist bereits für die Bei

-

hilfen nach Artikel 42 des Abkommens AKP-EWG 
(Abkommen von Lome) eingeführt worden 1). Sie 
gilt seit dem 18. März 1975 für die Bilanz der Euro-
päischen Investitionsbank und seit dem 1. Januar 
1976 für den Funktionshaushaltsplan der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 2). 

Wie die Kommission in ihrer Mitteilung an den Rat 
vom 24. März 1976 3) erklärt hat, soll die ERE im 
Gesamthaushaltsplan ab 1. Januar 1978 die bisheri-
ge auf dem Goldwert beruhende Rechnungseinheit 
ersetzen. 

Die Einführung der ERE erfordert eine Änderung 
von Artikel 10 der Haushaltsordnung, der die bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans der Gemein-
schaften zugrunde zu legende Rechnungseinheit de-
finiert. 

Die Bestimmungen über das Inkrafttreten der ERE 
und die Anwendungsmodalitäten sind in einem 
neuen Artikel 119 vorgesehen. 

2. Einführung von Verpflichtungsermächtigungen 
und Zahlungsermächtigungen 

Die Absicht, die Haushaltsverfahren den gegenwär-
tigen Erfordernissen anzupassen, wird durch die 
Einführung von Verpflichtungsermächtigungen und 
Zahlungsermächtigungen verwirklicht. Durch diese 
Änderung der Haushaltsordnung sollen die Erfor-
dernisse, die sich aus dem Grundsatz der Jährlich-
keit des Haushaltsplans ergeben, mit den Erforder-
nissen der Verwaltung der Mehrjahresvorhaben, 
deren Bedeutung innerhalb der Gemeinschaftsaus-
gaben stetig zunimmt, pragmatisch in Einklang ge-
bracht werden. 

Die gegenwärtige Haushaltsordnung sieht bereits 
Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser-
mächtigungen für die Forschungs- und Investitions-
mittel und die Mittel des Regionalfonds vor. Es gibt 
jedoch eine Reihe anderer Mehrjahresvorhaben, für 
die sehr unterschiedliche Regeln gelten: Entweder 
werden die allgemeinen Grundsätze angewandt, 
oder es wurden Sonderregelungen eingeführt (Bin-
dungsgenehmigungen für den Sozialfonds, Übertra-
gungen über fünf Jahre für den EAGFL-Ausrich-
tung) . 

Der Vorschlag für die Änderung der Haushaltsord-
nung zielt darauf ab, für die Mehrjahresmittel ein 
einheitliches System einzuführen. Alle diese Mittel 
sollen den gleichen Regeln unterliegen, mit Aus-
nahme der Forschungs- und Investitionsmittel, für 
die weiterhin die Bestimmungen des Euratom-Ver-
trages gelten. 

Die Sonderbestimmungen für den Sozialfonds, den 
EAGFL-Ausrichtung und den Regionalfonds werden 
abgeschafft. Die schrittweise Anpassung dieser Re-
gelungen an das neue System wird durch Über-
gangsbestimmungen gewährleistet. 

1) ABl. L 104 vom 24. April 1975 
2) ABl.  L 327 vom 19. Dezember 1975 
3) Mitteilung über die Probleme in Zusammenhang mit 

der Anwendung der Rechnungseinheit auf den Haus-
haltsplan der Gemeinschaften [Dok. KOM(76) 123 endg. 
vom 24. März 1976] 

Mit der Einführung dieses einheitlichen Systems 
geht eine gewisse Flexibilität bei der Festlegung 
der Maßnahmen einher, auf die es angewandt wird. 
Dabei muß es sich um Mehrjahresvorhaben han-
deln. Allerdings sind nicht alle Mehrjahresvorha-
ben zwangsläufig davon betroffen. Die Haushalts-
behörde entscheidet im Rahmen des Haushaltsver-
fahrens, ob es nützlich und zweckmäßig ist, bei den 
verschiedenen Maßnahmen zwischen Verpflich-
tungsermächtigungen und Zahlungsermächtigungen 
zu unterscheiden. Ist jedoch die Entscheidung erst 
einmal gefallen, so werden die Durchführungsbe-
stimmungen streng eingehalten. 

Die Verpflichtungsermächtigungen des Haushalts-
jahres sollen die Erfüllung rechtlicher Verpflich-
tungen ermöglichen, die nicht nur während des be-
treffenden Haushaltsjahres, sondern auch im Laufe 
der darauffolgenden Haushaltsjahre tatsächliche 
Ausgaben nach sich ziehen. Es handelt sich dabei 
in gewisser Weise um eine Ermächtigung des Or-
gans, Mittelbindungen bis zu einem bestimmten Be-
trag vorzunehmen, auch wenn die entsprechenden 
Zahlungen sich über mehrere Jahre verteilen. Diese 
vorhersehbare Staffelung der Zahlungen wird in ei-
nem Fälligkeitsplan in den Erläuterungen zum 
Haushaltsplan aufgeführt. 

Die Zahlungsermächtigungen entsprechen den vor-
hersehbaren tatsächlichen Ausgaben des Jahres 
aufgrund von Verbindlichkeiten, die während des 
Haushaltsjahres und im Laufe früherer Haushalts-
jahre eingegangen wurden. Es dürfte möglich sein, 
diese Mittel mit größtmöglicher Genauigkeit zu 
veranschlagen und daher der Wirklichkeit ziemlich 
nahe kommen, da die Zahlungen aufgrund früherer 
Verbindlichkeiten im Fälligkeitsplan vorgesehen 
sind. 

Die Einführung von Verpflichtungsermächtigungen 
und Zahlungsermächtigungen wird zur Folge ha-
ben, daß bei der Bewirtschaftung der Gemein-
schaftsmittel deutlich unterschieden werden kann 
zwischen den im Anschluß an die Inanspruchnahme 
einer Verpflichtungsermächtigung eingegangenen 
Verpflichtungen einerseits, und der Zahlung, mit 
der im Anschluß an die Inanspruchnahme einer 
Zahlungsermächtigung eine Schuld getilgt wird, an-
dererseits. Die Zahlung ist die mehr oder weniger 
direkte Folge der Inanspruchnahme einer Ver-
pflichtungsermächtigung und im übrigen im Fällig-
keitsplan vorgesehen. Das Hauptelement der Haus-
haltsführung ist somit die Verpflichtung, die die 
Verbindlichkeit fixiert, die die Gemeinschaft durch 
spätere Zahlungen erfüllen muß. Der Haushaltsplan 
der Gemeinschaft wird so in erster Linie zu einem 
Haushaltsplan für die Erfüllung von Verpflichtun-
gen. Um die zunehmende Bedeutung der Verpflich-
tung im Haushaltsplan auszugleichen, müssen die 
Verpflichtungsermächtigungen ziemlich genau ge-
regelt werden. 

Deshalb sieht der Änderungsvorschlag vor, daß 
jede am Ende des Haushaltsjahres nicht in An-
spruch genommene Verpflichtungsermächtigung 
verfällt. Die für eine Verpflichtungsermächtigung 
eingesetzten, aber nicht verbrauchten Mittel kön-
nen nicht gültig bleiben. Einzige Ausnahme von 
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dieser Regel sind die Verpflichtungsermächtigun-
gen für Forschung und Investition, für die besonde

-

re Vorschriften des Euratom-Vertrags gelten. 

Die Haushaltsbehörde kann jedoch, falls sie dies 
für notwendig hält, im Rahmen des Haushaltsver-
fahrens beschließen, daß eine nicht in Anspruch 
genommene Verpflichtungsermächtigung gültig 
bleibt, um die weitere Durchführung einer Maßnah-
me, bei der Verzögerungen eintreten könnten, nicht 
zu blockieren. Diese Ausnahme muß vorgesehen 
werden, denn die Neuveranschlagung einer nicht in 
Anspruch genommenen Verpflichtungsermächti-
gung kann erst nach einem Jahr erfolgen, da die 
endgültige Verwendung der Mittel bei der Vorbe-
reitung des Haushaltsplans noch nicht feststeht. 

Ebenso strenge Vorschriften gelten für die Übertra-
gung der Verpflichtungsermächtigungen. Über alle 
Übertragungen von Verpflichtungsermächtigungen, 
auch innerhalb eines Kapitels, entscheidet die 
Haushaltsbehörde nach dem oben beschriebenen 
System. Jeder Verpflichtungsermächtigung wird 
der bereits erwähnte Fälligkeitsplan beigefügt. Die-
ser gibt Aufschluß über die vorhersehbare Zeitfolge 
der Zahlungen, nach der beurteilt werden kann, 
wie sich die aus der Verpflichtungsermächtigung 
resultierenden Lasten auf die kommenden Jahre 
verteilen. Überdies wird er jährlich überprüft, da-
mit die Vorausschätzungen so realistisch wie mög-
lich werden. 

Was die Zahlungsermächtigungen angeht, so wird 
die Schätzung der entsprechenden Mittel in Anbe-
tracht der Fälligkeitspläne zwar genauer, doch han-
delt es sich dabei um eine im voraus feststehende 
Globalmasse, deren Bewirtschaftung auf die Ge-
samtverbindlichkeit der Gemeinschaft keinen Ein-
fluß hat. Diese Vorausfestsetzung der Mittel sowie 
der Umstand, daß sie die Verbindlichkeiten der Ge-
meinschaft gegenüber Dritten nicht ändern, haben 
zur Folge, daß jedes Organ über die erforderlich 
werdenden Anpassungen dieser Zahlungsermächti-
gungen ohne Einschaltung der Haushaltsbehörde 
frei entscheidet. 

Diese Flexibilität in Verbindung mit der genaueren 
Vorausschätzung des im Laufe des Jahres tatsäch-
lich zu verausgabenden Betrags wird bewirken, daß 
der am Ende des Haushaltsjahres nicht in Anspruch 
genommene und nach dem nachstehend beschriebe-
nen Mechanismus gültig bleibende Teil der Zah-
lungsermächtigungen sehr begrenzt sein wird. 

Die Darstellung der Verpflichtungsermächtigungen 
und der Zahlungsermächtigungen im Haushaltsplan 
ergibt sich daraus, daß nur die Zahlungsermächti-
gungen durch Einnahmen gedeckt sind. Die Ver-
pflichtungsermächtigungen haben, obwohl sie das 
Hauptziel im System der Gemeinschaftsausgaben 
darstellen, keine Auszahlungen zur Folge: diese 
werden erst durch die Inanspruchnahme der Zah-
lungsermächtigungen bewirkt. Deshalb wird in der 
Spalte „Mittel" des Haushaltsplans nur der Betrag 
der Zahlungsermächtigungen eingesetzt. Die Ver-
pflichtungsermächtigungen, die als Bindungsgeneh-
migungen definiert werden können, werden in den 
Erläuterungen zu den betreffenden Haushaltslinien 
eingesetzt. 

Dieses System hat folgende Vorteile: 

— die Mittel für die Mehrjahresvorhaben können 
kontinuierlich vorausgeschätzt und bewirtschaf-
tet werden; 

— im Haushaltsplan werden nur die tatsächlich zu 
verausgabenden Beträge eingesetzt; 

— die Mittelübertragungen werden wesentlich ein-
geschränkt. 

3. Vereinfachung des Programmhaushalts für die 
Forschung 

Eines der Hauptanliegen der Kommission ist eine 
größere Transparenz des Haushaltsplans selbst. 
Eine Verbesserung der Transparenz erscheint vor 
allem beim Programmhaushalt für die Forschung 
notwendig. 

a) Gegenwärtige Lage 

Mit der Haushaltsordnung vom 20. September 
1971 1) mit Sonderbestimmungen für die For-
schungs- und Investitionsmittel, die als Titel VII in 
die Haushaltsordnung vom 25. April 1973 aufge-
nommen wurde, ist das System des Programmhaus-
halts eingeführt worden, der gegenwärtig in den 
Ausgabenansätzen für die Forschungs- und Investi-
tionstätigkeiten enthalten ist (Anlage I des Einzel-
plans III des Haushaltsplans der Kommission). 

Die Anwendung des Systems des Programmhaus-
halts hat sich in der Praxis als besonders kompli-
ziert erwiesen. Abgesehen von den Problemen der 
Sekundärverbuchungen (Tarifierung und Fakturie-
rung der Leistungen der Sammelkonten zu Lasten 
der Verbraucher), die inzwischen zufriedenstellend 
gelöst werden konnten, ist das Haushaltsdokument 
zu umfangreich und schwierig zu handhaben. 

Da nämlich die Mittel in Teil 1 und Teil 2 und zu-
dem innerhalb der beiden Teile nach Forschungs-
zielen oder sonstigen Tätigkeiten und Sammelkon-
ten gegliedert sind, ist das Dokument in seiner ge-
genwärtigen Form nicht transparent genug. 

b) Vorschlag der Kommission 

Die funktionelle Darstellung der Forschungs- und 
Investitionsmittel soll keineswegs in Frage gestellt 
werden. Es bedarf jedoch einer gewissen Vereinfa-
chung. Deshalb wird vorgeschlagen, den eigentli-
chen Haushaltsteil der Ausgabenansätze für die 
Forschungs- und Investitionstätigkeiten künftig auf 
das zu beschränken, was zur Zeit der erste Teil ist. 

Der bisherige zweite Teil mit den Sammelkonten 
wird in einen „Finanzierungsplan" umgewandelt, in 
dem die Mittel für die Verwirklichung der For-
schungs- und Investitionsvorhaben rationell zusam-
mengefaßt werden, d. h. zum Beispiel: 

— die wissenschaftlichen Abteilungen, 

— die wissenschaftlichen und technischen Hilfs-
dienste, 

— die allgemeinen Dienste. 

1) ABl.  L 218 vom 28. September 1971 
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Ferner umfaßt dieser Plan ein Konto für Personal-
ausgaben. Der Finanzierungsplan wird als Arbeits-
dokument dem Vorentwurf des Haushaltsplans bei-
gefügt, was wie bisher die Prüfung des Finanzbe-
darfs für diese Durchführungsmittel ermöglichen 
soll. Überdies bietet dieser Plan, der entsprechend 
dem endgültig festgestellten Haushaltsplan ange-
paßt wird Gelegenheit, im Laufe des Haushaltsjah-
res den Einsatz der Durchführungsmittel im An-
hang über die Forschungs- und Investitionstätigkei-
ten unter genauer Beachtung der Vorschriften der 
Haushaltsordnung im einzelnen zu verfolgen. 

Selbstverständlich muß das System der Fakturie-
rung der Leistungen der Sammelkonten zu Lasten 
der Verbraucher (Forschungsziele und sonstige Tä-
tigkeiten, einschließlich Arbeiten für Dritte) beibe-
halten werden, damit die Ausgaben dieser Sammel-
konten in den einzelnen Haushaltskapiteln genau 
veranschlagt werden können. 

Schließlich wird der Haushaltsrechung ein Doku-
ment beigefügt, in dem die Ergebnisse der Vorgän-
ge im Zusammenhang mit dem Einsatz der Durch-
führungsmittel dargelegt sind. 

Auf diese Weise kann das Haushaltsdokument we-
sentlich übersichtlicher gestaltet werden; dadurch 
wird seine Lektüre erleichtert und seine Struktur 
vereinfacht, und der Grundsatz des Programmhaus-
halts bleibt gewahrt. 

4. Funktionellere Darstellung und Verwaltung des 
Haushaltsplans des Amtes für Veröffentlichungen 

Gemäß dem Beschluß vom 16. Januar 1969 über die 
Errichtung des Amtes für amtliche Veröffentlichun-
gen der Europäischen Gemeinschaften hat dieses 
Amt zwei Aufgaben: 

— Es dient den Organen als gemeinsames Instru-
ment für sämtliche Veröffentlichungen: Das Amt 
für Veröffentlichungen ist damit ein Hilfsdienst 
der Organe. Es ist zwar verwaltungs- und haus-
haltsmäßig der Kommission angegliedert, wird 
jedoch von einem Direktorium aus Vertretern 
aller Organe verwaltet. 

— Das Amt für Veröffentlichungen gewährleistet 
selbst den Druck bestimmter Veröffentlichungen 
im Rahmen seiner Möglichkeiten (eigene Werk-
stätten, Personal usw.). Im übrigen vermittelt 
das Amt zwischen den Organen und Druckerei-
en außerhalb des Hauses. 

Angesichts der Rolle des Amtes für Veröffentlichun-
gen empfehlen sich zwei Verbesserungen um den 
Haushaltsplan zu vereinfachen und klarer zu ge-
stalten. 

Erstens wird im Interesse einer besseren Transpa-
renz vorgeschlagen, die Darstellung im Haushalts-
plan zu ändern. Bisher sind die Mittel des Amtes 
für Veröffentlichungen — die als solche nur durch 
einen Hinweis in den Erläuterungen gekennzeich-
net sind — in den Mitteln der verschiedenen Haus-
haltslinien der Titel 1 und 2 der Kommission ent-
halten: Eine als Anlage beigefügte Übersicht, die 
keinen förmlichen Wert hat, enthält die Zusammen-
fassung dieser Mittel. Es wird vorgeschlagen, daß 

die Anlage künftig den eigentlichen Haushaltsplan 
des Amts für Veröffentlichungen bildet. Der Ge-
samtbetrag dieser Anlage wird in einer besonderen 
Linie des Einzelplans der Kommission wiedergege-
ben. 

Mit dieser übersichtlicheren Darstellung werden 
die Mittel des Amtes für Veröffentlichungen deutli-
cher gekennzeichnet, was besser der interinstitutio-
nellen Rolle dieses Amtes entspricht. Diese Darstel-
lung ist außerdem einfacher und vermeidet künftig 
die Verquickung der Haushaltsmittel der Kommis-
sion und des Amtes für Veröffentlichungen in den 
Titel 1 und 2. 

Da das Amt für Veröffentlichungen eine gemeinsa-
me Dienststelle ist, deren Kapazität per definitio-
nem im Dienst der Organe steht, ist es zweitens 
nicht zweckmäßig, das System der realen Kostenan-
rechnung der zugunsten der Organe erbrachten Lei-
stungen beizubehalten. Es wird darauf hingewiesen, 
daß nach dem gegenwärtigen System alle Organe 
— mit Ausnahme der Kommission, für die Pro-for- 
ma-Rechnungen erstellt werden —, die Leistungen 
des Amtes für Veröffentlichungen nach Maßgabe 
seiner Kosten bezahlen 1). Im Zuge der Erfahrungen 
hat sich jedoch gezeigt, daß dieses unlogische Sy-
stem nicht gerechtfertigt ist. Es hat nämlich folgen-
de Nachteile: 

— Alle vom Amt für Veröffentlichungen benötig-
ten Mittel werden in seinem Haushaltsplan ein-
gesetzt, so daß das Amt eine bestimmte Kapazi-
tät hat. Dadurch, daß die Mittel für die Leistun-
gen des Amtes für Veröffentlichungen ein zwei-
tes Mal in den Einzelplänen der übrigen Organe 
eingesetzt werden, wird der Haushaltsplan un-
nötig aufgebläht. Die betreffenden Einzelpläne 
werden dadurch belastet. Außerdem kann das 
Amt für Veröffentlichungen Einnahmen aus die-
sen realen Zahlungen gar nicht verwenden: Es 
benötigt sie nicht, da sein Haushaltsplan be-
reits alle Ausgaben deckt. 

— Da das Amt für Veröffentlichungen eine ge-
meinsame Dienststelle der Organe ist, ist es 
nicht angezeigt, daß die Organe für die Leistun

-

gen dieser gemeinsamen Dienststelle zahlen. 

Selbstverständlich sollte es weiterhin möglich sein, 
den auf jedes Organ entfallenden Teil der Arbeit zu 
ermitteln: Hierzu ist eine analytische Buchführung 
vorgesehen. 

Die Bestimmungen betreffend das Amt für Veröf-
fentlichungen müssen natürlich entsprechend die-
sen Änderungen angepaßt werden. 

5. Jährliche Festlegung des Eingliederungsplans 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß sich die Einführung 
neuer Vorhaben und der Ausbau oder die Aufgabe 
früherer Vorhaben jedes Jahr auf den Eingliede-
rungsplan auswirken, der jährlich überarbeitet und 
der so entstandenen neuen Lage angepaßt werden 
muß. Außerdem kann die Notwendigkeit einer bes- 

1 ) Seit der Erstellung des Haushaltsplans 1976 setzt das 
Parlament auch Pro-forma-Mittel in seinen Einzelplan 
ein. 
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seren Haushaltstransparenz zu einer Zusammenfas-
sung von bisher getrennt behandelten Vorhaben 
oder der Auffächerung einer Haushaltslinie führen, 
wenn die Definition bestimmter Vorhaben konkrete 
Formen annimmt: Denn die Gemeinschaftstätigkeit 
muß über den Haushaltsplan erfaßt und in ihren finan-
ziellen Auswirkungen abgeschätzt werden. Nur wenn 
der Eingliederungsplan regelmäßig und tatsächlichen 
Verhältnissen angepaßt wird, läßt sich ohne weiteres 
ermitteln, wofür das Geld der Gemeinschaften aus-
gegeben wird. Nach der bisherigen Regelung ist 
diese regelmäßige Anpassung des Eingliederungs-
plans nicht immer möglich, da dieser durch ein 
der Haushaltsordnung beigefügtes Schema festge-
legt ist. Um die unumgänglichen Anpassungen zu 
erleichtern, schlägt die Kommission vor, diese An-
lage wegfallen zu lassen und den Eingliederungs-
plan jedes Jahr im Rahmen des Haushaltsverfah-
rens festzulegen. 

III. Finanzielle Eigenständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaften 

Das Prinzip der finanziellen Eigenständigkeit der 
Gemeinschaften ist ein grundlegendes Element des 
Systems der eigenen Mittel. Dieses System, das 
durch den Beschluß vom 21. April 1970 i) einge-
führt wurde, wird ab 1978 in vollem Umfang ange-
wandt. Danach gilt dann nur noch für die drei neu-
en Mitgliedstaaten die in Artikel 131 des Beitritts-
vertrags vorgesehene Einschränkung. 

Ab 1. Januar 1978 muß also die finanzielle Eigen-
ständigkeit in vollem Umfang verwirklicht werden. 
Dieser Grundsatz ist bei den Verhandlungen über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaa-
ten durch eigene Mittel der Gemeinschaften sowie 
im Laufe der Debatten des Europäischen Parlaments 
mehrmals bekräftigt worden. 

Der Vorschlag für eine Änderung der Haushalts-
ordnung sieht vor, daß die finanzielle Eigenständig-
keit nach folgendem Schema verwirklicht wird: 

1. Vollständige Vereinnahmung der eigenen Mittel 

Die Gemeinschaft wird in vollem Umfang über die 
eigenen Mittel verfügen, die nach dem natürlichen 
Rhythmus der Feststellungen an sie abgeführt wer-
den. Alle Überschüsse der Einnahmen gegenüber 
den Ausgaben bleiben der Gemeinschaft erhalten, 
die andererseits für ein etwaiges Defizit verant-
wortlich ist. Damit sind nicht mehr die Mitglied-
staaten für die Kassenmittel der Gemeinschaft ver-
antwortlich, sondern die Kommission muß die Li-
quidität durch eine wohlüberlegte Mittelbewirt-
schaftung gewährleisten. 

Die vollständige Abführung der eigenen Mittel an 
die Gemeinschaften erfordert natürlich eine ge-
nauere und zuverlässigere Vorausschätzung des 
tatsächlichen Mittelbedarfs für das kommende 
Haushaltsjahr. 

1) Beschluß vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mit-
tel der Gemeinschaften (70/243/EGKS/EWG/Euratom). 

Die vollständige Vereinnahmung der eigenen Mittel 
steht im Einklang mit der bisherigen Regelung, 
nach der die eigenen Mittel ab ihrer Feststellung 
Gemeinschaftsmittel sind. In Artikel 4 Absatz 5 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 heißt es im übrigen 
ausdrücklich, daß „der etwa entstehende Überschuß 
der eigenen Mittel der Gemeinschaften gegenüber 
den tatsächlichen Gesamtausgaben im Verlauf ei-
nes Haushaltsjahres auf das folgende Rechnungs-
jahr übertragen (wird) ". 

Damit, daß in dem Kommissionsvorschlag präzisiert 
wird, daß der etwaige Überschuß der Gemeinschaft 
zur Verfügung stehenbleibt, soll lediglich die An-
wendung dieses Artikels gesichert werden. Dieser 
Überschuß wird großenteils zur Erfüllung der wäh-
rend des Haushaltsjahres eingegangenen Verbind-
lichkeiten verwendet, für die die Zahlungen erst 
später zu leisten sind. Der Teil des Überschusses, 
der über den zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten 
erforderlichen Betrag hinausgeht, gestattet eine 
größere Flexibilität im Falle unvorhergesehener 
Entwicklungen und kann die Verabschiedung eines 
Nachtragshaushaltsplans durch die Haushaltsbehör-
de erleichtern, der unter diesen Umständen aus den 
vorhandenen Mitteln finanziert werden kann. 

Diese Eigenständigkeit ist natürlich begrenzt: 

— zunächst dadurch, daß der Höchstsatz der 
einheitlichen Mehrwertsteuer-Bemessungsgrund-
lage, deren Betrag den Gemeinschaften von der 
Haushaltsbehörde zur Verfügung gestellt wer-
den kann, auf 1 % festgesetzt ist; 

— zum anderen weil sie nur im Rahmen des Ge-
meinschaftshaushalts realisiert werden kann, 
der die Synthese aller Einnahmen und Ausgaben 
ist; 

— schließlich weil sie sich unter Einhaltung der 
Verträge und nach den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit der Haushaltsführung vollziehen 
muß, wobei alle Beschlüsse den vorgeschriebe-
nen internen und externen Kontrollen unterlie-
gen. 

Um eine wirksamere Haushaltsführung und eine 
bessere Abgrenzung des Haushaltsjahres zu ge-
währleisten, sollten alle im Laufe des gleichen 
Haushaltsjahres erfolgten und buchmäßig erfaßten 
Einnahmen unabhängig vom Zeitpunkt ihrer Fest-
stellung bei diesem Haushaltsjahr verbucht wer-
den. Diese Konzeption für den Einnahmenteil er-
möglicht eine ständige Kontrolle des Einnahmenvo-
lumens im Verhältnis zur Ausgabenmasse. Dadurch 
erhält die Entlastung für die Ausführung des Haus-
haltsplans entsprechend den Wünschen der Mit-
gliedstaaten einen endgültigen Charakter. 

Gleichzeitig wird die Kommission, die auf das soge-
nannte Kassenmittelbedarf-System verzichtet, trotz 
aller Anstrengungen ihre Einnahmen so sinnvoll 
verwenden, daß ihr Bedarf an Kassenmitteln ge-
deckt ist, gemäß Artikel 11 der Verordnung Nr. 2/71 1) 

1) Verordnung 2/71 vom 2. Januar 1971 zur Anwendung 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften. 
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die von den einzelstaatlichen Verwaltungen ge-
währten Vorschüsse auf die zu vereinnahmenden 
eigenen Mittel in Anspruch nehmen müssen. Es ist 
durchaus denkbar, daß dieses System auf einer 
zweiten Stufe durch die tatsächliche Zurverfü-
gungstellung von Mitteln bei den einzelstaatlichen 
Schatzämtern oder den Zentralbanken ersetzt wird. 

2. Beibehaltung der nichtverbrauchten Mittel 

Dieser größeren Eigenständigkeit bei den Einnah-
men, die nicht mehr von den einzelstaatlichen 
Haushalten abhängen werden, entspricht auf der 
Ausgabenseite eine größere Verantwortung für die 
Gemeinschaft, insbesondere für die Kommission als 
das für die Ausführung des Haushaltsplans verant-
wortliche Organ. Sie erfordert eine größere Genauig-
keit sowohl bei der Erstellung der Voranschläge 
als auch bei der Ausführung des Haushaltsplans. 

a) Die Ausgabe muß wie die Einnahme zuverlässi-
ger und realistischer vorausgeschätzt werden. 
Bei den Haushaltslinien, die Verpflichtungser-
mächtigungen und Zahlungsermächtigungen ent-
halten, muß die Vorausschätzung aus folgenden 
beiden Gründen der Wirklichkeit sehr nahe 
kommen: erstens hat die Unterscheidung zur 
Folge, daß bei den Zahlungsermächtigungen nur 
der Betrag eingesetzt wird, der während des 
Haushaltsjahres tatsächlich ausgegeben werden 
soll; zweitens kann dieser Betrag genauer be-
rechnet werden dank dem Fälligkeitsplan, in 
dem für jedes Haushaltsjahr der Betrag der Zah-
lungen vorgesehen ist, die aufgrund der wäh-
rend früherer Haushaltsjahre eingegangenen 
Verpflichtungen zu leisten sind. 

Bei den Mitteln des EAGFL Garantie handelt es 
sich um einen Sonderfall: Die Vorausschätzun-
gen müssen natürlich verbessert werden, doch 
ist dieses Problem in einem anderen Zusammen-
hang zu lösen. 

b) Die Ausgabenverpflichtungen müssen ebenfalls 
strenger eingehalten werden, da die am Ende 
des Haushaltsjahres nicht gebundenen Mittel 
grundsätzlich verfallen. Es wird keine nichtauto-
matischen Übertragungen mehr geben, es sei 
denn, die Haushaltsbehörde beschließt im Laufe 
des Haushaltsverfahrens etwas anderes, und au-
ßer für die Forschungsmittel, die gültig bleiben, 
bis sie im Wege des Haushaltsverfahrens annul-
liert werden. 

Dagegen kann in Anbetracht der jeweiligen Be-
deutung der Mittelbindung und der Zahlung die 
Verwaltung der Zahlungen flexibler gestaltet 
werden. Es wird vorgeschlagen, daß die Zah-
lungsmittel gültig bleiben und zur Zahlung der 
aus früheren Verpflichtungen resultierenden 
Ausgaben verwendet werden. Aber infolge der 
allgemeinen Einführung von Verpflichtungser-
mächtigungen und Zahlungsermächtigungen und 
der daraus resultierenden genaueren Veran-
schlagung der Haushaltsmittel werden diese Be-
träge, die den bisherigen automatischen Über-
tragungen entsprechen, weit niedriger sein als 
die augenblicklichen automatischen Übertragun-
gen. 

Anders als im bisherigen System der automati-
schen Übertragungen werden diese Mittel nicht 
wieder bei der betreffenden Haushaltslinie ein-
gesetzt, sondern zusammengefaßt und je nach 
Bedarf im Rahmen des Gesamtbetrags der einge-
gangenen Verbindlichkeiten verwendet. 

Da es infolge der vollständigen Erhebung der ei-
genen Mittel — anders als bei dem Verfahren 
für die früheren automatischen Übertragungen 
— nicht mehr nötig sein wird, zur Finanzierung 
dieser gültig bleibenden Ausgaben Mittel abzu-
rufen, dürfte eine flexiblere Verwaltung dieser 
Zahlungen keine Nachteile haben. Dadurch, daß 
diese Mittel global gültig bleiben, können sie 
ausschließlich nach Maßgabe des tatsächlichen 
Bedarfs für Zahlungen verwendet werden, ohne 
daß bei einer Haushaltslinie unnötige Beträge 
festgelegt werden, die unter Umständen gar 
nicht notwendig sind. 

3. Anleihen 

Die finanzielle Eigenständigkeit schließt für die Ge-
meinschaft die Möglichkeit ein, über alle finanziel-
len Mittel zu verfügen, die eine öffentliche Verwal-
tung, welche ein autonomes Budget mit natürli-
cherweise begrenzten Mitteln verwaltet, normaler-
weise benötigt. Dazu gehören auch Anleihen und 
Darlehen. 

Die Haushaltsordnung vom 25. April 1973 enthielt 
bereits, insbesondere in den Artikeln 1 und 82, ei-
nen Regeln betreffend Anleihen und Darlehen, die 
jedoch auf die Transaktionen im Rahmen des EAG-
Vertrags und auf die „EXIMBANK" beschränkt wa-
ren. 

Nachdem das Europäische Parlament und der Rat 
diese Frage eingehend geprüft haben und in Anbe-
tracht der Tatsache, daß die Anleihen und Darlehen 
zur Finanzierung der gemeinsamen Politiken in den 
kommenden Jahren immer mehr an Bedeutung ge-
winnen werden, wird vorgeschlagen, die Bestim-
mungen der Haushaltsordnung in der Weise zu än-
dern und zu ergänzen, daß alle derartigen Transak-
tionen, soweit sie sich aus dem EWG- und dem 
EAG-Vertrag ergeben, künftig im Haushaltsplan 
veranschlagt werden. 

Dabei muß allerdings dem besonderen Charakter 
dieser Transaktionen Rechnung getragen werden, 
die in der Regel nur Blankotransaktionen sind und 
den Haushalt der Gemeinschaften grundsätzlich 
nicht wirklich belasten. Ferner ist zu vermeiden, 
daß das Volumen der Einnahmen und der Ausgaben 
des Haushaltsplans unnötig aufgebläht wird, und zu 
berücksichtigen, daß es sich dabei um Transaktio-
nen besonderer Art handelt, deren Beträge nicht 
mehr genau vorausgeschätzt werden können. 

In Anbetracht dieser verschiedenen Faktoren, die 
aus dem spezifischen Charakter dieser Transaktio-
nen resultieren, schlägt die Kommission in Anleh-
nung an die mehrmals vom Europäischen Parlament 
vorgelegten Vorschläge folgendes System vor: 

a) Die Anleihen und die Darlehen werden im Haus-
haltsplan bewilligt (siehe geänderter Artikel 1 
der Haushaltsordnung). 
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b) Die allgemeine Einleitung zum Vorentwurf des 
Haushaltsplans umfaßt eine Gesamtübersicht 
über die Anleihe- und Darlehenspolitik und die 
Tätigkeiten durch Inanspruchnahme des Kapital-
marktes (siehe Artikel 12 Absatz 2). 

c) Die Veranschlagung der verschiedenen Arten von 
Anleihen erfolgt durch die Schaffung einer Li-
nie, die grundsätzlich mit dem Vermerk z. E. 
und mit Erläuterungen versehen ist, in denen 
insbesondere auf den aufgrund der Vertragsbe-
stimmungen über diese Transaktionen gefaßten 
Grundsatzbeschluß, eventuell das voraussichtli-
che Jahresvolumen dieser Transaktionen und 
die finanzielle Garantie der Gemeinschaft für 
ihre Abwicklung verwiesen wird. 

Ferner enthält ein Dokument als Anlage zum 
Einzelplan „Kommission" des Haushaltsplans 
eine Übersicht über die laufenden Kapitaltrans-
aktionen und den Schuldendienst sowie als 
Hinweis eine Übersicht über die Kapitaltrans-
aktionen und den Schuldendienst für das betref-
fende Haushaltsjahr. 

d) Schließlich werden diese Transaktionen selbst-
verständlich von der Haushaltsbehörde kontrol-
liert. Hierzu müssen bei Rechnungsabschluß in 
einem der Haushaltsrechnung beigefügten Do-
kument alle im Laufe des Haushaltsjahres 
durchgeführten Transaktionen (Kapitaltransak-
tionen und Schuldendienst) gemäß Artikel 81 
Absatz 5 der Haushaltsordnung dargelegt werden. 

Zusammenfassend vertritt die Kommission die Auf

-

fassung, daß alle Anleihe- und Darlehenstransaktio

-

nen rechtlich und finanziell unter den Haushalts-
plan der Gemeinschaft fallen, durch welchen sie 
unter den in der Haushaltsakte festgelegten Bedin-
gungen und im Rahmen des Haushaltsverfahrens 
jährlich genehmigt werden müssen. Das gleiche gilt 
bei der haushaltsmäßigen Verfolgung dieser Trans-
aktionen, die in der Anlage zur Haushaltsrechnung 
ausgewiesen werden müssen. Der gesamte Mecha-
nismus ist so flexibel, daß die verschiedenen Trans-
aktionen, für die besondere Regeln gelten, in geeig-
neter Form durchgeführt werden können. 

IV. Verschiedene Änderungen 

— Eine Reihe weiterer Änderungen zielt darauf ab, 
Verfahren genauer festzulegen, die in ihrer bis-
herigen Form nicht ganz zufriedenstellend funk-
tionieren, und in einigen Fällen die Terminolo-
gie anzugleichen. 

Es handelt sich hauptsächlich um das Verfahren 
der Feststellung und Einziehung der Einnahmen 
sowie um den Verzicht auf eine Einnahme. 

— Schließlich hat es sich als unrealistisch erwie-
sen, die 1973 vorgesehenen Beträge, die die 
Grenze darstellen, von denen aber bestimmte 
Vorschriften Anwendung finden — zum Beispiel 
Anhörung des Vergabebeirats vor Vergabe der 
Lieferaufträge, Stellung einer Kaution für die 
Bauarbeiten usw. — unverändert beizubehalten. 
Eine Anpassung dieser Beträge wird daher vor-
geschlagen. 




